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I. EINLEITUNG

In der Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat1 wird der
Schluss gezogen, dass die Auswirkungen der Marktöffnung bislang positiv waren, sowohl
hinsichtlich der Entwicklung des Marktes an sich als auch hinsichtlich damit verbundener
wichtiger Politikbereiche, die zum Beispiel gemeinwirtschaftliche und umweltpolitische
Ziele und die Versorgungssicherheit betreffen. Um den Energiebinnenmarkt zu vollenden
und seine Vorteile voll ausschöpfen zu können, sind nach Einschätzung der Kommission
jedoch noch weitere Maßnahmen erforderlich.

In der Mitteilung werden die dazu notwendigen Impulse und Maßnahmen aufgezeigt. Sie
betreffen den Grad der Marktöffnung („quantitative Vorschläge“) und die
Mindestanforderungen im Hinblick auf Netzzugang, Verbraucherschutz, Regulierung und
Entflechtung von Übertragung/Fernleitung und Verteilung in integrierten Gas- und
Stromunternehmen („qualitative Vorschläge“).

Auf der Grundlage dieser Schlussfolgerungen hat die Kommission einen offiziellen
Vorschlag zur Änderung der Elektrizitäts- und der Erdgasrichtlinie vorgelegt. Ferner wird
eine Verordnung vorgeschlagen, in der die Grundsätze und Verfahren hinsichtlich der
Netzzugangsbedingungen für den grenzüberschreitenden Stromaustausch festgelegt
werden.

Die Mitteilung kommt somit der auf der Tagung des Europäischen Rates von Lissabon am
23. und 24. März 2000 erhobenen Forderung nach, zügig an der Vollendung des
Binnenmarktes für Strom und Gas zu arbeiten. Sie entspricht auch der Aufforderung des
Europäischen Parlaments, die Kommission solle einen detaillierten Zeitplan für die
Realisierung genau beschriebener Zielsetzungen festlegen, um schrittweise eine
letztendlich vollständige Liberalisierung der Energiemärkte zu erreichen2.

In diesem Arbeitspapier werden die Sachverhalte ausführlicher dargelegt, die den
Kommissionsdienststellen bei der Ausarbeitung der Mitteilung und der Vorschläge für die
neuen Rechtsakte als Grundlage gedient haben: Erstens gibt das Arbeitspapier einen
Überblick über die Durchführung der bestehenden Erdgas- und Elektrizitätsrichtlinie.
Zweitens enthält das Arbeitspapier weitere Informationen über gemeinwirtschaftliche
Leistungen im Elektrizitätssektor, insbesondere über verschiedene gemeinwirtschaftliche
Ziele wie die Grundversorgung, die Versorgungssicherheit und den Umweltschutz.

Drittens werden in dem Arbeitspapier verschiedene Aspekte vertieft, die im Rahmen der
Mitteilung von entscheidender Bedeutung sind, nämlich die Entwicklung der Preise, die
Auswirkungen des Wettbewerbs auf die Beschäftigung im Energiesektor und der Handel
mit Drittländern.

Bei der Ausarbeitung dieser Mitteilung legte die Kommmission Wert darauf, dass alle
Beteiligten - Sozialpartner, Elektrizitätserzeuger und Erdgasproduzenten,

1
KOM (...) - ABl. ... vom (...).

2 Entschließung "Liberalisierung der Energiemärkte" (A5-0180/2000 vom 6. Juli 2000).
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Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB), Verteilerunternehmen, Verbraucher und andere
Betroffene - gehört wurden, bevor Schussfolgerungen formuliert wurden.

Aus diesem Grund hat im September 2000 eine öffentliche Anhörung stattgefunden, an
der etwa 120 Vereinigungen und Unternehmen teilnahmen. Die dort vertretenen
Standpunkte sind ebenfalls in das vorliegende Arbeitspapier der Kommissionsdienststellen
eingeflossen.
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2. ÜBERBLICK ÜBER DIE UMSETZUNG DER ELEKTRIZITÄTSRICHTLINIE

(96/92/EG)

2.1. Allgemeiner Stand der Umsetzung

Die Elektrizitätsrichtlinie wurde am 19. Dezember 1996 verabschiedet und trat am
19. Februar 1997 in Kraft. Die Umsetzung in innerstaatliche Rechtsvorschriften musste
von den Mitgliedstaaten bis zum 19. Februar 1999 durchgeführt werden; ausgenommen
hiervon waren Belgien und Irland, die die Richtlinie bis zum 19. Februar 2000 umzusetzen
hatten, und Griechenland, das die Umsetzung bis zum 19. Februar 2001 zu vollziehen hat.

Alle Mitgliedstaaten haben die Richtlinie inzwischen über ihre primären Rechtsvorschriften
umgesetzt. In Belgien ist die Umsetzung noch nicht abgeschlossen.

Belgien hat die Verabschiedung mehrerer Durchführungsverordnungen versäumt, darunter
eine Verordnung, mit welcher der Betreiber des Übertragungsnetzes benannt wird und
notwendige Maßnahmen zur Sicherstellung der Unabhängigkeit des
Übertragungsnetzbetreibers sowie Zugangsvorschriften und Tarife festgelegt werden.

Die Richtlinie wurde darüber hinaus mit Wirkung vom 1. Juli 2000 in das EWR-
Abkommen aufgenommen; dadurch wird der Elektrizitätsbinnenmarkt auf Norwegen,
Island und Liechtenstein ausgeweitet.

Die Kommission wird die Situation in allen Mitgliedstaaten im Hinblick auf stärker
technisch angelegte Probleme, die die Entwicklung eines wettbewerbsorientierten Marktes
und eine echte Wahl des Lieferanten konkret behindern, weiterhin im Auge behalten.

2.2. Grad der Öffnung des Elektrizitätsmarktes

Artikel 19 der Elektrizitätsrichtlinie besagt, dass in jedem Mitgliedstaat eine minimale
Marktöffnung verwirklicht werden muss. Die Elektrizitätsrichtlinie geht dabei von einer in
drei Schritten ablaufenden Marktöffnung aus. Ab Februar 1999 musste eine Marktöffnung
von mindestens 27 % erreicht sein, ab Februar 2000 stieg dieser prozentuale Mindestanteil
auf 30 %, im Februar 2003 muss sich die Marktöffnung mindestens auf 35 % erhöht
haben. Diese Mindestquoten werden anhand des Durchschnittsstromverbrauchs von
Endabnehmern in der EU von mehr als 40 GWh (Schritt 1), von mehr als 20 GWh (Schritt
2) und mehr als 9 GWh im letzten der in der Richtlinie vorgesehenen Schritte berechnet.

Alle Mitgliedstaaten legen die Zulassungskriterien für ihre Verbraucher fest. In jedem Fall
haben Verbraucher, die mehr als [100 GWh] abnehmen, und Verteilungsunternehmen für
den in ihren Netzen von zugelassenen Kunden verbrauchten Teil nach Artikel 19 Absatz 3
ein direktes Lieferantenwahlrecht.

Es steht den Mitgliedstaaten frei, einen größeren Teil ihres Marktes zu öffnen, und die
meisten Mitgliedstaaten haben sich dazu entschieden. In der folgenden Tabelle findet sich
eine Übersicht über die derzeitige und die erwartete Marktöffnung in der Europäischen
Union:
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2000 2003 Später

Österreich 32 % 100 % (2001) 100 %

Belgien 35 % 50 % 100 % (2007)

Dänemark 90 % 100 % 100 %

Finnland 100 % 100 % 100 %

Frankreich 30 % 35 % n. z.

Deutschland 100 % 100 % 100 %

Griechenland 30 % 35 % n. z.

Irland 30 % 40 % 100 % (2005)

Italien 35 % 70 % 70 %

Luxemburg 40 % + 56 % 75 % (2005)

Niederlande 33 % 100 % 100 %

Portugal 30 % 35 % n. z.

Spanien 54 % 100% 100 %

Schweden 100 % 100 % 100 %

Vereinigtes
Königreich

100 % 100 % 100 %

EU 66 % 75 % 83 %

Die Marktöffnung in der Europäischen Union ist damit also bei weitem größer als in der
Richtlinie gefordert. Vier Mitgliedstaaten – Finnland, Schweden, das Vereinigte
Königreich und Deutschland – haben ihren Markt bereits vollständig geöffnet, während
weitere sechs Mitgliedstaaten – Österreich, Belgien, Dänemark, Irland, die Niederlande
und Spanien – sich kurz- oder mittelfristig hin in Richtung einer völligen Marktöffnung
bewegen werden.

Mit der derzeitigen Marktöffnungsquote von durchschnittlich 66 % in der EU werden die
Erwartungen zum Zeitpunkt der Verabschiedung der Richtlinie deutlich übertroffen. Klar
ist allerdings, dass prozentuale Angaben zu zugelassenen Kunden lediglich einen, wenn
auch sehr wichtigen Anhaltspunkt für den echten Grad an Wettbewerb in den
Mitgliedstaaten liefern.
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Die Zulassungsberechtigung garantiert jedoch noch nicht eine echte Wahl des Lieferanten.
Damit diese tatsächlich gegeben ist, müssen andere Bedingungen wie der echte
Wettbewerb auf der Versorgungsseite, der einfache Wechsel des Versorgers aufgrund der
Verbrauchserfassung oder anderer Anforderungen, und insbesondere der
nichtdiskriminierende Netzzugang sowohl innerhalb des Netzes eines
Übertragungsnetzbetreibers als auch zu den Verbundleitungen zu anderen Netzen
gewährleistet sein.

Gegenseitigkeit

Die unterschiedlichen Grade der Marktöffnung haben dazu geführt, dass verschiedene
Mitgliedstaaten die Bestimmung in Artikel 19 Absatz 5 der Richtlinie nutzen. Diese
sogenannte Gegenseitigkeitsklausel verleiht Mitgliedstaaten das Recht, Einfuhren für ihre
zugelassenen Kunden zu verweigern, die in dem ausführenden Mitgliedstaat nicht als
zugelassen gelten. Acht Mitgliedstaaten – Österreich, Belgien, Deutschland, Italien,
Luxemburg, die Niederlande, Portugal und Spanien – haben eine solche Bestimmung in
ihre innerstaatlichen Rechtsvorschriften aufgenommen.

2.3. Bau von Erzeugungskapazität

Artikel 4 der Elektrizitätsrichtlinie gibt den Mitgliedstaaten zwei Möglichkeiten, um den
Bau neuer Erzeugungskapazität vollständig für den Wettbewerb zu öffnen: ein
Ausschreibungsverfahren und ein Genehmigungsverfahren, das in Artikel 5
beziehungsweise 6 näher ausgeführt wird.

Bei dem Ausschreibungsverfahren wird der Bedarf an weiterer Erzeugungskapazität
zunächst anhand eines Berichts des Betreibers des Übertragungsnetzes oder einer anderen
zuständigen Stelle ermittelt und anschließend ausgeschrieben.

Bei dem Genehmigungsverfahren kann jeder zu jeder Zeit einen Antrag auf Genehmigung
zum Bau einer Erzeugungsanlage stellen. Hier entscheidet somit der Markt, ob Raum für
neue Erzeugungskapazität besteht. Bei beiden Verfahren müssen objektive, transparente
und nichtdiskriminierende Kriterien zur Anwendung kommen.

Vierzehn Mitgliedstaaten haben sich entschieden, den Bau neuer Erzeugungskapazität
nach dem Genehmigungsverfahren für den Wettbewerb zu öffnen, was als das
transparenteste und am wenigsten diskriminierende Verfahren zur Einführung von
Wettbewerb in der Stromerzeugung angesehen wird. Portugal hat sich für ein
Mischsystem entschieden: Für den zugelassenen Markt gilt hier das
Genehmigungsverfahren, während Erzeugungsanlagen, die den nichtzugelassenen Markt
versorgen sollen, nach dem Ausschreibungsverfahren gebaut werden.

Auch wenn sie das Genehmigungsverfahren wählen, können die Mitgliedstaaten sich die
Möglichkeit vorbehalten, in Ausnahmefällen aus Gründen der langfristigen Planung ein
Ausschreibungsverfahren durchzuführen, wenn mit dem Genehmigungsverfahren nicht die
angemessene Erzeugungskapazität gebaut wird. Frankreich hat sich zu diesem Weg
entschlossen.
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2.4. Netzzugang

Gemäß Artikel 16, 17 und 18 der Elektrizitätsrichtlinie konnten die Mitgliedstaaten
Netzzugang auf folgender Grundlage gewähren:

• Verhandlungen zwischen zugelassenen Kunden und dem Betreiber des
Übertragungsnetzes – Netzzugang Dritter auf Vertragsbasis;

• von veröffentlichten und geregelten Preisen für die Nutzung des Netzes – geregelter
Netzzugang Dritter;

• des Alleinabnehmersystems mit einer Stelle (dem Betreiber des Übertragungsnetzes),
die den gesamten im Netz verbrauchten Strom abnimmt, oder dem Betreiber des
Übertragungsnetzes, der den Strom, der von nichtzugelassenen Kunden verbraucht
wird, kauft und Dritten für zugelassene Kunden Zugang auf Vertragsbasis oder
geregelten Zugang gewährt.

Allgemein wird davon ausgegangen, dass das System geregelter und veröffentlichter
Preise für den Netzzugang das Verfahren ist, das zu einem wettbewerbsorientierten Markt
mit der höchsten Effizienz und Transparenz führt. Feststehende Preise stellen nicht nur für
alle sicher, dass keine Diskriminierung zwischen Marktteilnehmern aufgrund von Preisen
erfolgen kann, sie gewährleisten außerdem, dass den Unternehmen bei der Planung
künftiger Stromabnahmen die Übertragungstarife bekannt sind. Die Neuaushandlung von
Zugangspreisen und –bedingungen am Ende eines Vertrages stellt für die Unternehmen
eine zusätzliche Belastung dar.

Vierzehn Mitgliedstaaten haben sich für die Einführung des geregelten Netzzugangs
entschieden. Nur Deutschland hat den Netzzugang auf Vertragsbasis gewählt. Die
Netzzugangspreise in Deutschland sind das Ergebnis von Verhandlungen zwischen
Verbraucherverbänden, Elektrizitätsunternehmen und Netzbetreibern. Allerdings werden
die daraus resultierenden Preise veröffentlicht und stellen Transparenz sicher. Die Preise
können von den Marktteilnehmern jedoch angefochten werden, da sie nicht verbindlich
sind; daraus können langwierige Verhandlungen folgen. Außerdem unterliegen die Preise
keiner Genehmigungspflicht.

Das reine Alleinabnehmersystem wurde von keinem Mitgliedstaat gewählt. Italien und
Portugal haben sich für das Alleinabnehmersystem für nichtzugelassene Kunden und den
geregelten Netzzugang für zugelassene Verbraucher entschieden.

2.5. Entflechtung

In Europa gehörte das Übertragungsnetz früher in den meisten Fällen einem vertikal
integrierten Monopolunternehmen, das gleichzeitig Erzeugungsunternehmen und
Übertragungsunternehmen war und sich in vielen Fällen auch im Vertrieb betätigte.

Das Übertragungsnetz bildet das Rückgrad des Elektrizitätsmarktes. Ohne
nichtdiskriminierenden Zugang zum Netz kann sich kein Wettbewerb entwickeln.
Nichtdiskriminierender Netzzugang wird zwar einerseits durch veröffentlichte Preise
garantiert, genauso wichtig zur Verwirklichung der Nichtdiskriminierung ist aber die
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wirksame Entflechtung der Übertragungsnetzinteressen von den anderen Belangen eines
vertikal integrierten Unternehmens.

Zu diesem Zweck enthält die Richtlinie drei wesentliche Bestimmungen:

• Entflechtung und Transparenz der Buchführung (Artikel 13 und 14). Den zuständigen
Behörden muss die Einsichtnahme in die Buchführung von Produktions-,
Übertragungs- und Verteilungsunternehmen garantiert werden. Vertikal integrierte
Unternehmen weisen in ihrer internen Buchführung die Produktions-, Übertragungs-,
Verteilungs- und sonstigen Tätigkeiten außerhalb des Elektrizitätsbereichs jeweils
gesondert aus. Der Jahresabschluss wird veröffentlicht.

• Der Betreiber des Übertragungsnetzes wahrt die Geheimhaltung von wirtschaftlich
sensiblen Informationen.

• Entflechtung der Verwaltung des Übertragungsnetzes (Artikel 7 Absatz 6). Wenn das
Übertragungssystem nicht ohnehin schon unabhängig von Erzeugung und Vertrieb ist,
muss es zumindest auf Verwaltungsebene unabhängig von den übrigen Tätigkeiten
sein.

Mit diesen Bestimmungen soll die Nichtdiskriminierung zwischen verschiedenen
Netzbenutzern sichergestellt und insbesondere die bevorzugte Behandlung des
Produktions- und Vertriebsbereichs der eigenen Gruppe durch den
Übertragungsnetzbetreiber verhindert werden.

Eine weitere Zielsetzung dieser Bestimmungen besteht darin, zur Vermeidung von
Diskriminierung und Quersubventionen zwischen verschiedenen Tätigkeiten eines
Unternehmens für die notwendige Transparenz im Betrieb von
Elektrizitätsversorgungsunternehmen zu sorgen. Für die wirksame Anwendung von
Wettbewerbsvorschriften ist Transparenz eine grundlegende Voraussetzung. Bei der
Arbeit der Regulierungsstellen spielt die Einsichtnahme in die Bücher für die von ihnen
durchgeführten Wirksamkeitskontrollen ebenfalls eine wichtige Rolle.

Die ersten beiden Bestimmungen mussten von den Mitgliedstaaten in unveränderter Form
umgesetzt werden. Die Bestimmung über die Entflechtung des Übertragungsnetzes auf
Verwaltungsebene ist eine Minimalforderung. Hier konnten die Mitgliedstaaten
entscheiden, ob sie mit der Schaffung eines rechtlich eigenständigen Unternehmens für das
Übertragungsnetz (rechtliche Entflechtung) oder der Gründung eines
Übertragungsunternehmens, das vollständig von anderen Belangen getrennt ist und alle
Übertragungseinrichtungen besitzt (Entflechtung der Besitzverhältnisse), noch weiter
gehen wollten.

Die meisten Mitgliedstaaten haben sich entschieden, über die Entflechtung auf
Verwaltungsebene hinauszugehen. Hierbei stellt sich folgendes Bild dar:

Entflechtung auf
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Verwaltungsebene Frankreich, Deutschland3, Tiwag- und Illwerke-Netz im
westlichen Teil Österreichs, Netze in Schottland und
Nordirland, Luxemburg

Rechtliche Entflechtung Italien, Belgien (auch wenn der Betreiber des
Übertragungsnetzes noch nicht benannt wurde),
Niederlande4, der größte Teil von Österreich, Portugal,
Irland, Dänemark

Entflechtung der

Eigentumsverhältnisse Finnland, Schweden, England und Wales, Spanien

Die fehlende Entflechtung und damit die mangelnde Unabhängigkeit des
Übertragungsnetzbetreibers wird von vielen Teilen der Wirtschaft als wesentliches
Hindernis für die Entwicklung von fairem Wettbewerb und fairen Spielregeln angesehen.
Das Übertragungsnetz stellt ein natürliches Monopol dar und muss daher strengen
Vorschriften unterworfen sein. Ein Betreiber eines Übertragungsnetzes, der nicht völlig
unabhängig ist, würde gegen die wirtschaftlichen Interessen der assoziierten Produktions-
und Vertriebsunternehmen handeln, wenn er allen Marktbeteiligten Zugang zu denselben
Bedingungen gewährte. Die Entflechtung des Übertragungsnetzbetreibers soll
gewährleisten, dass dieser im Interesse des Netzes handelt und alle Marktteilnehmer als
Kunden und nicht als Konkurrenten ansieht.

2.6. Regulative Mechanismen und Mechanismen für die Beilegung von
Streitigkeiten

Nach Artikel 20 Absatz 3 der Richtlinie sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, eine
unabhängige Stelle für die Beilegung von Streitigkeiten zu benennen; außerdem schaffen
sie geeignete und wirksame Mechanismen für die Regulierung, die Kontrolle und die
Sicherstellung von Transparenz, um den Missbrauch von marktbeherrschenden Stellungen
zu vermeiden [Artikel 21].

In elf Mitgliedstaaten (Schweden, Finnland, dem Vereinigten Königreich, Irland,
Dänemark, Griechenland, Italien, Spanien, den Niederlanden, Portugal, Frankreich und
Belgien) wurde eine sektorspezifische Regulierungsbehörde geschaffen, wohingegen die
Wettbewerbsbehörde zumeist für Fälle zuständig ist, in denen von innerstaatlichen
Wettbewerbsvorschriften abgewichen wird. In Luxemburg ist die Regulierungsstelle für
den Bereich der Telekommunikation auch für Regulierungsfragen im Elektrizitätssektor
zuständig. In Österreich und Deutschland werden die Aufgaben, die in den anderen
Mitgliedstaaten den Regulierungsbehörden übertragen wurden, vom Ministerium
wahrgenommen. Österreich wird in Kürze eine spezielle Regulierungsstelle für den Sektor
schaffen.

3 In der Praxis sind die 6 Betreiber von Übertragungsnetzen in Deutschland rechtlich entflochten.

4 Der niederländische Staat beabsichtigt den Erwerb einer Mehrheitsbeteiligung an dem niederländischen
Übertragungsnetzbetreiber, bei dem dann eine Entflechtung der Eigentumsverhältnisse gegeben sein wird.
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Die Befugnisse der Regulierungsstellen und der Grad ihrer Unabhängigkeit sind von
Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat unterschiedlich, angefangen von völlig unabhängigen
Regulierungsbehörden mit Tariffestsetzungsbefugnissen (beispielsweise in Italien und im
Vereinigten Königreich) über Regulierungsstellen mit beratender Funktion bei Tarifen (in
Spanien) bis hin zu Regulierungsbehörden mit Tariffestsetzungsbefugnissen, die
Anweisungen von dem zuständigen Minister erhalten können (in den Niederlanden).

2.7. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen

Dienstleistungen im allgemeinen Interesse müssen und werden auf einem liberalisierten
Markt eine wichtige Rolle spielen. Dieser Ansatz spiegelt sich in der Elektrizitätsrichtlinie
mit ihrem Mechanismus, nach dem Mitgliedstaaten dem Gemeinwohl dienenden
Erwägungen nachkommen können, klar und deutlich wider. Vor diesem Hintergrund
können Mitgliedstaaten in fünf Bereichen gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen im
wirtschaftlichen Allgemeininteresse festlegen, und zwar in den Bereichen Umwelt,
Sicherheit, Regelmäßigkeit, Lieferqualität und Preisgestaltungspolitik. Sie können dann
diejenigen Maßnahmen ergreifen, die zu deren Verwirklichung erforderlich sind. Wichtig
ist, dass die von den Mitgliedstaaten zur Verwirklichung dieser Zielsetzungen ertroffenen
Maßnahmen und eingerichteten Mechanismen Handel und Wettbewerb nicht mehr als
nötig beschränken.

Die Versorgung von geographisch isolierten Verbrauchern mit Strom zu vernünftigen
Preisen, Verpflichtungen zur Erbringung von unrentablen Dienstleistungen, die garantierte
Versorgung von Kranken und Behinderten mit Strom, Grenzen für die Möglichkeit von
Elektrizitätsunternehmen, die Versorgung von Verbrauchern aufgrund von Schulden zu
unterbrechen, und die Sicherstellung der Kontinuität in der Stromversorgung sind daher
heute und in Zukunft nach wie vor Verpflichtungen, die auf einem liberalisierten Markt
erfüllt werden können. Regierungen können so ihre lokalen Verteilungsunternehmen
weiterhin verpflichten, alle Verbraucher der Region zu beliefern. Die Mitgliedstaaten
können alle Betreiber in ihrem Land mit derartigen Versorgungspflichten belegen.
Allerdings müssen die Verpflichtungen objektiv und transparent sein und in
nichtdiskriminierender Weise auferlegt werden.

Für Dienstleistungen im allgemeinen Interesse gibt es in der Union keine einheitliche
Definition. Es gibt jedoch in nahezu allen Mitgliedstaaten eine Reihe gemeinsamer
Bestimmungen, die die Tätigkeiten von Elektrizitätsunternehmen regeln sollen und die
sich in drei große Kategorien einteilen lassen.

Die erste Kategorie bezieht sich dabei auf den Universaldienst und den allgemeinen
Verbraucherschutz. Diesbezüglich bestehen in den meisten Mitgliedstaaten konkrete
Bestimmungen, die die Verpflichtungen zum Anschluss von Verbrauchern und/oder zur
regelmäßigen Versorgung von Verbrauchern mit Strom darlegen. Einige Mitgliedstaaten
wie beispielsweise Österreich haben außerdem festgelegt, dass den Verbrauchern
angemessene Preise in Rechnung gestellt werden, während in anderen Ländern wie in
Frankreich und Griechenland geregelte Tarife für nichtzugelassene Kunden gelten. In
anderen Fällen existieren - wie z. B. im Vereinigten Königreich - spezielle Bestimmungen,
um Alte, Bedürftige und Behinderte zu schützen. In Schweden können bedürftige
Verbraucher nicht von der Stromversorgung abgeschnitten werden.
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Die zweite Kategorie betrifft den Schutz der Umwelt. Für die Stromerzeugung gelten
spezielle Auflagen, um eine umweltfreundliche Stromerzeugung sicherzustellen
(Deutschland, Österreich, Dänemark und Griechenland). Fördersysteme für erneuerbare
Energieträger und die Kraft-Wärme-Kopplung sind insbesondere im Bereich FTE
verbreitet. Darüber hinaus werden Maßnahmen in Richtung Internalisierung von externen
Kosten beispielsweise durch steuerliche Maßnahmen ergriffen. Zusätzlich wird die Rolle
von kosteneffizienten Mechanismen zur Förderung des Managements der Nachfrageseite
untersucht.

Die dritte Kategorie bezieht sich auf Fragen der Versorgungssicherheit, wozu technische
Spezifikationen für alle an das Netz Angeschlossenen, die Aufrechterhaltung von
Reservekapazität, die Abstimmung von Angebot und Nachfrage, die Verfügbarkeit von
Kapazität zur Deckung der Nachfrage, die Sicherstellung von primären Brennstoffen für
die Stromerzeugung und die Aufrechterhaltung eines sicheren und stabilen Systems
gehören.

Nähere Einzelheiten zu diesem Thema finden sich in Anhang IV über Dienstleistungen im
allgemeinen Interesse.

2.8. Strombörsen

Im Vereinigten Königreich und in den nordischen Ländern wird Elektrizität schon seit
einer Reihe von Jahren an Strombörsen und/oder im Rahmen von Pools gehandelt.
Strombörsen spielen aus Gründen der Preistransparenz eine wichtige Rolle, wenn sie
neben bilateralen Verträgen als Sekundärmarkt fungieren. Im Vereinigten Königreich ist
man dabei, ein „New Trading Arrangement” (NETA) einzuführen. Der Strom soll in der
Hauptsache anhand von bilateralen Verträgen gehandelt werden und die Stromerzeuger
sollen den von ihnen genannten Preis und nicht den aus dem Clearing hervorgegangenen
Pool-Preis erhalten. Als Ergänzung ist eine Reihe von Strombörsen für den
Sekundärhandel geplant.

Seit Inkrafttreten der Richtlinie haben die Strombörse in Amsterdam im Juni 1999 sowie
in Deutschland die Leipziger Strombörse und die Frankfurter Strombörse (E-EX) im Juni
beziehungsweise August 2000 ihren Betrieb aufgenommen. In Spanien arbeitet die OMEL
seit dem 1. Januar 1998. Am 1. April 1998 wurde mit Geschäften auf dem Intraday-Markt
begonnen.

In Frankreich ist die Vorbereitung einer Strombörse weit vorangeschritten, der Betrieb
kann etwa im April dieses Jahres aufgenommen werden; außerdem bestehen Pläne zur
Eröffnung einer Strombörse in Mailand in diesem Jahr.

Eine vollständige Übersicht über die Umsetzung der Elektrizitätsrichtlinie in den 15
Mitgliedstaaten ist im Internet unter folgender Adresse abrufbar:

http://europa.eu.int/comm/energy/en/elec_single_market/implementation/index_en.html
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3. ÜBERSICHT ÜBER DIE UMSETZUNG DER EUROPÄISCHEN ERDGASRICHTLINIE

(98/30/EG)

Der vorliegende Anhang enthält eine Übersicht über die Umsetzung der europäischen
Erdgasrichtlinie (98/30/EG).

3.1. Zusammenfassung

Allgemeiner Stand der Umsetzung:

Die europäische Erdgasrichtlinie (98/30/EG) wurde am 22. Juni 1998 verabschiedet und
trat am 10. August 1998 in Kraft. Gemäß Artikel 29 der Richtlinie erlassen die
Mitgliedstaaten die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser
Richtlinie binnen zwei Jahren nach ihrem Inkrafttreten nachzukommen, d. h. spätestens
zum 10. August 2000. Sie setzen die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

Nach der Verabschiedung der Erdgasrichtlinie im Jahre 1998 haben sich Österreich,
Belgien, Dänemark, Finnland, Griechenland, Irland, Italien, Portugal, Spanien, Schweden,
die Niederlande und das Vereinigte Königreich entsprechend vorbereitet und
Rechtsvorschriften zur Umsetzung der europäischen Erdgasrichtlinie erlassen. Die
Kommission führt gegenwärtig eine detaillierte Analyse der umfassenden
Gesetzesdokumente durch, die nach dem 10. August 2000 übermittelt wurden.

Drei Mitgliedstaaten sind jedoch noch nicht ihren Pflichten im Hinblick auf die Umsetzung
bzw. vollständige Umsetzung der Richtlinie in primäre innerstaatliche Rechtsvorschriften
nachgekommen (Frankreich, Luxemburg, Deutschland).

Die bedauerlichen Verzögerungen bei der Durchführung der förmlichen
Gesetzgebungsverfahren in diesen Ländern bedeutet jedoch nicht, dass der Erdgasmarkt in
keinem dieser Mitgliedstaaten für den Wettbewerb geöffnet wird und Dritte keinen
Zugang zum Erdgasnetz erhalten. Sowohl in Deutschland als auch in Frankreich haben die
Gasversorgungsunternehmen die wesentlichen wirtschaftlichen Bedingungen für den
Zugang zu ihren Netzen veröffentlicht. Solche freiwilligen Initiativen können jedoch die
gesetzliche Verpflichtung der Mitgliedstaaten, die Erdgasrichtlinie in innerstaatliche
Rechtsvorschriften umzusetzen, nicht ersetzen und dürften ohne eine solche
Rechtsgrundlage gar nicht bestehen.

Die Kommission hat aus diesem Grunde Frankreich, Luxemburg und Deutschland im
September/Oktober 2000 förmliche Fristsetzungsschreiben zugestellt. Im Januar/Februar
2001 wurde eine mit Gründen versehene Stellungnahme an Frankreich und Luxemburg
gerichtet. Portugal erhielt im September 2000 ebenfalls ein förmliches
Fristsetzungsschreiben, hat jedoch inzwischen Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinie
erlassen.

Im Rahmen der Umsetzung sollten jedoch nicht nur die entsprechenden
Rechtsvorschriften bis zum genannten Zeitpunkt erlassen, sondern auch die erforderlichen
Verwaltungs- und anderweitigen Verfahren eingeführt sein, damit die Öffnung des
Marktes tatsächlich wirksam wird.
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Daher führt die Kommission derzeit eine sorgfältige und eingehende Untersuchung des
Gesamtbildes in allen 15 Mitgliedstaaten in Bezug auf die detaillierte Umsetzung in
primäre und sekundäre Rechtsvorschriften (Erlasse, Beschlüsse, Netzkodizes,
Verordnungen usw.) durch, um die völlige Übereinstimmung mit der europäischen
Erdgasrichtlinie sicherzustellen. Auf der Grundlage dieser Analyse ist es möglich, dass die
Kommission weitere Maßnahmen gegen einzelne Mitgliedstaaten ergreift.

Erste Ergebnisse der Öffnung des Erdgasmarktes in der EU

Trotz der Verzögerung beim Erlass von Rechtsvorschriften in einigen Mitgliedstaaten gibt
der Prozess der Richtlinienumsetzung Grund zur Ermutigung. Am 10. August 2000 war
im Durchschnitt bereits ein deutlich höherer Grad der Marktöffnung – etwa 80 % der
gesamten Gasnachfrage – als die absolute Mindestforderung von 20 % in der
Erdgasrichtlinie erreicht. Die meisten Mitgliedstaaten betreiben die Marktöffnung weiter
und schneller als in der Richtlinie vorgesehen.

Mehr Mitgliedstaaten als erwartet (8) haben sich eher für den geregelten Netzzugang als
für den Netzzugang auf Vertragsbasis entschieden und sind auch bei der Entflechtung und
Unabhängigkeit der Betreiber von Fernleitungsnetzen über die Forderungen der Richtlinie
hinausgegangen.

So ist der Start für die Liberalisierung des Erdgasmarktes ermutigend. Die hohe
durchschnittliche Quote der Marktöffnung ein positives Zeichen und eine überaus wichtige
erste Voraussetzung dafür, dass Kunden ihr Wahlrecht ausüben können. Dies allein bietet
jedoch noch keine Gewähr dafür, dass ein wettbewerbsorientierter Erdgasmarkt in Europa
verwirklicht wird und die Abnehmer in vollem Umfang von der Liberalisierung profitieren
werden. Damit der europäische Erdgasbinnenmarkt Wirklichkeit wird, bleibt daher noch
viel zu tun.

Voraussetzung für die Entwicklung von Wettbewerb und die Entstehung greifbarer
Ergebnisse sind sowohl bereitwillige Lieferanten als auch die Konkurrenz zwischen
vorgelagerten Erdgasunternehmen auf der Angebotsseite. Hierzu müssen
ordnungsgemäße, faire und nichtdiskriminierende Tarife und andere Bedingungen für den
Zugang zum europäischen Erdgasnetz kommen. Sind diese beiden Voraussetzungen nicht
gegeben, wird der Wettbewerb wahrscheinlich keinen Erfolg haben.

Daher ist es wichtig, diese Aspekte des Wettbewerbs zu überwachen, um sicherzustellen,
dass Verbraucher in den Genuss der Vorteile größerer Wahlmöglichkeiten auf dem
europäischen Ergasmarkt kommen. Das Madrider Forum europäischer
Regulierungsbehörden im Bereich Erdgas wird eine maßgebliche Rolle spielen, um den
nichtdiskriminierenden Zugang zum europäischen Erdgasnetz und die Entwicklung von
echtem Wettbewerb zu gewährleisten.

Wahl des Zugangssystems

Gemäß der Erdgasrichtlinie haben die Mitgliedstaaten die Wahl zwischen dem Netzzugang
auf Vertragsbasis (wobei zumindest die wesentlichen geschäftlichen Bedingungen zu
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veröffentlichen sind) und dem geregelten Netzzugang auf der Grundlage veröffentlichter
Tarife. Sie können sich auch für eine Kombination beider Systeme entscheiden.

Aus den notifizierten innerstaatlichen Rechtsvorschriften geht hervor, dass sich acht
Mitgliedstaaten (Belgien, Spanien, Finnland, Italien, Irland, Luxemburg, Schweden und
das Vereinigte Königreich) für den geregelten Netzzugang auf der Grundlage
veröffentlichter Tarife entschieden haben oder dies demnächst tun werden. Drei
Mitgliedstaaten (Dänemark, Frankreich und die Niederlande) haben für eine Kombination
von Netzzugang auf Vertragsbasis und geregeltem Netzzugang oder eine andere
Mischlösung optiert oder werden sich für eine solche entscheiden. Dänemark und die
Niederlande haben den geregelten Zugang für das Verteilernetz und den Zugang auf
Vertragsbasis für das Fernleitungsnetz und die Speicherung gewählt. Der französische
Gesetzentwurf sieht den Zugang auf der Grundlage veröffentlichter Standardtarife vor, die
von der Regulierungsbehörde zu genehmigen sind. Verhandlungen sind nur in
Ausnahmefällen erforderlich, wenn spezifische Bedingungen einen Einzelvertrag
rechtfertigen. Auch bei solchen individuell ausgehandelten Verträgen ist die
Regulierungsbehörde zur Einsichtnahme und zum Eingreifen berechtigt.

Nur zwei der Mitgliedstaaten (Österreich und Deutschland) haben den Zugang auf
Vertragsbasis für ihr gesamtes Netz gewählt. Doch auch in diesen Ländern (sowie in
Dänemark und den Niederlanden in Bezug auf die Fernleitungen) werden die
Zugangstarife nicht allein durch Verhandlungen zwischen den einzelnen Parteien
festgelegt, sondern setzen die Genehmigung bzw. sonstige Beteiligung der (Regulierungs-
)Behörden voraus. Damit ist es unwahrscheinlich, dass sich der reine Zugang auf
Vertragsbasis in der EU entwickelt.

Grad der Marktöffnung und zugelassene Kunden

Gemäß der Erdgasrichtlinie sind zumindest alle Betreiber von gasbefeuerten
Stromerzeugungsanlagen, unabhängig von ihrem Jahresverbrauch, sowie alle anderen
Endkunden, die mehr als 25 Millionen Kubikmeter pro Jahr verbrauchen, ab der ersten
Liberalisierungsmaßnahme zugelassen. Der letztgenannte Schwellenwert ist schrittweise
bis zum Jahr 2003 auf 15 und bis 2008 auf 5 Millionen Kubikmeter zu senken. In der
Richtlinie ist eine absolute Mindestmarktöffnung von 20 % ab dem 10. August 2000
vorgeschrieben, die bis zum Jahr 2008 auf 33 % zu steigern ist. Die Mitgliedstaaten
können die Marktöffnung zunächst „in ausgewogener Weise“ auf 30 % begrenzen. Dieser
Wert steigt bis 2008 auf 43 %.

Ungeachtet dieser möglichen Begrenzungen der Marktöffnung schreiten die meisten
Mitgliedstaaten bei der Liberalisierung weiter und rascher voran, als es die Richtlinie
fordert (s. Tab.). Den jüngsten Informationen aus den Mitgliedstaaten zufolge haben zwei
Mitgliedstaaten ihren Markt seit dem 10. August 2000 vollständig geöffnet (das
Vereinigte Königreich, wo der Gasmarkt bereits seit Mai 1998 vollständig liberalisiert ist,
und Deutschland, das seinen Markt im Prinzip zu 100 % geöffnet hat - entsprechende
Liberalisierungsfortschritte in den anderen Mitgliedstaaten vorausgesetzt). In Spanien
wird bis zum 1. Januar 2003 mit einer 100%-igen Marktöffnung gerechnet. Bis 2004 wird
mit der vollständigen Marktöffnung in drei weiteren Mitgliedstaaten (Österreich, Italien
und den Niederlanden) gerechnet, und für das Jahr 2008 planen insgesamt neun
Mitgliedstaaten (Österreich, Belgien, Deutschland, Spanien, Italien, Irland, die
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Niederlande, Schweden und das Vereinigte Königreich) - darunter einige der größten
Gasmärkte - die völlige Öffnung für den Wettbewerb.

ÖFFNUNG DES ERDGASMARKTS IN DER EU

2000 2008

(%) (%)

Österreich 49,0 100,0

Belgien 58,7 100,0

Dänemark 30,0 43,0

Frankreich 20,0 33,0

Finnland 90,0 90,0

Deutschland 100,0 100,0

Griechenland 0,0 33,0

Irland 75,0 100,0

Italien 96,0 100,0

Luxemburg 51,1 83,4

Niederlande 45,0 100,0

Portugal 0,0 33,0

Spanien 72,0 100,0

Schweden 47,0 100,0

Vereinigtes
Königreich

100,0 100,0

EU-15 (1) 78,9 91,5

(1) Gewichteter Durchschnitt auf der Grundlage der EUROSTAT-Daten für den Erdgas-Gesamtverbrauch
im Jahr 1998. Die Zahlen zur Marktöffnung beruhen auf den neuesten verfügbaren Angaben der
Mitgliedstaaten. Von der Möglichkeit der Begrenzung der Marktöffnung wurde nur in einem Fall Gebrauch
gemacht. Bei Griechenland und Portugal wird für 2008 und "später" eine Mindestmarktöffnung von 33 %
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angenommen. Die vollständige Marktöffnung in Deutschland gilt vorbehaltlich entsprechender
Liberalisierungsfortschritte in den anderen Mitgliedstaaten.

Im Durchschnitt (nach gewichtetem Volumen) ist davon auszugehen, dass am 10. August
2000 ca. 79 % der gesamten Erdgasnachfrage in der EU auf zugelassene Kunden
entfielen. Dieser Grad der Marktöffnung dürfte nach derzeitigen Schätzungen bis 2008 auf
92 % ansteigen. Das mögen sogar noch konservative Annahmen sein; fest steht jedoch
auch, dass zu unterscheiden ist zwischen Märkten, die unter zugelassenen Kunden
aufgeteilt werden, und wirklich wettbewerbsorientierten Märkten, auf denen alle
zugelassenen Kunden tatsächlich die Wahl des Lieferanten haben. Dies richtet sich nicht
nur nach der Zulassung, sondern auch nach den allgemeinen Marktmerkmalen, u. a. nach
dem Wettbewerb auf der Angebotsseite, dem nichtdiskriminierenden Zugang zur
verfügbaren Transportkapazität und ggf. Hilfsdiensten einschließlich Lagerung. Ferner
müssen Hindernisse für den freien Verkehr von Erdgas und die Interoperabilität der Netze
im weitesten Sinne beseitigt werden.

Die Zulassung ist allerdings die erste Voraussetzung dafür, dass der Kunde eine Wahl
treffen und an einem neuen dynamischen Marktumfeld teilhaben kann.

Entflechtung

Gemäß der Erdgasrichtlinie müssen die Mitgliedstaaten mindestens dafür sorgen, dass
integrierte Erdgasunternehmen ihre interne Buchführung entflechten und wirtschaftlich
sensible Informationen nicht missbrauchen („chinesische Mauern“).

In mehreren Mitgliedstaaten (Österreich, Belgien, Spanien, Italien, den Niederlanden und
dem Vereinigten Königreich) wird bei integrierten Erdgasunternehmen eine Trennung
zwischen den Transport- und den Handelsaktivitäten vorgenommen bzw. in Betracht
gezogen, was über die Anforderungen der Erdgasrichtlinie hinausgeht. Andere
Mitgliedstaaten (Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Luxemburg und
Schweden) hingegen haben nicht vor, über diese Mindestanforderungen hinauszugehen.

Die unzureichende rechtliche Entflechtung von Transport (einschließlich des
Systembetriebs) und Versorgung wird häufig als das Haupthindernis für den
nichtdiskriminierenden Netzzugang und als Ursache für den Missbrauch
marktbeherrschender Stellungen angeführt. In Ermangelung einer vollständigen
Entflechtung und struktureller Veränderungen in der Erdgasindustrie müssen strenge
Verhaltensregeln auferlegt werden, um die Nichtdiskriminierung zu gewährleisten.

Veröffentlichung der Zugangsbedingungen

Da die Mehrzahl der Mitgliedstaaten den geregelten Zugang oder eine Kombination von
geregeltem Zugang und Zugang auf Vertragsbasis vorzieht, umfasst die in den meisten
Mitgliedstaaten geplante Veröffentlichung der Zugangsbedingungen die
Standardbedingungen und Tarife. Die Standardbedingungen für den Netzzugang können
in verschiedenen Netzkodizes oder technischen Vorschriften niedergelegt sein, die zu
veröffentlichen sind. Ausch in Mitgliedstaaten mit Zugang auf Vertragsbasis umfasst die
Veröffentlichung des Netzkodex die wichtigsten geschäftlichen Bedingungen in Form der
vereinbarten Richt- oder Höchsttarife.
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Geplante Regulierungssysteme:

Gemäß Artikel 21 der Erdgasrichtlinie benennen die Mitgliedstaaten „eine von den
Parteien unabhängige zuständige Stelle, die für die umgehende Beilegung von
Streitigkeiten ... zuständig ist“. Nach Artikel 22 schaffen die Mitgliedstaaten „geeignete
und wirksame Mechanismen für die Regulierung, die Kontrolle und die Sicherstellung von
Transparenz, um den Missbrauch von marktbeherrschenden Stellungen ... zu verhindern“.

Die Mitgliedstaaten haben zur Erfüllung dieser Verpflichtungen unterschiedliche rechtliche
Ansätze gewählt. Kein Mitgliedstaat plant offensichtlich die Einrichtung einer
unabhängigen Regulierungsbehörde für Erdgas. Die Mehrzahl der Mitgliedstaaten wird
die Zuständigkeit für die Regulierung des Erdgasmarkts, einschließlich der Beilegung von
Streitigkeiten, wohl den allgemeinen Regulierungsbehörden für Energie oder denen für
Erdgas und Elektrizität überlassen (Österreich, Belgien, Dänemark, Spanien, Frankreich,
Finnland, Griechenland, Italien, Irland, Luxemburg, Niederlande, Schweden, Vereinigtes
Königreich). In einigen Mitgliedstaaten (Österreich, Schweden, Spanien und Dänemark)
könnte das für Energiefragen zuständige Ministerium eine wichtige Rolle im
Regulierungssystem spielen, zumindest bis die zu schaffende Regulierungsbehörde nicht
existiert (dies gilt derzeit für Österreich).

Gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen

Einige wenige Mitgliedstaaten (Deutschland und Schweden) sehen keinerlei, die meisten
jedoch gewisse gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen vor. Im Vereinigten Königreich
sind diese Verpflichtungen z.B. in den Genehmigungen niedergelegt. Der Erdgasrichtlinie
entsprechend müssen gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen transparent,
nichtdiskriminierend und überprüfbar sein; sie sind zu veröffentlichen und der Kommission
mitzuteilen. Die meisten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen nach einzelstaatlichem
Recht wurden bislang nur in allgemeiner Form vorgestellt. Sie betreffen den Anschluss
und die Versorgung angeschlossener (nichtzugelassener) Kunden, Versorgungsstandards
für nichtzugelassene Kunden, die Erdgasqualität, die Betriebssicherheit, die Sicherheit,
Regelmäßigkeit und Diversifizierung der Erdgasversorgung, den Verbund und neue
Erdgasinfrastruktur, die Entwicklung und den Betrieb unterirdischer Speicheranlagen, den
Erdgasausgleich, die Erdgasvermarktung, die Preisangleichung, die nachhaltige
Entwicklung, das Energiesparen, die Forschung und Entwicklung im Erdgassektor und die
„Politik der kleinen Felder“ in den Niederlanden.

Die Kommission hält hohe gemeinwirtschaftliche Standards im Erdgassektor für eine
gemeinschaftliche Priorität und will diese fördern; die Kommission wird ein Benchmarking
von optimalen Verfahren durchführen und 2001 eine Mitteilung über Dienstleistungen im
allgemeinen Interesse im Gas- und in anderen Sektoren erstellen.
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In einem gesonderten Diskussionspapier5 hat die Kommission das Vorgehen und die
Prüfung der Angemessenheit von Anträgen auf Verweigerung des Zugangs erläutert, die
unter Berufung auf gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen gestellt werden.

Die Auferlegung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen bedeutet keineswegs, dass der
Zugang ungehindert verweigert werden kann. Auch besagt das Recht der Mitgliedstaaten,
gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen aufzuerlegen, nicht, dass eine solche Verpflichtung
eine Ausnahmeregelung von der Erdgasrichtlinie erforderlich macht.

Vorgelagerte Rohrleitungsnetze

Vorgelagerte Rohrleitungen sind nicht für alle Mitgliedstaaten gleichermaßen relevant. Die
Vorschriften für den Zugang zu diesen Leitungen sind offensichtlich in den wichtigsten
Erdgas produzierenden Ländern wie dem Vereinigten Königreich, den Niederlanden,
Dänemark, Italien, Deutschland und Österreich von besonderer Bedeutung. Gemäß
Artikel 23 der Erdgasrichtlinie können die Mitgliedstaaten u. U. ein spezielles
Zugangssystem für vorgelagerte Rohrleitungsnetze einführen, wobei die technischen
Merkmale dieses Teils der Erdgaskette zu berücksichtigen sind. Die allgemeinen
Grundsätze des neutralen, offenen Zugangs und der Nichtdiskriminierung gelten hier
jedoch ebenso wie beim Zugang zu anderen Teilen des Erdgassystems.

Das Vereinigte Königreich hat seine Gesetzesvorschriften für vorgelagerte Rohr-
leitungsnetze angepasst, um die Vereinbarkeit mit der Erdgasrichtlinie zu gewährleisten.

Der niederländische Gesetzentwurf enthält spezielle Bestimmungen für den Zugang zu
vorgelagerten Netzen, die jedoch grundsätzlich weitgehend mit denen für nachgelagerte
Einrichtungen vergleichbar sind. Dem Gesetzesentwurf zufolge gilt das niederländische
Wettbewerbsrecht unmittelbar für den Erdgastransport in vorgelagerten Leitungen. Es
verpflichtet die Betreiber vorgelagerter Netze, über den Zugang zu diesen zu verhandeln
und ihre Monopolstellung nicht zu missbrauchen.

In Deutschland wird das überarbeitete Energiewirtschaftsgesetz die Zugangsvorschriften
für vorgelagerte Rohrleitungsnetze enthalten. Für den Zugang zu diesen Rohrleitungen gilt
außerdem das allgemeine Kartellgesetz (Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen vom
26. August 1998).

In Dänemark wurden sekundäre Rechtsvorschriften ausgearbeitet, mit denen der Zugang
Dritter zum dänischen Offshore-Rohrleitungssystem gesichert wird.

In Italien wird der Zugang zu den vorgelagerten Rohrleitungen durch spezielle
Bestimmungen geregelt, die deren Eigentümer dazu verpflichten, auf der Grundlage
objektiver Kriterien Zugang zu den vorgelagerten Netzen und zugehörigen Diensten zu
gewähren. Die Kriterien für die Genehmigung des Zugangs und für die technischen und
Sicherheitsbedingungen wurden mit einer unlängst erlassenen Verordnung festgelegt.

5 Diskussionspapier über gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen, erstellt für die 2. Sitzung der Gruppe für
die weiteren Durchführung der Erdgasrichtlinie, 29. April 1999.
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Wie Österreich den Zugang zu den vorgelagerten Netzen regeln will, ist noch nicht im
Detail bekannt.

Norwegen hat seine Absicht bekundet, die Erdgasrichtlinie im Rahmen des EWR-
Abkommens umzusetzen.

Zugang zu Speicheranlagen

Der Zugang zu Speicheranlagen und den entsprechenden Flexibilitätsdiensten ist eine
wesentliche Voraussetzung für einen effizienten, nichtdiskriminierenden und kosten-
effizienten Netzzugang, der faire Spielregeln gewährleistet. Gemäß der Richtlinie müssen
die Netzbetreiber Zugang zu Speicheranlagen gewähren, wenn dies für den effizienten
Systemzugang technisch notwendig ist.

Die Mitgliedstaaten haben unterschiedliche Ansätze gewählt und bei der Gewährung des
nichtdiskriminierenden Zugangs zu den notwendigen Flexibilitätsinstrumenten
unterschiedliche Etappen erreicht. Im Vereinigten Königreich beispielsweise werden die
Zugangskapazitäten für Speicheranlagen über regelmäßige Auktionen vertrieben, während
„virtuelle“ Speicher, d. h. andere Flexibilitätseinrichtungen und -instrumente, auf dem
Spotmarkt erhältlich sind.

In Italien hat man sich für den geregelten Zugang zu den Speicheranlagen entschieden.

Auch die meisten anderen Mitgliedstaaten sehen Regelungen für den Zugang zu den
Speicheranlagen vor (allerdings z. B. in Deutschland und Dänemark nicht nur auf die Fälle
begrenzt, in denen Kapazität verfügbar ist, sondern auch auf die, in denen dieser Zugang
für einen effizienten Zugang zum System technisch notwendig ist). In Frankreich wird der
Zugang zu Speicheranlagen dem Wettbewerbsrecht sowie gewissen Prioritäten
(Speicherbedarf für gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen/den nichtzugelassenen Markt
und Speicherbedarf für den Betrieb des Systems) unterworfen.

Die Kommission wird in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten und den
Regulierungsbehörden die Anwendung der Richtlinie im Hinblick auf den Zugang zu
Speicherkapazitäten und auf ähnliche Flexibilitätsdienste sowie andere Hilfseinrichtungen
weiter aufmerksam überwachen.

Ausnahmeregelungen:

Finnland, Griechenland und Portugal haben der Europäischen Kommission unlängst ihre
Absicht mitgeteilt, aufgrund ihrer Einstufung als entstehende Märkte bzw. Märkte, die mit
den Netzen der anderen Mitgliedstaaten nicht unmittelbar verbunden sind (Art. 26) von
gewissen Artikeln der Richtlinie abzuweichen.

Sonstiges:
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Mehrere Mitgliedstaaten haben eine Gegenseitigkeitsklausel eingeführt bzw. planen,
eine solche einzuführen (darunter Österreich, Belgien, Deutschland, Dänemark,
Spanien, Italien, Luxemburg, die Niederlande und Schweden (als Option)), während
andere die Nutzung dieser wahlfreien und vorübergehenden Bestimmung der
Richtlinie nicht in Erwägung ziehen (Frankreich, Finnland, Irland, Vereinigtes
Königreich).
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4. ÜBERWACHUNG DER PREISENTWICKLUNG UND ERMITTLUNG VON

INDIKATOREN

4.1. Einführung

Die Entwicklung der Energiemärkte bedarf einer aufmerksamen Überwachung, um das
ordnungsgemäße Funktionieren der liberalisierten Elektrizitäts- und Erdgasmärkte
sicherzustellen. Dazu sind unter anderen die notwendigen statistischen Informationen
erforderlich. Strom- und Erdgaspreise werden gegenwärtig von Eurostat erhoben und
halbjährlich gemäß der Richtlinie 90/377/EWG zur Einführung eines gemeinschaftlichen
Verfahrens zur Gewährleistung der Transparenz der zu zahlenden Gas- und Strompreise
veröffentlicht. Die Informationen über Preise in diesem Anhang basieren in der
Hauptsache auf den von Eurostat zusammengetragenen Daten.

4.2. Strompreise6

4.2.1 Industrielle Abnehmer

Seit Einführung der Elektrizitätsrichtlinie sind die Strompreise für industrielle Abnehmer
in nahezu allen Mitgliedstaaten rückläufig. Allgemein sind die Preisrückgänge am
stärksten in den Mitgliedstaaten, die ihre Märkte zu 100 % geöffnet haben; dies ist der
folgenden Tabelle zu entnehmen, welche die Preisentwicklung für industrielle
Großverbraucher seit 1990 wiedergibt.

6 Neben den Auswirkungen der Liberalisierung können auch die veränderten Brennstoffkosten und der
Brennstoffmix die Preisentwicklung bei der Stromerzeugung beeinflussen. Aus diesem Grunde spiegelt die
Preisentwicklung die Einführung des Wettbewerbs sowie die Entwicklung der Produktionskosten wider, d.
h. Brennstoffkosten, Brennstoffmix und die Einführung neuer Technologie.



Preisentwicklung für industrielle Abnehmer (ohne MWST und Energieabgaben)
bereinigt und bezogen auf die jeweilige Landeswährung.

1990-1995

%

1995-1998

%

1998-2000

%

Marktöff nung von 100 %:

Deutschland -14,2 -11,0 -21,1

Finnland - -13,4 -9,0

Schweden - -6,8* -7,0

Vereinigtes Königreich -15,5 -21,3 -2,6

Marktöff nung von
40 – 99 %:

Dänemark -19,9 12,2 -8,2

Luxemburg -19,8 -8,4 -8,0

Spanien -15,6 -19,9 -2,4

Marktöff nung von weniger
als 40 %:

Österreich - -7,1 -3,4**

Belgien -11,0 -4,7 -1,5

Frankreich -5,0 -10,7 -10,9

Griechenland -29,6 -9,7 -2,5

Irland -9,5 -4,6 -7,8

Italien -11,3 -0,1 3,2

Niederlande -11,9 -6,5 14,5***

Portugal -15,3 -16,5 -15,6

Quelle: Eurostat. Bei Mitgliedstaaten mit mehr als einer Angabe wurde das arithmetische Mittel berechnet.

Hinweis: "Industrie" ist hier definiert als Unternehmen mit einem jährlichen Stromverbrauch von 2 GWh.

Die Preise beziehen sich jeweils auf den Januar eines Jahres (außer für das Jahr 2000, hier wurden die
Preise des Monats Juli zugrundegelegt) und wurden anhand des BIP-Deflators bereinigt.

* Daten für Januar 1995 liegen nicht vor. Basisjahr 1996.

** Daten für 2000 liegen nicht vor. Angesetzt sind Daten für Juli 1999.

*** Daten für Juli 2000 liegen nicht vor. Angesetzt sind Daten für Januar 2000.
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Begonnen hat die Liberalisierung 1990 im Vereinigten Königreich. Seit diesem Zeitpunkt
profitieren die industriellen Abnehmer dort von Preissenkungen, die sich im Schnitt auf
35% belaufen. Auch in Finnland und Schweden, wo die Liberalisierung später einsetzte,
wurden nennenswerte Preisrückgänge erreicht. Seit der Einführung des Wettbewerbs in
Finnland im Jahre 1995 sind die Preise um 20 % zurückgegangen. Ähnliche Ergebnisse
sind in Schweden zu verzeichnen, wo die Preise seit dem Beginn der Liberalisierung 1996
um 15 % gesunken sind. Dies ist bemerkenswert, wenn man bedenkt, dass die Strompreise
in diesen beiden Ländern schon vor der Liberalisierung zu den niedrigsten in Europa
gehörten. Des Weiteren sind in Deutschland, wo die Liberalisierung erst vor kurzem
erfolgte, die Preise zwischen 1998 und 2000 bereits um durchschnittlich 25 %
zurückgegangen7.

Quelle: Eurostat. Bei Mitgliedstaaten mit mehr als einer Angabe wurde das arithmetische Mittel berechnet.

Hinweis: "Industrie" ist hier definiert als Unternehmen mit einem jährlichen Stromverbrauch von 2 GWh.

Die Preise für 1995 beziehen sich auf den Monat Januar, die Preise für 2000 auf den Monat Juli. Sie
wurden anhand des BIP-Deflators bereinigt.

* Daten für Januar 1995 liegen nicht vor. Basisjahr 1996.

** Daten für Juli 2000 liegen nicht vor. Angesetzt sind Daten für Januar 2000.

7 Quelle: Eurostat. Dow Jones/VIK – Aus dem Strompreisindex gehen Preissenkungen zwischen 13 % und
34 % hervor.
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Wie dem obengenannten Diagramm zu entnehmen ist, hatten sich durch die
Liberalisierung die Unterschiede zwischen den Strompreisen der Mitgliedstaaten
verringert. Insbesondere sollte beachtet werden, dass die deutschen Preise auf das
durchschnittliche europäische Niveau zurückgegangen sind. Erhebliche Preissenkungen
sind auch beispielsweise in Portugal, Spanien und Österreich zu beobachten, wo die Preise
vor der Einführung des Wettbewerbs zu den höchsten in Europa gehörten. Die geringe
Preissteigerung im Vereinigten Königreich ist auf das Kursverhältnis Pfund Sterling/Euro
zurückzuführen. In der Landeswährung gingen die Durchschnittspreise für Großabnehmer
in der Industrie seit 1995 um 23 % zurück.

4.2.2 Kleinunternehmen

Den Kleinunternehmen ist die Liberalisierung der Elektrizitätsmärkte gleichermaßen
zugute gekommen; dies geht aus der folgenden Tabelle hervor.



Preisentwicklung für Kleinunternehmen (ohne MWST und Energieabgaben),
bereinigt (in Landeswährung)

1990-1995

%

1995-1998

%

1998-2000

%

Marktöff nung von 100 %:

Deutschland -9,9 -9,5 -16,5

Finnland - -8,0 -8,2

Schweden - -3,2* -21,7

Vereinigtes Königreich -4,5 -22,2 -14,7

Marktöff nung von 40 – 99 %:

Dänemark -28,6 5,6 -1,4

Luxemburg -19,1 -8,4 -6,1

Spanien -6,5 -19,6 -7,1

Marktöff nung von weniger
als 40 %:

Österreich - -7,4 -6,5

Belgien -8,1 0,0 -6,7

Frankreich -7,5 -12,1 -7,6

Griechenland -26,1 -9,7 -2,5

Irland -9,5 -8,9 -7,8

Italien -9,8 -4,2 -6,1

Niederlande -31,7 -2,8 -18,6

Portugal -13,2 -15,4 -15,6

Quelle: Eurostat. Bei Mitgliedstaaten mit mehr als einer Beobachtung wurde das arithmetische Mittel berechnet.

Hinweis: "Kleinunternehmen" sind hier definiert als Unternehmen mit einem jährlichen Stromverbrauch von 50.000
kWh.

Die Preise beziehen sich jeweils auf den Januar eines Jahres und wurden anhand des BIP-Deflators
bereinigt.

* Daten für 1995 liegen nicht vor. Basisjahr 1996.

Tatsächlich sind die Preise in allen Mitgliedstaaten seit 1998 rückläufig. Allgemein sind die
größten Preisrückgänge in den Mitgliedstaaten zu beobachten, in denen sich die
Elektrizitätsmärkte zu 100 % geöffnet haben, und in den Mitgliedstaaten, in denen die
Preise vor der Liberalisierung höher als der EU-Durchschnitt waren.
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Aus dem folgenden Diagramm geht hervor, dass die Strompreise in Deutschland deutlich
gesunken sind, auch wenn sie immer noch über dem EU-Durchschnitt liegen, und dass der
Durchschnittspreis in Portugal nun auf das durchschnittliche EU-Niveau gefallen ist. Die
Preise in Finnland und Schweden sind weiter rückläufig, auch wenn sie bereits zu den
niedrigsten in der EU gehören. Der relativ geringe Preisrückgang im Vereinigten
Königreich ist auch hier wieder auf das Verhältnis des Pfund Sterling/Euro
zurückzuführen.

Quelle: Eurostat. Bei Mitgliedstaaten mit mehr als einer Angabe wurde das arithmetische Mittel berechnet.

Hinweis: "Kleinunternehmen" sind hier definiert als Unternehmen mit einem jährlichen Stomverbrauch von 50.000
kWh.

Die Preise beziehen sich jeweils auf den Januar eines Jahres, und wurden anhand des BIP-Deflators
bereinigt.

* Daten für 1995 liegen nicht vor. Basisjahr 1996.

4.2.3 Private Verbraucher

Der Rückgang der Strompreise beschränkt sich nicht allein auf die Industrie und
Kleinunternehmen, auch wenn er bei Privathaushalten weniger stark ausgeprägt ist; dies
geht aus der folgenden Tabelle hervor:

Durchschnittliche Strompreise in € je kWh für
Kleinunternehmen (ohne MWST und Energieabgaben)
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Preisentwicklung für Privathaushalte (ohne MWST und Energieabgaben), bereinigt
(in Landeswährung)

1990-1995

%

1995-1998

%

1998-2000

%

Marktöff nung von 100 %:

Deutschland 3,2 -3,2 -10,1

Finnland - -1,0 -15,5

Schweden - 9,1* -15,6

Vereinigtes Königreich 3,3 -15,6 -11,8

Marktöff nung von
40 – 99 %:

Dänemark -24,1 4,5 -2,6

Luxemburg -10,9 -0,4 -5,5

Spanien 3,4 -16,4 -11,9

Marktöff nung von weniger
als 40 %:

Österreich* - -3,7 -7,7

Belgien -7,5 -3,3 -4,3

Frankreich -5,0 -7,6 -8,0

Griechenland -16,8 -8,4 -11,1

Irland -15,0 -16,3 10,3

Italien 22,1 -1,2 -9,9

Niederlande** -11,2 2,0 -1,3

Portugal 2,4 -5,0 -11,8

Quelle: Eurostat. Bei Mitgliedstaaten mit mehr als einer Angabe wurde das arithmetische Mittel berechnet.

Hinweis: "Haushalt" entspricht hier einem jährlichen Stromverbrauch von 7.500 kWh.

Die Preise beziehen sich jeweils auf den Januar eines Jahres (außer für das Jahr 2000, hier wurden die
Preise des Monats Juli zugrundegelegt), und wurden anhand des Verbraucherpreisindexes bereinigt.

* Daten für 1995 liegen nicht vor. Basisjahr 1996.

** Daten für Juli 2000 liegen nicht vor. Angesetzt sind Daten für Januar 2000.
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Die größten Preissenkungen lassen sich in den Mitgliedstaaten beobachten, in denen die
Haushalte ihren Elektrizitätsversorger einfach wechseln können. Erfahrungen aus Finnland
und Schweden zeigen, dass die Haushalte von der Liberalisierung profitierten. Die
Auflage, in kostenaufwendige Messgeräte zu investieren, wurde abgeschafft und das
Konzept der Lastkurvenprofile eingeführt (1998 in Finnland, 1999 in Schweden). Seit
1998 sind die durchschnittlichen Preise für private Verbraucher in Finnland um 13 % und
in Schweden um 16 % gesunken8.

Quelle: Eurostat. Bei Mitgliedstaaten mit mehr als einer Angabe wurde das arithmetische Mittel berechnet.

Hinweis: "Haushalt" entspricht hier einem jährlichen Stromverbrauch von 7.500 kWh.

Die Preise beziehen sich jeweils auf den Januar eines Jahres und wurden anhand des
Verbraucherpreisindexes bereinigt.

* Daten für 1995 liegen nicht vor. Basisjahr 1996.

Das oben genannte Diagramm bestätigt die allgemeine Einschätzung, dass die größten
Preissenkungen in Mitgliedstaaten mit dem höchsten Strompreisniveau erfolgt sind. Auch
hier wieder ist die geringfügige Preisänderung im Vereinigten Königreich durch das
Verhältnis Pfund Sterling/Euro beeinflusst. Bezogen auf die Landeswährung gingen die
Preise im Vereinigten Königreich zwischen 1995 und 2000 um 23 % zurück.

4.3. Erdgaspreise

Bei Erdgas zeichnet sich ein weniger klares Bild ab. Die Liberalisierung der Märkte hat
hier später eingesetzt, und seitdem sind die Erdgaspreise in hohem Maße vom Anstieg des
Rohölpreises seit 1999 und der Entwicklung der Kursparität von Euro/USD beeinflusst.
Dies geht aus dem folgenden Diagramm eindeutig hervor:

8 Nach Angaben des schwedischen Verbandes der Stromverteilungsunternehmen haben 10 % aller Haushalte
in der Zeit vom 1. November 1999 bis zum 31. August 2000 ihren Versorger gewechselt. Die Strompreise
sind allerdings auch für andere Haushalte gesunken, die ihr Versorgungsunternehmen nicht gewechselt
haben. Nach Schätzungen des Verbandes haben 2/3 aller Elektrizitätsversorgungsunternehmen ihre Preise
reduziert.
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Quelle: Eurostat. In Mitgliedstaaten mit mehr als einer Angabe wurde das arithmetische Mittel berechnet. Die
Preise wurden anhand des BIP-Deflators bereinigt.

Hinweis: "Industrie" ist hier definiert als Unternehmen mit einem Jahresverbrauch von 418.600 GJ bei einem
Lastfaktor von 250 Tagen – 4.000 Stunden.

In nahezu allen Mitgliedstaaten ist der Erdgaspreis zwischen 1998 und 1999, als der
Ölpreis bei nur 10 USD/Barrel lag, zurückgegangen. Seitdem ist der Gaspreis gestiegen,
außer im Vereinigten Königreich, wo er stabil geblieben ist. Der US-Dollar hat zwischen
Januar 1998 und Januar 1999 gegenüber dem Euro um 4 % an Wert verloren und dann
seit Januar 1999 um 15 % an Wert gewonnen. Das Kursverhältnis Pfund Sterling/US-
Dollar war während der gesamten Zeit stabil. Seit 1999 hat der Ölpreis (Brent) deutlich
zugelegt, und zwar von 10 USD um die Jahreswende 1998/99 bis auf annähernd 32 USD
im November 2000. Seitdem ging der Ölpreis auf 25 USD/Barrel zurück (Januar 2001).

Wenn jedoch die einzelnen Preisangaben regelmäßiger und transparenter ausgewiesen
werden und sich innerhalb des Gassektors eine Konkurrenz entwickelt, die die Anbindung
des Gaspreises an den Ölpreis verringert, werden die Auswirkungen der Liberalisierung
deutlicher zu Tage treten. Dies zeigen die Erfahrungen im Vereinigten Königreich, dem
Land, das als erstes mit der Liberalisierung begonnen hat und in dem eine Vielzahl von
Gasbezugsmöglichkeiten bestehen. Hier sind die Erdgaspreise zwischen 1990 und 1999
für die Industrie durchschnittlich um 45 % und für die privaten Verbraucher um 20 %
gefallen9. Die Nachfrage nach Erdgas vom europäischen Kontinent im Vereinigten
Königreich (über die Verbindungsleitung) könnte jedoch aufgrund der höheren
Erdgaspreise in Kontinentaleuropa auch die Preise im Vereinigten Königreich in die Höhe
treiben. Hierfür gibt es auf dem gesamten Einzelhandelsmarkt bereits Anzeichen.
Letztendlich werden sicherlich auch im VK die Endverbraucherpreise für Erdgas steigen.

9 Quelle: Britisches Handels- und Industrieministerium: „UK Energy Sector Indicators – 1999“.
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4.4. Festlegung von Indikatoren zur Überwachung der Elektrizitäts- und
Erdgasbinnenmärkte

Ende 1999 gaben die Regierungen des Vereinigten Königreichs und der Niederlande eine
Studie über Indikatoren zur Liberalisierung des Energiemarktes in Europa in Auftrag. In
einem vorläufigen Bericht10 wurden verschiedene Indikatoren ermittelt, um den Stand der
Liberalisierung auf den Elektrizitäts- und Erdgasmärkten in Europa leichter analysieren zu
können. Mit der Veröffentlichung eines detaillierteren Berichts mit Analyseergebnissen ist
in Kürze zu rechnen.

Die Kommission führt diese Arbeiten fort. Zunächst ermittelt sie über das statistische Amt
Eurostat zusammen mit den Mitgliedstaaten eine Reihe von Indikatoren, um das
Funktionieren der Elektrizitätsmärkte zu überwachen. Diese Indikatoren beziehen sich auf
die Erzeugung, die Übertragung und die Verteilung von Strom sowie auf die
Stromversorgung und den Handel mit Strom zwischen Betreibern in verschiedenen
Mitgliedstaaten. Des Weiteren wurde mit einer Studie über Liberalisierungsindikatoren
begonnen. Mit dieser Studie werden zwei Ziele verfolgt: Es sollen geeignete Indikatoren
zur Überwachung der längerfristigen Auswirkungen des Elektrizitätsbinnenmarkts und zur
Überwachung der Auswirkungen, die der Elektrizitätsbinnenmarkt bis dato gehabt hat,
entwickelt werden. Der Abschlussbericht soll im Frühjahr 2001 vorliegen

10 Handels- und Industrieministerium (Vereinigtes Königreich) und Wirtschaftsministerium (Niederlande):
„Energy Liberalisation Indicators in Europe”, vorläufiger Bericht über eine von OXERA für die
Regierungen des Vereinigten Königreichs und der Niederlande durchgeführte Studie, Juni 2000.
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5. DIENSTLEISTUNGEN IM ALLGEMEINEN INTERESSE – ELEKTRIZITÄTSSEKTOR

5.1. Einleitung

Auch auf einem liberalisierten Markt müssen und werden Dienstleistungen im allgemeinen
Interesse eine wichtige Rolle spielen. Dies geht auch aus der Elektrizitätsrichtlinie hervor,
in der ein Verfahren vorgesehen ist, nach dem die Mitgliedstaaten weiterhin
gemeinwohlorientierte Ziele berücksichtigen können. So können die Mitgliedstaaten
gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen im allgemeinen wirtschaftlichen Interesse festlegen,
die sich in fünf Kategorien einordnen lassen: Umweltschutz, Sicherheit, Zuverlässigkeit,
Auflagen für die Versorgungsqualität und Preispolitik. Sie können dann die Maßnahmen
ergreifen, die deren Erfüllung sicherstellen. Diese Maßnahmen dürfen Handel und
Wettbewerb nicht unnötig einschränken.

Angesichts der Bedeutung der Dienstleistungen im allgemeinen Interesse im Erdgas- und
Elektrizitätssektor arbeitet die Kommission derzeit an einer Mitteilung über diese Dienste
im Energiesektor. Gegenstand der Mitteilung:

(i) Ermittlung wichtiger Faktoren für die Modernisierung der Dienstleistungen im
allgemeinen Interesse im Hinblick auf die Liberalisierung des Erdgas- und des
Elektrizitätssektors;

(ii) eingehende Prüfung möglicher Lücken der EU-Rechtsvorschriften für
Dienstleistungen im allgemeinen Interesse (Erdgas- und Elektrizitätssektor), und

(iii) Einführung eines Überwachungs- und Benchmarkingverfahrens für
gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen.

Vor der Formulierung dieser Mitteilung übermittelte die Kommission den Mitgliedstaaten
und anderen Beteiligten einen Fragebogen zur Lage im Zusammenhang mit den
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen auf dem Erdgas- und dem Elektrizitätsmarkt.

Dieser Anhang enthält einen vorläufigen Überblick über die Lage der Dienstleistungen im
allgemeinen Interesse auf dem Elektrizitätsmarkt in der Europäischen Union, erstellt auf
der Grundlage der zum Fragebogen bereits eingegangenen Antworten sowie der
Bemerkungen anlässlich der von der Kommission organisierten Anhörung über die für den
Elektrizitätsbinnenmarkt erforderlichen Zusatzmaßnahmen. Er soll durch weitere
Informationen und durch Beispiele ergänzt werden. Die Kommission arbeitet bereits
daran.

Es können bereits einige Schlussfolgerungen zur Situation der Dienstleistungen im
allgemeinen Interesse im Elektrizitätssektor gezogen werden. Es existieren - in fast allen
Mitgliedstaaten - gemeinsame Bestimmungen zur Regulierung der Tätigkeit der
Elektrizitätsunternehmen. Diese lassen sich in drei Kategorien unterteilen:

• erste Kategorie: Universaldienst, Recht auf Netzanschluss und/oder auf Versorgung
mit hochwertigem Strom zu vernünftigen Preisen;
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• zweiteKategorie: Umweltschutz;

• dritte Kategorie: Versorgungssicherheit.

Die Anhänge zu Umwelt und Versorgungssicherheit dieser Mitteilung enthalten bereits
Angaben zur Situation bei diesen Kategorien gemeinwohlorientierter Ziele. Im Hinblick
auf die Ergänzung dieser vorläufigen Analyse wird die Kommission die Lage im
Zusammenhang mit diesen drei Kategorien weiter beobachten, wobei sie insbesondere die
auf nationaler und auf EU-Ebene verfolgten Konzepte bei Umweltpolitik und
Versorgungssicherheit berücksichtigen wird.

5.2. Das universaldienstprinzip

Das Universaldienstprinzip umfasst:

(i) das Recht auf Netzanschluss,

(ii) das Recht auf Versorgung mit Elektrizität,

(iii) das Recht auf Versorgung mit Elektrizität zu erschwinglichen Preisen,

(iv) das Recht auf Versorgung mit hochwertiger Elektrizität,

(v) das Recht auf einen hohes Kundendienstniveau.

Viele dieser Elemente stehen in engem Zusammenhang (z.B. das Recht auf Versorgung
mit Elektrizität und das Recht auf Versorgung mit Elektrizität zu erschwinglichen
Preisen). Die Instrumente zu ihrer Realisierung und die Marktakteure, denen
Verpflichtungen auferlegt werden, sind jedoch jeweils unterschiedlich.

5.3. Das recht auf netzanschluss

Die Verpflichtung, die Kunden an das Netz anzuschließen, ist in allen untersuchten
Ländern den Netzbetreibern übertragen (Betreiber der Übertragungs- und/oder
Verteilungsnetze). Die Übertragung über das Netz wird im allgemeinen als “natürliches
Monopol” angesehen. Daher gehen alle Mitgliedstaaten bei der Sicherstellung des
Anschlusses von der gleichen Situation aus: es existiert ein etablierter Netzbetreiber mit
ausschließlichen Rechten.

Um den Anschluss zu gewährleisten, sind die Betreiber von Übertragungs- und
Verteilungsnetzen in allen untersuchten Fällen verpflichtet, Versorgungsunternehmen und
Kunden an ihre Netze anzuschließen. In ganz bestimmten Fällen können Netzbetreiber von
dieser Verpflichtung befreit sein, wenn der Anschluss oder die Versorgung nicht zumutbar
ist (z.B. Niederlande).

Zusätzliche Verpflichtungen können dem Netzbetreiber auferlegt werden:
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• Die Mitgliedstaaten können vor der Zulassung des Netzbetreibers die Erfüllung
einer Reihe von Bedingungen vorschreiben (Niederlande, Spanien, Dänemark,
Italien u.a.). Diese Bedingungen können u.a. technische Spezifikationen, die
Anzahl der Unternehmensbediensteten, den Kundendienst und den Ausgleich bei
schweren Funktionsstörungen betreffen.

• Bei Kosten, die sich aus der Verpflichtung ergeben, entlegene oder ländliche
Gebiete anzuschließen, kann finanzielle Unterstützung vorgesehen sein
(Schweden).

• Verwaltungs- und Geldstrafen können vorgesehen sein, um sicherzustellen, dass
die Netzbetreiber ihre Verpflichtungen erfüllen (Finnland, Vereinigtes Königreich,
Schweden, Dänemark).

• Schließlich können bei Nichterfüllung der Anschlussverpflichtung durch den
Netzbetreiber Standard-Ausgleichsmechanismen existieren (Vereinigtes
Königreich, Finnland, Schweden). Ausgleichsleistungen sind dann möglich, wenn
kein Anschluss vorgenommen wird bzw. bei einer Anschlussverzögerung11.

Zusammenfassend ist zu sagen, dass trotz einiger nationaler Unterschiede bei der
Gewährleistung eines Anschlusses für alle die Öffnung des Elektrizitätsmarktes
offensichtlich für die Unternehmen nicht unmittelbar die Verpflichtung zum Anschluss mit
sich bringt, da diese auch weiterhin dem Netzbetreiber mit dem Monopol übertragen ist.

5.4. Das recht auf versorgung mit elektrizität

Die Mitgliedstaaten verwenden unterschiedliche Mittel, um eine umfassende Versorgung
sicherzustellen, je nachdem, ob es sich um zugelassene oder nicht zugelassene
Verbraucher handelt.

Die Versorgung vonnicht zugelassenen Kundenwird in den Ländern, in denen dieser Fall
existiert, dadurch sichergestellt, dass der etablierte Betreiber verpflichtet wird, die
allgemeine Versorgung sicherzustellen (Frankreich, Belgien, Irland, Österreich,
Griechenland, Italien, Luxemburg, Niederlande, Portugal, Spanien und Dänemark).

Die Versorgungssicherheit wird im allgemeinen im Rahmen des ausschließlichen Rechtes
gewährleistet, das ein Versorgungsunternehmen in einem bestimmten Gebiet erhält. In
außerordentlichen Fällen können die Betreiber von dieser Verpflichtung befreit werden,
wenn die Versorgung nicht zumutbar ist (Niederlande).

Aufgrund dieses ausschließlichen Rechts ist der Betreiber für die Gewährleistung der
Stromversorgung verantwortlich. Neben dieser grundlegenden Anforderung können zur
Gewährleistung der Versorgung für die Lieferanten zusätzliche Bestimmungen gelten:

• Die Mitgliedstaaten können vor der Zulassung des Elektrizitätsunternehmens
durch die nationalen Behörden die Erfüllung bestimmter Bedingungen verlangen

11 s. u. (Ausgleichsmechanismen bei Nichterfüllung von Qualitätsanforderungen bei Anschluss und
Versorgung)
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(Niederlande, Spanien, Dänemark, Italien u.a.). Hierzu können technische
Spezifikationen, die Anzahl der Unternehmensbediensteten, der Kundendienst und
der Ausgleich bei schweren Funktionsstörungen gehören.

• Das etablierte Versorgungsunternehmen kann verpflichtet sein, Lieferverträge
abzuschließen, die die Verfügbarkeit der erforderlichen
Energieerzeugungskapazität und die Stromversorgung sicherstellen (Italien,
Spanien).

• Ein staatliches System kann eingeführt werden, demgemäß Energieerzeuger,
Betreiber von Übertragungs- und Verteilungsnetzen und öffentliche
Versorgungsunternehmen, die Teil des Systems sind, über ausreichende
Energiemengen verfügen müssen, um die fortlaufende Stromversorgung der nicht
zugelassenen Kunden sicherzustellen (Portugal, Frankreich).

• Bei Engpässen können nicht zugelassene Kunden bei der Stromversorgung
vorrangig behandelt werden (Frankreich, Portugal, Niederlande)12.

• Die nationalen Behörden können Sondermaßnahmen ergreifen, u.a. bei
Versorgungsengpässen (Spanien).

• Verwaltungsstrafen und Geldbußen können auferlegt werden, wenn die
Versorgungsunternehmen ihren Verpflichtungen nicht nachkommen. Einige
Länder (Dänemark) haben strafrechtliche Sanktionen bei Nichtversorgung von
nicht zugelassenen Kunden in Erwägung gezogen.

• Schließlich gibt es in Italien, den Niederlanden, Spanien und Portugal Standard-
Ausgleichsmechanismen bei Nichterfüllung der Verpflichtung, nicht zugelassene
Kunden mit Strom zu versorgen, bei verspäteter Lieferung oder bei
Unterbrechungen der Versorgung13.

Ein umfassender Wettbewerb wird zwar als die beste Garantie angesehen, für alle
zugelassenen Kundendie Stromversorgung sicherzustellen14, es gelten jedoch in allen
Mitgliedstaaten Sicherheitsbestimmungen, z.B. Mindestverpflichtungen für die
Versorgungsunternehmen und verschiedene Mechanismen zur Gewährleistung der
Versorgung.

12 Hierunter fällt auch die Möglichkeit, aus Gründen der Gefährdung der Versorgungssicherheit der nicht
zugelassenen Kunden den Zugang zum Netz zu verweigern.

13 s. u. (Ausgleichsmechanismen bei Nichteinhaltung bestimmter Qualitätsanforderungen bei der
Stromlieferung)

14 “The Social Effects of Energy liberalisation. The UK experience”, Lissabon 5./6. Juni 2000.
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Zunächst gibt es die rechtliche Verpflichtung jedes Versorgungsunternehmens am Markt
bzw. die Verpflichtung im Rahmen der Genehmigungsvoraussetzungen, die Kunden zu
beliefern, die dies wünschen15. Diese Verpflichtung kann wegfallen, wenn eine Lieferung
für das Versorgungsunternehmen aus wirtschaftlichen Gründen nicht zumutbar ist16.

Ferner gibt es in den meisten Mitgliedstaaten weitere Vorschriften zur Sicherstellung der
Versorgung im liberalisierten Teil ihres Elektrizitätsmarktes. Diese
“Sicherungsmaßnahmen” können verschiedene Formen annehmen:

• Die Mitgliedstaaten können für die Zulassung von Versorgungsunternehmen für
den liberalisierten Markt die Erfüllung bestimmter Bedingungen verlangen. Diese
können unterschiedlich sein: (i) das Unternehmen muss über ausreichende
Produktionskapazitäten verfügen, die sich in einem EU-Mitgliedstaat befinden
müssen (Griechenland), (ii) den Marktakteuren sind ausreichende Garantien
dahingehend zu liefern, dass ihr Strombedarf vorschriftsmäßig gedeckt ist (u.a.
Niederlande, Spanien, Irland, Dänemark, Vereinigtes Königreich, Schweden,
Finnland, Deutschland). Bei den Bedingungen kann es auch darum gehen, dass
das erforderliche Personal sowie die technischen und kommerziellen Kapazitäten
zur Verfügung stehen müssen, um langfristig die geplanten Anschlüsse und die
entsprechende Versorgung sicherzustellen.

• Es kann eine Versorgungsgarantie durch den staatlichen Monopolinhaber als
Sicherheit für zugelassene Kunden verlangt werden (Frankreich, Portugal,
Spanien).

• Die Stromversorgung zugelassener Kunden durch das etablierte
Versorgungsunternehmen ist garantiert, wenn diese Kunden keinen anderen
Lieferanten finden (Frankreich, Portugal).

• In einigen Mitgliedstaaten (Vereinigtes Königreich) wird die Einführung eines
Mechanismus geprüft, der sicherstellen soll, dass die Kunden auch dann weiter
unter ordnungsgemäßen Bedingungen mit Strom versorgt werden, wenn der
herkömmliche Lieferant seinen Versorgungsverpflichtungen nicht nachkommen
kann („supplier of last resort“).

• Die Behörden können bei Versorgungsengpässen Sondermaßnahmen ergreifen
(Spanien).

• Verwaltungsstrafen und Geldbußen, wenn die Unternehmen ihren Verpflichtungen
nicht nachkommen; einige Länder sehen strafrechtliche Sanktionen bei

15 Beispiel: Artikel 4 des deutschen Elektrizitätsgesetzes (Stromeinspeisungsgesetz), wonach die
Stromversorgungsunternehmen ihr System derart gestalten müssen, dass die Versorgung sicher,
kostengünstig und umweltfreundlich möglich ist.

16 s. Art. 10(1) des deutschen Elektrizitätsgesetzes, wonach das Ministerium eine nationale Verordnung
verabschieden kann, in der Umfang und Bedingungen festgelegt werden, in dem bzw. unter denen
Anschluss und Versorgung wirtschaftlich zumutbar sind. Auch das britische Elektrizitätsgesetz (Abschnitte
16 und 17) enthält Ausnahmebestimmungen. Diese greifen jedoch bei Kleinverbrauchern normalerweise
nicht (s. Art. 10(2) des deutschen Elektrizitätsgesetzes).
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Nichterfüllung der Lieferungsverpflichtung vor (Finnland, Schweden, Vereinigtes
Königreich).

• Zum Teil sind in den Vorschriften Standard-Ausgleichsmechanismen vorgesehen,
wenn das Versorgungsunternehmen den genannten Verpflichtungen nicht
nachkommt (Finnland, Schweden, Vereinigtes Königreich). Ausgleich kann
gewährt werden bei (i) verspäteter Lieferung, (ii) Unterbrechungen, (iii)
Störungen u.ä.17.

Schließlich können zusätzlich zu diesen Verpflichtungen und Sicherungsmaßnahmen
Sonderbestimmungen zum Schutz aller Kunden, besonders aber der kleinen
Privatverbraucher, wenn diese als zugelassene Kunden benannt sind (Vereinigtes
Königreich, Deutschland, Schweden, Finnland). Dieser Schutz gilt z.B. bei unzumutbaren
Verzögerungen oder Unterbrechungen der Versorgung. Nach den der Kommission
vorliegenden Informationen müssen die Versorgungsunternehmen ein bestimmtes
Verfahren einhalten, bevor sie bei Zahlungsverzug den Strom abschalten. In den meisten
Fällen muss der Verbraucher schriftlich auf den Zahlungsverzug oder die
Vertragsverletzung hingewiesen werden. Ferner muss er eigens über die bevorstehende
Stromabschaltung informiert werden. Zwischen der erstgenannten Mitteilung und dem
Hinweis auf das Abschalten ist normalerweise eine bestimmte Frist einzuhalten (Finnland,
Schweden, Vereinigtes Königreich, Deutschland). Die Stromversorgung kann erst nach
Ablauf einer festgesetzten Frist eingestellt werden18. Weitere Schutzbestimmungen können
u.a. gelten, wenn der Zahlungsverzug auf finanzielle Schwierigkeiten des Verbrauchers,
schwere Krankheit, Arbeitslosigkeit oder andere außergewöhnliche Ursachen
zurückzuführen ist19. In Finnland darf z.B. in den Wintermonaten die Stromversorgung in
Gebäuden oder Gebäudeteilen, die als ständiger Wohnsitz dienen, nicht aufgrund von
Zahlungsverzug eingestellt werden, wenn das Gebäude mit Strom geheizt wird.

Somit ist in einem herkömmlichen Elektrizitätsversorgungssystem die Monopolstellung an
die Verpflichtung zur Versorgung der nicht zugelassenen Kunden gekoppelt. Die
Regierung verpflichtet das Monopolunternehmen, die gesamte Elektrizität zu liefern, die
von nicht zugelassenen Kunden im Monopolgebiet verlangt wird.

Auch dort, wo der Elektrizitätsmarkt liberalisiert ist (zugelassene Kunden), ist die Frage
der umfassenden Versorgung am wichtigsten. Der Wettbewerb wird hier als Mittel
gesehen, diese Universaldienstleistungen sowohl für die Industrie als auch für die
Privathaushalte sicherzustellen. Die Behörden der Mitgliedstaaten haben die Aufgabe,

17 zu Ausgleichsmechanismen bei Nichterfüllung bestimmter Qualitätsanforderungen bei der
Elektrizitätsversorgung s. unten.

18 Gemäß dem finnischen Elektrizitätsgesetz kann der Strom z.B. frühestens fünf Wochen nach Fälligwerden
der Zahlung oder nach der erstmaligen Unterrichtung des Verbrauchers über eine andere
Vertragsverletzung abgeschaltet werden, sofern der Verbraucher seinen vertraglichen Verpflichtungen nicht
rechtzeitig von dem Abschalten nachgekommen ist.

19 Gemäß dem finnischen Elektrizitätsgesetz kann der Strom in diesen Fällen frühestens zwei Monate nach
dem Fälligwerden der Zahlung abgeschaltet werden. In den schwedischen Rechtsvorschriften besteht die
Möglichkeit, diese Verbrauchergruppen nicht von der Stromversorgung auszuschließen, wenn das
Sozialamt sich zur Übernahme der entsprechenden Schulden bereit erklärt.
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darauf zu achten, dass durch den Wettbewerb dieses Ziel erreicht wird. Daher gibt es
normalerweise Vorschriften, ein “Auffangnetz”, damit sichergestellt ist, dass alle aktuellen
und potentiellen Verbraucher in einem Land fortlaufend Zugang zu Elektrizität haben.
Diese Vorschriften können in Form von Genehmigungsbedingungen für
Versorgungsunternehmen eingeführt werden, als Ausgleichsmechanismen in den Fällen, in
denen die Versorgungsunternehmen ihren Verpflichtungen nicht nachkommen, als
Geldbußen u.a. In den Ländern, in denen der Wettbewerb allein die Versorgung nicht
gewährleistet, können die Betreiber zur Lieferung gezwungen sein, auch wenn dies
wirtschaftlich gesehen nicht gerechtfertigt ist. Zum Ausgleich der zusätzlichen Kosten
durch den Universaldienst existieren jedoch finanzielle Regelungen. Daneben wurden für
Kleinverbraucher (Privathaushalte) verstärkte Schutzmaßnahmen verabschiedet, wenn sie
für die Konkurrenten auf dem Markt als zugelassene Kunden benannt sind.

5.5. Das recht auf versorgung mit elektrizität zu erschwinglichen presein

Die Erschwinglichkeit der Elektrizität für den Verbraucher wird allgemeinen als eine
grundlegende gemeinwirtschaftliche Verpflichtung anerkannt. In den nationalen
Rechtsvorschriften heißt es häufig, dass bestimmte Dienste zu “erschwinglichen” Preisen
erbracht werden müssen. Dem liegen häufig regional- oder sozialpolitische Ziele oder
auch landesspezifische Umstände zugrunde.

Die grundsätzliche Erschwinglichkeit wurde bisher dadurch sichergestellt, dass die
Versorgungsunternehmen verpflichtet wurden, Strom im ganzen Land zum gleichen Preis
zu verkaufen. Erforderlichenfalls wurden zusätzliche Maßnahmen ergriffen.

Für nicht zugelassene Kunden wurde in den meisten Ländern (Portugal, Italien, Spanien,
Frankreich, Luxemburg, Irland, Belgien, Österreich) eine landeseinheitliche
Preisgestaltung vorgeschrieben. Der Betreiber darf auf dem Hoheitsgebiet eines Landes
keine geographisch oder nach Verbraucherkategorien gestaffelte Preisgestaltung bzw.
Preispolitik verfolgen.

Die Preisgestaltung ist jedoch nicht völlig einheitlich, auch wenn die Stromlieferung nicht
zugelassene Kunden betrifft. Folgende Ausnahmen sind möglich:

• Abweichungen für bestimmte (entlegene) Gebiete oder Kundenkategorien
(Verbraucher mit geringem Einkommen, Personen im Ruhestand, Behinderte,
chronisch Kranke) (Italien, Frankreich, Belgien).

• Preisunterschiede zwischen Verteilerzonen innerhalb eines Landes bei nicht
zugelassenen Kunden. Dies ist z.B. in Dänemark und den Niederlanden der Fall, wo
zwischen Verteilerzonen und Versorgungsunternehmen Preisunterschiede bestehen
können. In jeder Zone muss das öffentliche Versorgungsunternehmen (bzw. in
Dänemark das zur Versorgung verpflichtete Unternehmen) einheitliche Preise
gewährleisten, die nicht über dem von den Behörden festgelegten Höchstpreis liegen
dürfen. Da für die verschiedenen geographischen Gebiete verschiedene
Versorgungsunternehmen zuständig sind, können in einem Land unterschiedliche Preise
gelten.



39

• Schließlich sind in einigen Ländern Höchstpreise für die Stromlieferung an nicht
zugelassene Kunden einzuhalten (Belgien, Niederlande). In den Niederlanden gilt das
Prinzip der Nichtdiskriminierung in einem bestimmten Gebiet, wenn Unternehmen den
Kunden niedrigere als die Höchstpreise anbieten.

Bei zugelassenen Kunden geht man grundsätzlich davon aus, dass der Wettbewerb das
geeignetste Mittel zur Sicherstellung angemessener Preise ist. Daher ist Ziel der
Wettbewerbspolitik in allen Ländern, dass die etablierten Betreiber, die möglicherweise
eine marktbeherrschende Stellung innehaben, diese nicht gegenüber dem Verbraucher
ausnutzen.

Ferner existieren in allen Mitgliedstaaten dort, wo ein vollständiger Wettbewerb zunächst
nicht möglich ist, zur Gewährleistung angemessener Preise bestimmte Vorschriften:

• in allen Ländern müssen die Betreiber ihre Lieferbedingungen veröffentlichen
(Vereinigtes Königreich, Deutschland, Finnland, Schweden);

• nationale Rechtsvorschriften zur Beurteilung der Angemessenheit der Lieferpreise.
In den meisten Fällen wurden Regeln und Leitlinien für die Ermittlung der Kosten
verabschiedet, die zur Beurteilung der Tarife zu berücksichtigen sind (Vereinigtes
Königreich, Deutschland u.a.);

• zumeist existieren Marktkontrollmechanismen (vorherige Genehmigung der Tarife
durch eine Behörde, Deutschland);

• in sehr wenigen Mitgliedstaaten gibt es die Möglichkeit, Höchstpreise für die
Stromversorgung zugelassener Kunden festzulegen (Belgien).

Schließlich gibt es in einigen Mitgliedstaaten (in denen Kleinverbraucher als zugelassene
Kunden benannt sind - Deutschland, Vereinigtes Königreich, Schweden, Finnland) über
diese Bestimmungen hinausgehende Vorschriften, die sicherstellen, dass die Tarife für
bestimmte Kunden erschwinglich sind. Besondere Aufmerksamkeit gilt auch Kunden mit
geringem Einkommen und anderen Schwierigkeiten (Personen im Ruhestandsalter,
Behinderte, chronisch Kranke, Blinde und Taube, Verbraucher in ländlichen Gegenden),
wenn sie zu den zugelassenen Kunden gehören. Dieser besondere Schutz kann durch
Mindestvoraussetzungen für die Genehmigung gewährleistet werden (Vereinigtes
Königreich), die für alle Marktakteure gelten. Hierbei kann es sich um (i) eine
Unterstützung bei der Zahlung der Rechnungen oder (ii) die Auflage an die Unternehmen
handeln, diese Verbraucher zu bestimmten Tarifen zu beliefern. Die Kommission wird
diese Fragen bei der Vervollständigung der vorliegenden vorläufigen Übersicht über die
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen im Elektrizitätssektor eingehender behandeln.

Zusammenfassend ist zu sagen, dass Versorgungsmonopole oft als Mittel zur
Sicherstellung der Gleichbehandlung der Inlandskunden verteidigt werden. Dies wurde
bisher als Gewährleistung eines landesweit gleichen kWh-Preises verstanden. Wie aus
diesem Kapitel hervorgeht, hat es jedoch in den letzten Jahren verschiedene Vorschläge
gegeben, die nun in mehreren Ländern erprobt werden und die auch nach der
Liberalisierung erschwingliche Preise gewährleisten. In einigen Mitgliedstaaten bedeutet



40

dies, dass von dem Prinzip der landesweit einheitlichen Tarife abgegangen wird, mit dem
die Erschwinglichkeit für die Verbraucher gewährleistet werden sollte.

Zum einen wurden in Ländern, in denen es nicht zugelassene Kunden gibt, bereits
Ausnahmen von den vorgeschriebenen einheitlichen Preisen ins Auge gefasst (z.B.
Höchstpreise, Möglichkeit abweichender Preise für bestimmte benachteiligte
Kundenkategorien, unterschiedliche Preise in unterschiedlichen Verteilerzonen u.a.).

Ferner zeigen die Erfahrung und die meisten der anlässlich der von der Europäischen
Kommission organisierten Anhörung vorgebrachten Standpunkte zu „zugelassenen
Kunden“, dass die Liberalisierung den Verbrauchern durch die Wahlmöglichkeit und ein
stärkeres Eingehen auf ihre Bedürfnisse große Vorteile gebracht hat. Durch die größere
Effizienz sind Kosten und Preise gesunken, und die Unternehmen bieten den Verbrauchern
erschwinglichere innovative Tarife.20

Eine gewisse Kontrolle der Preise und der Preispolitik der Versorgungsunternehmen
besteht jedoch immer noch. Hierdurch sollen die gesellschaftlichen Kosten und die Sorge
der Bürger im Zusammenhang mit Kleinkunden berücksichtigt werden, u.a. soll vermieden
werden,

• dass Unternehmen, die eine starke oder beherrschende Stellung in einem bestimmten
Marktbereich einnehmen, unverhältnismäßig hohe Preise verlangen, ferner die
unterschiedliche Behandlung der Verbraucher in demselben geographischen Gebiet
oder verschiedener Verbrauchergruppen sowie bedeutende Preisunterschiede zwischen
einzelnen Gebieten;

• dass besonders benachteiligte Kunden - angesichts des Ziels erschwinglicher Preise -
unzumutbare Preise zahlen müssen.

Die anlässlich der Anhörung vorgebrachten allgemeinen Bemerkungen sowie die der
Kommission vorliegenden Informationen zeigen, dass nach einer vollständigen
Liberalisierung des Marktes die Preise für Kleinkunden häufig weiterhin reguliert wurden,
um einen echten Wettbewerb sicherzustellen und zu gewährleisten, dass die Unternehmen
eine eventuelle marktbeherrschende Stellung nicht gegenüber den Verbrauchern
ausnutzen. Ferner sind die nationalen Behörden aufgrund der Gefahr, dass in einem
liberalisierten Markt Arme oder andere besonders benachteiligte Verbrauchergruppen
(Personen im Ruhestandsalter, Blinde, Taube, chronisch Kranke u.a.) von
Preisermäßigungen möglicherweise nicht voll profitieren können, besonders bemüht,
Tariffragen in diesem Zusammenhang vorausschauend zu behandeln. Diese
Schutzmaßnahmen sind in den meisten Fällen Gegenstand von Genehmigungsbedingungen
und allgemeinen Vorschriften, die die Versorgungsunternehmen vor der Zulassung zum
Markt erfüllen müssen. Im Zusammenhang mit den genannten Verbrauchern wurden in

20 s. insbesondere den Bericht “The social effects of energy liberalisation. The UK experience. Launching a
Common European Energy Market”, DTI. Beispiele daraus: einige Unternehmen bieten
Zahlungsmöglichkeiten ohne festgelegte Anpassung, oder bieten im Rahmen einer Kombination von Gas-
und Stromrechnung weitere Ermäßigungen, oder Zahlungsregelungen, bei denen der Verbraucher einen
Aufpreis für zusätzliche Investitionen in umweltfreundliche Lösungen für die Energieversorgung zahlt,
oder aber Preisermäßigungen für Gewerkschaftsmitglieder u.ä..
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Ländern mit voll liberalisierten Märkten besonders hohe Standards eingeführt bzw. sind
solche geplant.

5.6. Das recht auf versogung mit hochwertiger elektrizität21

Gemäß Artikel 3(2) der Elektrizitätsrichtlinie 96/92/EG können die Mitgliedstaaten den
Elektrizitätsunternehmen gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen im Allgemeininteresse
auferlegen, die sich auf die Qualität der Lieferungen beziehen.

Die Qualität der Elektrizitätslieferungen hat zwei verschiedene Aspekte22:

• elektrische Leistung/Spannungsmerkmale des gelieferten Stroms;

• Kontinuität der Versorgung (Anzahl und Dauer der Unterbrechungen);

Elektrische Leistung/Spannung

Stromleistung bzw. -spannung ist abhängig von Übertragung und Verteilung. Dieser
Aspekt umfasst Frequenz, Spannungshöhe und -variationen, Spannungseinbrüche,
vorübergehende Überspannungen oder Stossspannungen, harmonische Verzerrung u.a.23.
Für die Übertragung und Verteilung von Elektrizität sind konstante Frequenzen
erforderlich, um das ordnungsgemäße Funktionieren der elektrischen/elektronischen
Geräte der Kunden zu gewährleisten.

Die Kosten bei fehlender Leistung sind enorm, insbesondere für die Kunden in der
Industrie24. Die Qualität von Stromleistung bzw. -spannung wird für Stromlieferanten und
Kunden immer wichtiger, da die Geräte der Endverbraucher immer empfindlicher und die
Kunden immer anspruchsvoller werden. Dieser Faktor ist vor allem von den Vorlieben der
Verbraucher und den für sie sensiblen Aspekten abhängig. Diese können auf mangelnde
Stromleistung mehr oder weniger empfindlich reagieren.

21 Die Frage der Versorgungsqualität und ihrer Regulierung in liberalisierten und nicht liberalisierten
Märkten war Gegenstand der Untersuchungen einer Arbeitsgruppe für Benchmarking der
Elektrizitätsversorgungsqualität, das vom Rat der europäischen Regulierungsbehörden im Energiebereich
gefördert wird. An dieser Gruppe sind Beamte aus mehreren Ländern und Vertreter der Kommission
beteiligt. Den Antworten auf den Fragebogen sind ebenfalls sehr wertvolle Beiträge zu entnehmen. Einige
der Ergebnisse und Schlussfolgerungen der Arbeitsgruppe konnten bereits in dieses Kapitel aufgenommen
werden.

22 Diese Aufteilung wird in dem UNIPEDE.50.DISEQ-Bericht zur Dienstleistungsqualität und ihren Kosten
(Abschlussbericht der Sachverständigengruppe für wirtschaftliche Aspekte der Dienstleistungsqualität,
März 1990).

23 s. Bericht von Eurelectric, s.o.

24 Zur genaueren Bestimmung der für die Verbraucher anfallenden Kosten wurden mehrere Studien
durchgeführt (s. KK Kariuki, R.N. Allan, “Factors affecting custsomer outage costs due to electric service
interruptions”, IEE Proc. Gener. Transmission Distribution, Vol. 143 (6), S. 521-528, 1996, oder die
Studien von Hydro-Quebec zur Schätzung der zusätzlichen Kosten bzw. des Nutzens der
Erhöhung/Senkung der erlaubten Oberschwingungsemissionen).
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Für die meisten Verbraucher wird Zuverlässigkeit das Hauptkriterium sein; nur eine kleine
Kundengruppe akzeptiert bei einer Tarifermäßigung vorhersehbare oder
unvorhergesehene Unterbrechungen der Versorgung25.

In den meisten Ländern unterliegt die Qualität der Stromversorgung nationalen und
internationalen Normen (IEC, CENELEC, u.a.)26. Die weltweit geltenden IEC-Normen
und die europäischen CENELEC-Normen betreffen den Grad der elektrischen
Kompatibilität im Niederspannungsbereich, die Merkmale im niederen und mittleren
Spannungsbereich, und die Planungswerte (Richtwerte für den mittleren und den
Hochspannungsbereich).

Europäische und internationale Normen sind das Ergebnis freiwilliger Bemühungen um
Konsens. Die nationalen Normenorganisationen sind dann für die Anwendung dieser
gemeinsam vereinbarten Normen zuständig. Die CENELEC-Normen dienen der
Feststellung der Übereinstimmung mit den einschlägigen grundlegenden Anforderungen
der EU-Richtlinien.

Es werden Werte für Frequenzen und Spannungen festgelegt, die zulässigen Prozentwerte
oder Schwellen für raschen Spannungswechsel (Flimmern), vorübergehende
Überspannungen oder Stossspannungen Phase/Erde, Spannungsungleichgewichte,
Spannungsoberschwingungen und inter-harmonische Schwingungen sowie kurz- oder
langanhaltende Spannungsunterbrechungen.

Gemäß den der Kommission vorliegenden Informationen waren bisher die Netzbetreiber
für die Einhaltung der Leistungsnormen zuständig. Da die finanziellen Auswirkungen der
Qualität der Stromversorgung immer spürbarer werden, prüfen einige einzelstaatliche
Behörden inzwischen, ob wirtschaftliche Anreize sinnvoll wären, um für die Verbraucher
eine Mindestqualität zu gewährleisten. In einen Ländern wurden z.B. allgemeine27 und
garantierte Normen28 für die Qualität der Stromversorgung festgelegt. In Ländern, in
denen das Netz privatisiert wurde, gibt es weitere Mindestvorschriften, um eine
Mindestqualität bei der Stromversorgung sicherzustellen. Im Vereinigten Königreich
wurden z.B. Geldbußen für die Nichteinhaltung entsprechender Normen eingeführt.

Kontinuität der Versorgung

„Kontinuität der Versorgung“ bedeutet eine regelmäßige Versorgung, insbesondere
bezüglich der Anzahl und Dauer der Unterbrechungen29. Sie ist abhängig von Übertragung
und Verteilung, die auch im neuen, liberalisierten Markt und bei völliger Marktöffnung ein

25 s. “Report on Quality of Supply. Attitudes of Business and domestic electricity customers.” Studie im
Auftrag von OFFER, Januar/März 1999.

26 s. Bericht von Eurelectric, s.o.

27 Italien, Niederlande, Portugal und Vereinigtes Königreich

28 Finnland, Italien, Spanien und Vereinigtes Königreich

29 UNIPIDE-Bericht zur Dienstleistungsqualität
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Monopol bleiben. Daher hat sich die Lage seit Inkrafttreten der Richtlinie 96/92/EG durch
die Marktöffnung nicht wesentlich geändert.

Auch nach Inkrafttreten der Elektrizitätsrichtlinie scheint die Regulierung durch die
nationalen Behörden die wichtigste Methode in den befragten Ländern, um die
Versorgungskontinuität sicherzustellen30. Die Behörden der Mitgliedstaaten verfolgen hier
zwei Ziele: (i) Garantie einer Mindestversorgungsqualität für die Verbraucher (Festlegung
der maximal akzeptablen Unterbrechungsdauer) und (ii) Förderung der Leistung des
gesamten Systems (Durchschnittswerte für die Kontinuität für ein bestimmtes Gebiet und
einen bestimmten Zeitraum)31. Diese Ziele werden mit verschiedenen rechtlichen und
wirtschaftlichen Mitteln verfolgt.

Die Kontinuität der Versorgung wird im allgemeinen durch Leistungsnormen
gewährleistet, die dem Einzelkunden (Einzelkunden-Normen)32, in einem bestimmten
Gebiet (Normen für den Gebietsdurchschnitt)33 oder in einem bestimmten Zeitraum
(Normen für die jährliche Leistungsverbesserung)34 eine gewisse
Mindestversorgungsqualität sichert. Diese Normen können an andere Instrumente
geknüpft sein, die ebenfalls die Versorgungskontinuität zum Ziel haben, z.B.
Ausgleichsleistungen für die Kunden, wenn die Normen nicht eingehalten werden35,
Wiedereinziehung, um bestimmte Unternehmen zur Einhaltung der Kontinuitätsnormen
anzuhalten36, Geldbußen oder tarifliche Anreize37, und schließlich die Veröffentlichung der
die Kontinuität betreffenden Zahlen im Vergleich38 sowie der Stellungnahmen der
Verbraucher in diesem Zusammenhang39.

Daneben prüfen Mitgliedstaaten und Netzbetreiber trotz dem “natürlichen Monopol” bei
Übertragung und Verteilung die Möglichkeit der Entwicklung von Marktmechanismen zur
Verbesserung der Versorgungskontinuität. Solche Mechanismen sind zwar in den meisten
europäischen Ländern grundsätzlich denkbar, jedoch noch nicht weit verbreitet, auch in

30 s. Bericht “Quality aspects. Network issues”, Eurelectric, Mai 2000.

31 s. den genannten UNIPIDE-Bericht

32 s. insbesondere die festgelegte maximale Unterbrechungsdauer bei Lieferungen an Einzelkunden in Italien,
den Niederlanden, Portugal, Spanien, dem Vereinigten Königreich, Finnland.

33 s. insbesondere die Regelungen in Italien, den Niederlanden, Portugal (ab 2001) und Spanien (Vorschlag)
für die durchschnittlich je Kunde verlorenen Minuten.

34 Normen für die jährlich mindestens zu erreichende Verbesserung (Italien, Vereinigtes Königreich).

35 Italien, Niederlande, Portugal (ab 2001), Vereinigtes Königreich. In Spanien wurde ein Vorschlag erstellt,
der demnächst veröffentlicht wird.

36 Portugal (ab 2001) und Spanien (Vorschlag)

37 Italien, Vereinigtes Königreich (geplant)

38 Die Zahlen können von der Regulierungsbehörde (Italien, VK, Portugal ab 2001) oder von den
Unternehmen selbst (Niederlande, Spanien) veröffentlicht werden.

39 s. Studie von OFFER: “Quality of Supply. Attitudes of business and domestic electricity customers”,
Januar/März 1999.
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den Ländern, in denen bereits vor einigen Jahren der Markt vollständig geöffnet wurde.
Möglich wäre(n),

• Angebote für zugelassene Kunden in einem liberalisierten Markt, bei denen im Preis
ein kundenspezifischer Dienst inbegriffen ist. Die Versorger können mit den
Verteilerunternehmen eigene Kontinuitätsnormen vereinbaren und Zusatzgebühren zu
den Durchleitungsgebühren zahlen;

• es den Verteilerunternehmen zu gestatten, auch den nicht zugelassenen Kunden
Sondertarife anzubieten. Solche Tarife wären z.B. bei Kontinuitätsnormen möglich,
die über den vorschriftsmäßigen Mindestnormen liegen. In diesen Fällen müsste ein
interessierter Verbraucher entsprechende Zusatzgebühren zahlen.

Somit scheint es keine unmittelbare Verbindung zwischen “Qualität” im Sinne von
Versorgungskontinuität und der Spannungsleistung und dem Grad der Liberalisierung
bzw. Marktöffnung zu geben. Dies ist darauf zurückzuführen, dass in allen Mitgliedstaaten
Übertragung und Verteilung auch nach der Liberalisierung “natürliche Monopole”
geblieben sind. Es hat sich jedoch gezeigt, dass die Verbraucher (Industrie und
Privathaushalte) gegenüber Störungen der Kontinuität und Variationen der
Spannungsleistung immer empfindlicher reagieren. Die in diesem Zusammenhang
entstehenden Kosten sind beträchtlich, insbesondere für Unternehmen, immer mehr aber
auch für die Privathaushalte. Die Kunden sind besser über ihre Rechte informiert und
stellen häufig Schadensersatzansprüche. Daher beginnen die Mitgliedstaaten, ihre
herkömmliche Qualitätspolitik zu überprüfen und Mindestnormen einzuführen.

5.7. Recht auf einen hohes kundendienstniveu

Hier handelt es sich um eine Frage der Beziehungen zwischen den Unternehmen und
neuen bzw. alten Kunden, insbesondere beim Stromverkauf. Beim Kundendienst geht es
um Informationen zu Netzanschluss und Lieferpreisen, Abrechnungen,
Zahlungsvereinbarungen, die Reaktion auf Kundenanfragen und -beschwerden, maximale
Lieferfristen, Zählung, Ablesen, Antwort auf telefonische Anfragen, Termine und
Notfalldienste.

In einigen Ländern40 werden diese Fragen durch allgemeine Rechtsvorschriften und
Mindestnormen geregelt, wenn die Kunden ihr Versorgungsunternehmen nicht wählen
können (nicht zugelassene Kunden). In anderen Ländern41 mit vertikal integrierten
Versorgungseinrichtungen ist die Dienstleistungsqualität nicht ausdrücklich geregelt. Dies
lässt sich damit begründen, dass in den Vorschriften im Zusammenhang mit nicht
zugelassenen Kunden vor allem die Preise behandelt werden, während kommerzielle
Leistungsstandards noch nicht berücksichtigt werden. In den letztgenannten Fällen hat

40 Portugal (ab 2001), Italien, Niederlande, Spanien (Entwurf)

41 Belgien, Frankreich
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jedoch die Forderung der Bürger nach höherer Qualität zu besseren Beziehungen
zwischen Verbrauchern und Versorgungseinrichtungen geführt (Frankreich42).

Bei einem völlig offenen Markt werden offensichtlich kommerzielle Qualitätsstandards
durch Mindestkriterien sichergestellt, die von allen Versorgungsunternehmen am Markt
eingehalten werden müssen (s.u.)43. Es zeigt sich ferner in den stärker liberalisierten
Ländern, dass die Versorgungsunternehmen durch den Wettbewerb zu einer besseren
Dienstleistungsqualität “gezwungen” werden44. Das Dienstleistungsniveau ist einer der
wichtigsten Bereiche für den Wettbewerb, der daher hier auch eine Verbesserung bewirkt.
Folgende von den Unternehmen angebotenen Dienstleistungen gehen über die
Mindestnormen hinaus45:

• Punkte für Kundentreue;

• Wahl der Zahlungsmethode;

• Kunden mit einem Bankkonto können Zusatzgebühren vermeiden.

Daher ist festzustellen, dass die Liberalisierung zu Preissenkungen geführt hat, jedoch
nicht zu einer Verschlechterung des Kundendienstniveaus46.

Die von den nationalen Behörden am häufigsten eingesetzten Instrumente zur
Sicherstellung eines Mindestkundendienstniveaus sowohl bei zugelassenen als auch bei
nicht zugelassenen Kunden sind:

• Leistungsnormen; in einigen Rechtssystemen47 existieren Anreize für einen besseren
Kundendienst und die Möglichkeit, dessen Qualität zu „messen“ (Einzelfall-,
garantierte48 und allgemeine Normen49 für Versorgungsunternehmen).

42 In Frankreich gilt zwischen dem Verbraucher und dem im Staatsbesitz befindlichen französischen
Versorgungsunternehmen ein privater Standardvertrag (EMERAUDE), in dem ein technisches
Qualitätsniveau spezifiziert und vereinbart wird.

43 Vereinigtes Königreich, Schweden, Finnland, Spanien, Portugal, Niederlande, Italien.

44 s. insbesondere den Bericht “The Social Effects of energy liberalisation. The UK experience. Launching a
Common European Energy Market” (DTI).

45 Solche Unternehmensnormen sind im Vereinigten Königreich in “Codes of Practices” enthalten, die die
zugelassenen Unternehmen zur Genehmigung durch die Regulierungsbehörde vorlegen müssen. Die
Versorgungsunternehmen müssen ebenfalls die in diesen Kodizes aufgeführten, zumeist über die
Mindestanforderungen hinausgehenden Normen einhalten.

46 s. Berichte und Studien der britischen Regulierungsbehörde (OFGEM).

47 In einigen Mitgliedstaaten (Spanien) existieren Vorschriften für “kommerzielle Qualität” im Entwurf,
deren Veröffentlichung bevorsteht.

48 Diese Normen betreffen das in Einzelfällen zu erreichende Mindestdienstleistungsniveau. Hält das
Unternehmen sie nicht ein, ist den betroffenen Privatkunden ein Ausgleich zu zahlen. Die häufigsten
garantierten Leistungen sind: (i) Eingreifen bei Defekt der Sicherung des Versorgers (Schweden,
Niederlande, Portugal, VK); (ii) Gebührenvoranschlag (Italien, Spanien, VK); (iii) Lösung von
Zählerproblemen (Niederlande, Schweden, Finnland, Portugal, Spanien, VK); (iii) Anfragen zu Gebühren
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• Die Erfüllung dieser Normen wird überwacht und die Ergebnisse werden jährlich
veröffentlicht (VK50).

• Bei Nichteinhaltung der Einzelfallnormen ist ein Ausgleich zu zahlen, entweder in
jedem Fall (Italien, Niederlande51, Spanien, einige Normen im VK) oder auf Antrag
der Verbraucher (Portugal, einige Normen im VK).

• Sanktionen wie schriftliche Aufforderungen, Änderung der Genehmigungen bzw. ihr
Entzug, Tarifkürzungen oder andere finanzielle Sanktionen, die sich auf die
Einnahmen eines Unternehmens auswirken, werden zur Gewährleistung der
kommerziellen Qualität ebenfalls eingesetzt (VK, Finnland, Schweden, Spanien,
Niederlande).

Die Information der Verbraucher ist ebenfalls ein zentraler Bestandteil der Maßnahmen
für kommerzielle Qualität, denn sie ist ein wichtiges Mittel zur Sicherstellung der
Dienstleistungsqualität. In Ländern mit vollständig liberalisiertem Markt zeigt sich, dass
Informationen über Preise und Dienstleistungsqualität wesentliche Voraussetzungen einer
informierten Wahl des Verbrauchers sind52. In diesen Ländern werden immer häufiger
über Broschüren, Zeitungen, Web-Seiten und Stromrechnungen Informationen
bereitgestellt. Ferner existieren Vorschriften für Mindestinformationen, die in den
Rechnungen enthalten sein müssen (Italien, Spanien u.a.).

Die Einbeziehung der Kunden gilt ebenfalls als wichtig für die Gewährleistung einer hohen
kommerziellen Qualität. Die Kunden sind präsent durch den Kontakt mit den
Versorgungsunternehmen (Kundeninformationszentren, Telefonzentralen) und die aktive
Beteiligung der Verbraucherorganisationen an der Erörterung der Rechtsvorschriften für
den Elektrizitätssektor (VK: Gas and Electricity Consumers Council, Frankreich:
“Observatoire national Public d’électricité”, Portugal: Verbraucherorganisationen usw.).

Zusammenfassend ist zu sagen53, dass in den Mitgliedstaaten gezielt Vorschriften zur
Sicherstellung eines gewissen Kundendienstniveaus eingeführt werden. Dies gilt vor allem
für die Mitgliedstaaten, die ihren Markt vollständig geöffnet haben. Alle

und Zahlungen (Niederlande, Schweden, Finnland, Portugal, Spanien, VK); (iv) Einhaltung der
angegebenen Termine (Italien, Schweden, Niederlande, Finnland, Portugal, VK); (v) Verpflichtung zum
Neuanschluss innerhalb eines bestimmten Zeitraums nach Abschalten wegen Zahlungsverzug (Italien,
Schweden, Finnland, Portugal, Spanien, VK).

49 Diese Normen betreffen Dienstleistungsbereiche, bei denen individuelle Garantien nicht möglich sind und
die Unternehmen ein bestimmtes Dienstleistungsniveau sicherstellen müssen (Mindestleistung während
eines bestimmten Zeitraums, normalerweise in %). Solche generellen Leistungsstandards existieren z.B. in
Schweden, Italien, dem VK, Portugal (ab 2001), Spanien (Entwurf).

50 Jährlich veröffentlichte Berichte des OFGEM und des “Electricity and Gas Council”.

51 vom DTE (Niederlande) geplant, jedoch noch nicht veröffentlicht

52 s. Bericht des Gas and Electricity Consumers Council: “Better the Devil you Know? What Consumers think
of competition in the gas market”.

53 auf der Grundlage der Antworten auf den Fragebogen, der Ergebnisse der Arbeitsgruppe für qualitative
Fragen sowie der anlässlich der von der Kommission am 14. September organisierten Anhörung
vorgebrachten Bemerkungen.



47

Versorgungsunternehmen müssen im Hinblick auf die Genehmigung bestimmte
Bedingungen erfüllen, in denen ein Mindestniveau für den Kundendienst festgelegt ist.
Somit ist gewährleistet, dass ein Preisrückgang nicht zu einer geringeren
Dienstleistungsqualität führt. Abgesehen von den Mindestvorschriften hat sich gezeigt,
dass eine höheres Kundendienstniveau auch durch einen umfassendenderen Wettbewerb
erreicht werden kann.

5.8. Schlussfolgerungen

Aus dieser Voruntersuchung der Dienstleistungen im allgemeinen Interesse im
Elektrizitätssektor ergeben sich vorläufige Schlussfolgerungen, die im Hinblick auf die
Formulierung der Mitteilung der Kommission, die im Richtlinienentwurf vorgesehen ist,
eingehender zu prüfen sind.

Aus dieser vorläufigen Übersicht geht hervor, dass in allen Mitgliedstaaten auf politischer
Ebene darauf geachtet wird, dass bestimmte Ziele gemeinwohlorientierter Dienste
berücksichtigt werden. Es handelt sich um drei Bereiche: Universaldienst, Umweltschutz
und Versorgungssicherheit.

Diese erste Analyse mit Schwerpunkt auf dem Universaldienstaspekt ergibt, dass einige
der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen (Netzanschluss, Recht auf Lieferung
hochwertiger Elektrizität) nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit der Marktöffnung
stehen. Diese beiden Verpflichtungen sind dem Netzbetreiber übertragen, der weiterhin
über ein „natürliches Monopol“ verfügt.

Eine zweite Gruppe gemeinwohlorientierter Ziele (Recht auf Stromversorgung, Recht auf
Stromversorgung zu erschwinglichen Preisen, Recht auf ein hohes Kundendienstniveau)
entsprechen der Ebene der „Stromlieferung“. Da auf dieser Ebene der Wettbewerb
existiert bzw. eingeführt werden kann, lag der Schwerpunkt dieser Analyse auf den Folgen
des Wettbewerbs für diese drei Aspekte des Universaldienstes.

Als Sicherheit wurde im allgemeinen eine Regulierung der Versorgungsseite eingeführt, so
dass sichergestellt ist, dass alle Verbraucher zu erschwinglichen Preisen Zugang zur
Stromversorgung haben, und dies bei einem hohen Kundendienstniveau. Bei diesen
Vorschriften handelt es sich vor allem um Mindestanforderungen, Leistungsnormen und
Ausgleichsmechanismen. Darüber hinaus hat sich gezeigt, dass ein umfassender
Wettbewerb sich positiv auf die Sicherstellung der Stromversorgung zu erschwinglichen
Preisen bei einem hohen Kundendienstniveau auswirkt.
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6. VERSORGUNGSSICHERHEIT

Im jüngsten Grünbuch der Kommission „Hin zu einer europäischen Strategie für
Energieversorgungssicherheit“ (KOM(2000)769) werden die Versorgungssicherheit und
der Zusammenhang zwischen ihr und der Schaffung des Elektrizitäts- und
Erdgasbinnenmarktes relativ ausführlich behandelt. In der diesbezüglichen
Schlussfolgerung heißt es, dass „die Integration der Energiemärkte zur
Versorgungssicherheit beiträgt, sofern diese Märkte wirklich integriert sind“. Im
Grünbuch wird hierbei insbesondere darauf hingewiesen, dass die Anerkennung der
Versorgungssicherheit als wesentliche gemeinwirtschaftliche Verpflichtung von
herausragender Bedeutung ist. Ferner wird in ihm näher auf die Bestimmungen der Gas-
und Elektrizitätsrichtlinie eingegangen, die gewährleisten, dass die Versorgungssicherheit
sowohl in den Mitgliedstaaten als auch auf Gemeinschaftsebene in einem offenen und vom
Wettbewerb geprägten Markt gegeben ist.

Kurzum, die Schaffung und Vollendung des Binnenmarktes für Erdgas und Elektrizität
bringen große Herausforderungen und Vorteile für die Gemeinschaft in puncto
Versorgungssicherheit mit sich. Zu den Vorteilen der zunehmenden Marktintegration
gehört eine größere Versorgungssicherheit im Rahmen der physikalischen Grenzen, die
die Verbindungskapazitäten vorgeben. Was die Herausforderungen anbelangt, so wurden
diese bereits klar aufgezeigt, und wurde auf sie in rechtlicher Hinsicht in der Richtlinie
sowie in der Praxis mit der Beobachtung eingegangen.

6.1. Elektrizität

Auf den Elektrizitätssektor bezogen sind hinsichtlich der Versorgungssicherheit drei
Aspekte zu nennen:

– Systemsicherheit im Hinblick auf die Netzinfrastruktur,

– Versorgungssicherheit im Hinblick auf die Gewährleistung angemessener
Stromerzeugungskapazitäten und

– Versorgungssicherheit im Hinblick auf die für die Produktion verwendeten
Primärenergieträger (Erdgas, Kohle usw.).

Die Sicherheit der Netzinfrastruktur wird durch die Schaffung oder die Vollendung
des Binnenmarktes nicht berührt. Es obliegt jedem Mitgliedstaat, geeignete
ordnungspolitische Maßnahmen sowohl für die Festlegung als auch für die Überwachung
von Sicherheitsstandards zu treffen, die je nach den tatsächlichen Gegebenheiten von Land
zu Land variieren werden, um sicherzustellen, dass hohe Standards festgelegt und
eingehalten werden. In Europa gibt es eine große Netzsicherheit, und die Unterschiede
zwischen den Standards hängen nicht vom Grad der jeweiligen Marktöffnung ab.

Die Schaffung des Binnenmarktes bringt allerdings durchaus Netzüberlastungsprobleme
infolge ungeplanter, handelsbedingter Elektrizitätsflüsse mit sich. Da das
kontinentaleuropäische Netz synchron zusammengeschlossen ist, fließen die
Elektrizitätsströme frei durch die Netze.
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Daher kann der Handel zwischen zwei Netzen beträchtliche Auswirkungen auf
Transitländer haben. Dies wiederum kann zu Sicherheitsproblemen führen. Am
14. Juli 1999 war das Netz des belgischen Übertragungsnetzbetreibers mit
Elektrizitätsflüssen konfrontiert, die die für diesen Tag geplante Menge übertrafen. Der
Übertragungsnetzbetreiber wusste nicht, woher diese nichtidentifizierten
Elektrizitätsflüsse stammten, und musste planmäßige Kapazitätenabrufe kürzen.
Erhebliche Fortschritte auf dem Weg zur Lösung dieses Problems wurden bereits im
Hinblick auf den Informationsaustausch, die Bereitstellung von Informationen mit einem
Vorlauf von einem Tag und die Stromeinspeisung ins Netz zwischen Belgien, Frankreich
und den Niederlanden erzielt. Informationen auf wöchentlicher Basis werden ebenfalls
zwischen Deutschland und der Schweiz ausgetauscht, und die Arbeiten in diesem Bereich
werden fortgesetzt.

Angesichts der bereits getroffenen und in Vorbereitung befindlichen Maßnahmen besteht
kein wirklicher Grund zur Annahme, die Schaffung oder die Vollendung des
Binnenmarktes gäben zu Bedenken hinsichtlich der Netzsicherheit Anlass. Für den Fall
unvorhergesehener Schwierigkeiten räumt überdies Artikel 23 der Elektrizitätsrichtlinie
den Mitgliedstaaten die Möglichkeit ein, geeignete Maßnahmen zu ergreifen und notfalls
das Recht auf den Marktzugang Dritter auszusetzen. Im Falle eines Sturms wie Ende 1999
in Frankreich wäre es in einem vom Wettbewerb geprägten Szenario möglich, dass
Notmassnahmen im Hinblick auf Versorgungsvorkehrungen erforderlich würden, die eine
zeitlich begrenzte Aussetzung des Marktzugangs notwendig machen54.

Bisher haben die Mitgliedstaaten die Beibehaltung angemessener
Erzeugungskapazitätenzur Deckung der Inlandsnachfrage dadurch gewährleistet, dass
sie den Bau geeigneter Erzeugungsanlagen zusammen mit dem nationalen
Monopolunternehmen geplant und vertraglich zugesicherte Ausfuhren berücksichtigt
haben. Dies hat sich inzwischen grundlegend geändert, da, wie bereits ausgeführt, die
Stromerzeugung vollständig liberalisiert wurde. Gemäß dem Genehmigungsverfahren für
neue Erzeugungsanlagen, für das sich alle Mitgliedstaaten entschieden haben, legen die
Mitgliedstaaten im Voraus die Kriterien für die Erteilung der Genehmigung fest, die sich
auf eine Reihe von in der Richtlinie angegebenen Aspekten beziehen, etwa auf die
Sicherheit und Sicherung der Netze und Anlagen und die Art des Primärenergieträgers.

54 Artikel 23 sieht solche Maßnahmen vor. In ihm heißt es wie folgt:

Treten plötzliche Marktkrisen im Energiesektor auf oder ist die Sicherheit von Personen, Geräten oder
Anlagen oder die Unversehrtheit des Netzes gefährdet, so kann ein Mitgliedstaat vorübergehend die
notwendigen Schutzmaßnahmen treffen. Dieses Maßnahmen dürfen nur ein Mindestmaß an Störungen im
Funktionieren des Binnenmarktes hervorrufen und nicht über das zur Behebung der plötzlich aufgetretenen
Schwierigkeiten unbedingt erforderliche Maß hinausgehen.

Der betreffende Mitgliedstaat teilt diese Maßnahmen unverzüglich den anderen Mitgliedstaaten und der
Kommission mit. Die Kommission kann beschließen, dass der betreffende Mitgliedstaat diese Maßnahmen
zu ändern oder aufzuheben hat, soweit sie den Wettbewerb verzerren und den Handel in einem Umfang
beeinträchtigen, der dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft.
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Alle Länder haben demnach den Standpunkt vertreten, dass in der Regel der Markt für
angemessene Erzeugungskapazitäten zur Deckung der Nachfrage sorgen wird. Die
bisherigen Erfahrungen deuten darauf hin, dass dies der Fall ist. Ferner sei darauf
hingewiesen, dass die Schaffung des Binnenmarktes die Versorgungssicherheit in dieser
Hinsicht de facto stärkt.

Für den Fall, dass zum Beispiel die Nachfrage in einem bestimmten Mitgliedstaat plötzlich
erheblich zunehmen und den Angebotsanstieg übertreffen würde oder große
Erzeugungskapazitäten vorübergehend stillgelegt würden, könnten Reservekapazitäten in
anderen Mitgliedstaaten unmittelbar und problemlos abgerufen werden, sofern die
entsprechenden Verbindungskapazitäten gegeben sind.

Wichtig ist jedoch, dass die Mitgliedstaaten das Gleichgewicht zwischen Angebot und
Nachfrage weiter beobachten. Falls es entgegen den Erwartungen aller Mitgliedstaaten
und aller bisherigen Erfahrungen mit dem liberalisierten Markt zu einem unzureichenden
Angebot käme, würden die Mitgliedstaaten aufgrund der Richtlinie über die gebotene
Flexibilität verfügen, um geeignete Maßnahmen - insbesondere Ausschreibungsverfahren -
treffen zu können.

Schließlich gewinnt die Frage der Versorgungssicherheit im Hinblick auf denfür die
Produktion verwendeten Primärenergieträgeran Bedeutung. In den letzten Jahren war
in den meisten Mitgliedstaaten Erdgas der "Brennstoff der Wahl" für neue
Stromerzeugungsanlagen, und in einigen entfiel ein äußerst signifikanter Prozentsatz
neuinstallierter Kapazitäten auf diesen Energieträger. Während die Versorgungssicherheit
bei Erdgas adäquat ist und sich mittelfristig weiter verbessern wird, kann dies Anlass zu
Sorge geben, falls eine zu große Abhängigkeit von Erdgas als Primärenergieträger für die
Stromerzeugung entsteht. Zur Bewältigung dieses Problems ist zunächst eine
Überwachung sowohl auf der Ebene der Mitgliedstaaten als auch der Gemeinschaft
erforderlich. Falls zu einem späteren Zeitpunkt beschlossen wird, Maßnahmen zu
ergreifen, um den auf einem bestimmten Primärenergieträger beruhenden
Produktionsanstieg zu begrenzen, bietet die Richtlinie den Mitgliedstaaten die
Möglichkeit, geeignete Maßnahmen zu treffen. Stellt ein Mitgliedstaat zum Beispiel fest,
dass die installierten Kapazitäten für einen bestimmten Primärenergieträger zu hoch sind
oder derart schnell zunehmen, dass sie die Versorgungssicherheit insgesamt bedrohen,
kann er gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe f) die "Art der Primärenergieträger" für alle
neuen Kapazitäten angeben. Genauso klar ist jedoch, dass diesbezügliche Maßnahmen der
einzelnen Mitgliedstaaten mitunter eine Überwachung durch die Gemeinschaft und
Konsultationen mit der Kommission erforderlich machen, um die Verhältnismäßigkeit der
getroffenen Maßnahmen zu gewährleisten.

Sollte es ferner nötig sein, andere Maßnahmen vorzusehen, so ist auch dies möglich und
kann dies mit Artikel 3 Absatz 2 und/oder Artikel 23 der Richtlinie vereinbar sein, sofern
die Maßnahmen in einem angemessenen Verhältnis zu den verfolgten Zielen stehen und
nicht diskriminierend wirken. Derartige Maßnahmen können zum Beispiel die Begrenzung
einer übermäßigen Abhängigkeit von den Erdgaslieferungen eines bestimmten Landes
betreffen (s. unten).
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Der Kommission kommt auch in dieser Hinsicht eine wichtige Rolle zu, da sie die
Versorgungssicherheit in der Gemeinschaft insgesamt sowie in bestimmten Regionen der
Gemeinschaft überwacht. Von besonderer Wichtigkeit ist dies aufgrund der immer
stärkeren Vernetzung der europäischen Elektrizitätswirtschaft. Diese Aufgabe war bisher
und wird auch künftig ein vorrangiges Anliegen der Kommission in diesem Bereich sein.

6.2. Erdgas

Erdgas spielt eine immer größere Rolle für die Energieversorgung der EU, wobei
besonders große Zuwachsraten bei der Verwendung von Erdgas für die
Stromerzeugungzu verzeichnen sind. Wenngleich die europäische Erdgaswirtschaft in den
letzten Jahrzehnten äußerst erfolgreich für die Erdgasversorgungssicherheit der EU
gesorgt hat und davon ausgegangen wird, dass die Versorgungslage der EU angesichts
reichhaltiger Erdgasvorräte innerhalb und außerhalb Europas günstig ist, wird die
Sicherheit der Erdgasversorgung eine anhaltende Wachsamkeit und Beobachtung
erforderlich machen55, insbesondere im Hinblick auf die voraussichtlich größer werdende
Abhängigkeit der EU von Erdgaseinfuhren.

Versorgungssicherheit und Wettbewerb sind miteinander vereinbare Ziele, und die
Erdgasversorgungssicherheit lässt sich im EU-Erdgasbinnenmarkt verbessern. Dennoch
könnte es im Zusammenhang mit dem Erdgasbinnenmarkt von Interesse sein, sich mit
folgenden Fragen bezüglich der Versorgungssicherheit zu befassen:

– kurzfristige Versorgungssicherheit (Maßnahmen zum Schutz vor Versorgungs-
unterbrechungen, die im Rahmen des Erdgasbinnenmarktes zu behandeln sind)

– langfristige Versorgungssicherheit (strategische und geopolitische Fragen im
Zusammenhang mit der Gewährleistung einer ausreichend breit gestreuten Versorgung
und von Investitionen zur Deckung der steigenden Nachfrage).

Die kurzfristige (operationelle) Versorgungssicherheit betrifft die Planung und
Entwicklung des Erdgasnetzes zur Erfüllung von Zielen im Zusammenhang mit der
sicheren Versorgung mit Erdgas. Bislang waren diese Aufgaben relativ einfach und
wurden von den etablierten Versorgern wahrgenommen, die die gesamte Infrastruktur und
alle dafür erforderlichen Informationen kontrollierten.

Im neuen, liberalisierten Erdgasmarkt kann sich diese Aufgabenstellung komplexer
gestalten, da mit der Entwicklung des Wettbewerbs nicht notwendigerweise nur ein
einziger Akteur die Gesamtverantwortung für die sichere Erdgasversorgung haben wird.
Vor diesem neuen Hintergrund wird es daher für jeden einzelnen Mitgliedstaat wichtig,
geeignete und notwendige Regulierungsmaßnahmen zu treffen, um Sicherheitsziele klar zu
definieren und den einzelnen Marktteilnehmern die Verantwortung für die Einhaltung der
festgelegten Sicherheitsziele zuzuweisen. Dies soll ohne unnötige Hemmnisse für den
Wettbewerb und den Marktzugang erfolgen.

55 Mitteilung der Kommission "Sicherheit der EU-Erdgasversorgung", KOM(1999)571 endg. vom 10.
November 1999.
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Artikel 3 der Erdgasrichtlinie räumt den Mitgliedstaaten die Möglichkeit ein,
Erdgasunternehmen gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen im Allgemeininteresse
aufzuerlegen, die sich auf die Sicherheit, einschließlich der Versorgungssicherheit,
beziehen können.

Treten plötzliche Marktkrisen im Energiesektor auf, die die Unversehrtheit des Netzes
gefährden, so kann ein Mitgliedstaat darüber hinaus "vorübergehend die notwendigen
Schutzmaßnahmen treffen" (Artikel 24 der Richtlinie).

Weitere Bestimmungen der Richtlinie untermauern ebenfalls die Wichtigkeit der Wahrung
eines sicheren und zuverlässigen Erdgasversorgungssystems. Die Artikel 7 und 10
verpflichten Erdgasunternehmen, "sichere, zuverlässige und leistungsstarke"
Erdgaseinrichtungen zu betreiben.

Ein vernünftig abgestimmter Austausch zuverlässiger Daten ist selbstverständlich eine
Schlüsselvoraussetzung für ein effizientes Funktionieren der liberalisierten Märkte. In der
Erdgasrichtlinie (Artikel 7 und 10) ist die Grundlage für den Austausch "ausreichender
Informationen" vorgesehen, um zu gewährleisten, dass der Transport von Erdgas "in
einer mit dem sicheren und leistungsfähigen Betrieb des Netzes vereinbaren Weise"
erfolgen kann. Die Behörden der Mitgliedstaaten sind eindeutig dafür verantwortlich, dass
die Durchführung dieser Maßnahmen gewährleistet wird.

In den Bereichen, in denen der Erdgasmarkt bereits geöffnet wurde, hat die Erfahrung
bestätigt, dass sich im Rahmen der Zusammenarbeit zwischen der Erdgaswirtschaft und
den Regulierungsbehörden marktorientierte Mechanismen und Anreize schaffen lassen, die
die Versorgungssicherheit gewährleisten können.

Die Öffnung der Märkte für den Wettbewerb wird die Versorgungssicherheit weiter
verbessern. Je mehr die Energienetze integriert und je größer die Märkte werden, desto
weniger sind die Verbraucher in einem bestimmten Mitgliedstaat ausschließlich auf die
Gewinnung, die Versorgung oder die Speicherkapazitäten in ihrem eigenen Land
angewiesen. Die Beseitigung von Hemmnissen bezüglich der Netznutzung, des Handels
und der Investitionen wird neue Versorgungsquellen erschließen, für mehr Flexibilität
sorgen und Synergie-Effekte im Zusammenhang mit der Versorgungssicherheit entstehen
lassen.

Hinsichtlich der langfristigen Erdgasversorgungssicherheit der EU besteht die
Herausforderung im Wesentlichen darin, weiter angemessene Investitionen in die
Erdgasversorgungsinfrastruktur aus verschiedenen Quellen finanzieren und bezahlen zu
können und stabile Beziehungen zu den Erdgasgewinnungs- und Transitländern aufrecht
zu erhalten. Der expandierende und sich öffnende europäische Erdgasmarkt ist und wird
auch künftig ein attraktiver Markt für externe Lieferanten sein und wird neue
Möglichkeiten für neue Versorgungsprojekte in Europa bieten.

Die internationalen Erdgasversorgungsvereinbarungen beruhten bisher nahezu
ausschließlich auf "take-or-pay"-Verträgen, die auf einem Verfahren zur Risikoteilung
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zwischen Verkäufern und Abnehmern basieren, wobei der Erdgaspreis in der Regel an den
Ölpreis gekoppelt ist. Die europäischen Erdgasabnahmeverträge werden jedoch allmählich
dahingehend angepasst, dass sie die neu entstehende Wettbewerbssituation widerspiegeln,
die durch eine größere Flexibilität und die Reaktion des Marktes gekennzeichnet ist. Ein
vom Wettbewerb geprägter europäischer Erdgasmarkt wird eine gute Ausgangsbasis sein,
um neue Lieferanten anzuziehen, da sich anstelle von Preisen, die von etablierten
Monopolen festgelegt werden und nur den Wettbewerb zwischen den verschiedenen
Energieträgern wiedergeben, ein marktbezogener Erdgaspreis durchsetzen wird, der
Ausdruck von Angebot und Nachfrage sowie der Versorgungskosten ist. Auf dem
Erdgasmarkt entstehen neue Finanzinstrumente, die ergänzend zu den "take-or-pay"-
Verträgen zur Finanzierung der künftigen europäischen Erdgasversorgung dienen können.

Falls Probleme auftreten, sind in der Erdgasrichtlinie auch Schutzmaßnahmen hinsichtlich
der längerfristigen Aspekte der Erdgasversorgungssicherheit, etwa bei einer zu großen
Abhängigkeit von einer einzigen Erdgasversorgungsquelle, vorgesehen. Mitgliedstaaten,
die Erdgasunternehmen im Zusammenhang mit der Versorgungssicherheit
gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen auferlegen, können "die Durchführung einer
langfristigen Planung einführen", die jedoch nicht diskriminierend sein darf und Dritte,
die ans Netz angeschlossen werden wollen, berücksichtigen muss. Darüber hinaus sind in
Artikel 25 der Richtlinie Schutzmaßnahmen für potenziell ernsthafte wirtschaftliche und
finanzielle Schwierigkeiten infolge seiner eingegangenen "take-or-pay"-Verpflichtungen
vorgesehen.

6.3. Schlussfolgerungen

Die Elektrizitäts- und Erdgasichtlinien enthalten Bestimmungen, die dafür sorgen, dass
alle den Mitgliedstaaten zur Verfügung stehenden Schutzmaßnahmen zur Gewährleistung
der Energieversorgungssicherheit auch bei Einführung des Wettbewerbs unverändert
fortbestehen. Die Mitgliedstaaten können z. B. die Möglichkeit vorsehen,
Ausschreibungen für zusätzliche Erzeugungskapazitäten durchzuführen, die durch
Abnahmevereinbarungen ergänzt werden. Ferner behalten sie die Möglichkeit, im
Bedarfsfall die Gasabnahme von einem einzigen Lieferanten zu beschränken. Die
Schaffung des Binnenmarktes wird auf den Strom- und Gasmärkten einen höheren
Verbundgrad und eine größere Zahl von Versorgern mit sich bringen. Vorbehaltlich einer
ordnungsgemäßen Überwachung in den Mitgliedstaaten und auf Gemeinschaftsebene und
gegebenenfalls Maßnahmen gemäß den einschlägigen Bestimmungen der Richtlinien kann
die Vollendung des Elektrizitäts- und Erdgasbinnenmarktes daher zur
Energieversorgungssicherheit der Gemeinschaft beitragen.

Es sei darauf hingewiesen, dass bei einer korrekten Umsetzung dieser Schutzmaßnahmen
durch die Mitgliedstaaten in der EU mit Sicherheit eine Situation vermieden werden wird,
wie sie in Kalifornien entstanden ist und deren Merkmale eine ungenügende Versorgung
und (künstlich) in die Höhe getriebene Preise waren. In Kalifornien hat ein
Zusammenwirken mehrer Faktoren zu der derzeitigen, im Hinblick auf die
Versorgungssicherheit prekären und unannehmbaren Lage geführt. Zu nennen sind
insbesondere ein obligatorischer Pool, der zu wettbewerbswidrigen, oligopolistischen
Preispraktiken sowie dazu geführt hat, dass die Risiken nicht durch langfristige
Versorgungsverträge ausgeglichen werden konnten, ein starker Nachfrageanstieg vor
allem infolge der Internetexplosion, fehlende neue Erzeugungskapazitäten wegen eines
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ungewissen ordnungspolitischen Umfeldes und extrem strenger Planungsauflagen,
eingefrorene Großhandelspreise, mangelnde Möglichkeiten für die
Übertragungsnetzbetreiber, Ausschreibungen für den Bau neuer Erzeugungsanlagen in
Verbindung mit Stromabnahmevereinbarungen durchzuführen, fehlende
Verbindungskapazitäten zu und Liefervereinbarungen mit benachbarten Staaten und
Fehlen geeigneter Handelsvereinbarungen innerhalb des Staates. Die oben genannten
Bestimmungen, insbesondere die den Mitgliedstaaten eingeräumte Möglichkeit,
Ausschreibungen durchzuführen, wenn die Nachfrage das Angebot zu übersteigen droht,
in Verbindung mit erheblichen und expandierenden Verbindungskapazitäten zwischen den
Mitgliedstaaten, wirksamen Handelsvereinbarungen und einer genauen Beobachtung auf
Gemeinschaftsebene wie auch in den Mitgliedstaaten bedeuten, dass „kalifornische
Verhältnisse“ in der EU ausgeschlossen werden können.
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7. KONSEQUENZEN DER LIBERALISIERUNG FÜR DIE UMWELT

Für die Umwelt hat sich die Liberalisierung als vorteilhaft erwiesen, da der
Wettbewerbsdruck auf den Großhandels-Erzeugermärkten dazu führt, dass alte
ineffiziente Stromerzeugungsanlagen rascher durch neue Anlagen, die die Umwelt weit
weniger stark belasten, ersetzt werden. Dieser Prozess findet in Ländern, in denen die
Liberalisierung bereits weit fortgeschritten ist, schon statt.

Diese Entwicklung wird sich durch niedrigere Erdgaspreise im Anschluss an die
Einführung von echtem Wettbewerb auf dem Erdgasmarkt weiter verstärken, da der
Anteil von Erdgas zunehmen und sich dadurch die Rolle von Stein- und Braunkohle in der
Stromerzeugung verringern wird. Zwischen 1990 und 1998 hat die Nutzung von Erdgas
für die Stromerzeugung in der EU um 128 % zugenommen, während der Anteil von
festen Brennstoffen um 15 % zurückgegangen ist. Im Jahre 1998 entfielen bei der
Stromerzeugung 24 % auf Erdgas im Vergleich zu lediglich 11 % 1990. Im selben
Zeitraum hat sich der durchschnittliche Wirkungsgrad von Wärmekraftwerken um 6,2 %
erhöht und die Kohlenstoffintensität (CO2/GWh) um 15,2 % verringert. Dies ist sowohl
auf eine bessere Effizienz von konventionellen Kraftwerken als auch auf die Entwicklung
von Kraftwerken nach dem Prinzip der Kraft-Wärme-Kopplung zurückzuführen, die mit
Erdgas, das unter den fossilen Brennstoffen den niedrigsten Kohlenstoffanteil besitzt,
befeuert werden.

Diesem Anhang ist eine Tabelle beigefügt, aus der die durchschnittliche Leistung des
Elektrizitätssektors in den Mitgliedstaaten in Bezug auf CO2-Emissionen,
Kohlenstoffintensität und Wirkungsgrad hervorgeht.

Es besteht kein Grund zu der Annahme, der Trend hin zu saubereren Kraftwerken werde
bei einer weiteren Liberalisierung der Elektrizitätsmärkte nicht anhalten. Tatsächlich wird
die Liberalisierung diesen Trend wahrscheinlich sogar verstärken, wie dies im Vereinigten
Königreich, dem Mitgliedstaat, in dem der Elektrizitäts- und Erdgassektor als erstes
liberalisiert wurde, geschehen ist. Beispielsweise ist der Anteil von Erdgas an der
britischen Stromerzeugung von 0,5 % im Jahre 1990 auf 38,5 % im Jahre 1999 gestiegen.
Zwischen 1990 und 1998 hat der durchschnittliche Wirkungsgrad um 9,5 % zugenommen.
CO2-Emissionen aus der Stromerzeugung haben im Vereinigten Königreich um 27 % im
Vergleich zu lediglich 3 % im Durchschnitt in der EU im selben Zeitraum abgenommen.

Allerdings müssen die Konsequenzen der Liberalisierung für die Umwelt fortlaufend
überwacht werden. Im Zuge der Liberalisierung können die Preise fallen; dies wirft
verschiedene für die Umwelt bedeutsame Fragen auf, die angegangen werden müssen:

• Energienachfrage: Niedrigere Strom- und Gaspreise infolge stärkeren Wettbewerbs
können die Bemühungen um Energieeinsparungen und Investitionen in
Energieeffizienz verringern, was zu einer größeren Energienachfrage führt. Diese
Folgen können jedoch gering gehalten werden, wenn den
Energieversorgungsunternehmen Anreize gegeben werden, eine Tarifierung
einzuführen, die Energieeinsparungen fördert.

Die Gesamtenergiekosten können z.B. auch dadurch gesenkt werden, dass die
Festkosten sinken und die Verbrauchspreise je Einheit sich nicht ändern. Auch
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durchgreifendere Möglichkeiten wie die Erhöhung der Gruppentarife sind denkbar.
Ferner könnten steuerliche Maßnahmen - gestaffelt nach der Verbrauchshöhe -
ergriffen werden.

• Energieversorgung: Strom aus neuen und weniger entwickelten Energiequellen (z. B.
erneuerbaren Energieträgern und Kraft-Wärme-Kopplung) kann an
Wettbewerbsfähigkeit verlieren. Dies könnte die Entwicklung hin zu einem saubereren
Brennstoffmix in der Stromerzeugung mindern. In dem Maße, in dem der Marktpreis
für Strom sinkt, vergrößert sich diese „Lücke der Wettbewerbsfähigkeit“.

Die Elektrizitäts- und Erdgasrichtlinie sehen für die Mitgliedstaaten ausdrücklich die
Möglichkeit vor, Maßnahmen zur Bewältigung dieser Herausforderungen zu ergreifen:

• Gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen. Artikel 3 sowohl der Elektrizitäts- als auch
der Erdgasrichtlinie eröffnet den Mitgliedstaaten die Möglichkeit,
gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen im Allgemeininteresse aufzuerlegen, die sich
unter anderem auf den Umweltschutz beziehen können.

• Vorrang bei Einspeisungen. Artikel 8 Absatz 3 beziehungsweise Artikel 11 Absatz 3
bieten den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, von Betreibern des Übertragungs-
/Fernleitungs- und Verteilungsnetzes zu verlangen, bei der Inanspruchnahme von
Erzeugungsanlagen solchen den Vorrang zu geben, in denen erneuerbare
Energieträger oder Abfälle eingesetzt werden oder die nach dem Prinzip der Kraft-
Wärme-Kopplung arbeiten.

Verschiedene Mitgliedstaaten haben Maßnahmen zu Gunsten der Umwelt gemäß der
Elektrizitäts- und Erdgasrichtlinie eingeführt und weitere Schritte ergriffen, um hohe
Umweltstandards bei der Gas- und Stromproduktion und –versorgung sicherzustellen.
Normalerweise gelten für derartige Regelungen die gemeinschaftlichen
Wettbewerbsvorschriften, insbesondere die Vorschriften über staatliche Beihilfen. Wie
sich bei der Abwicklung solcher Fälle gezeigt hat, sind diese Mechanismen grundsätzlich
mit den Vorschriften über staatliche Beihilfen vereinbar, sofern sie den Wettbewerb
gegenüber dem verfolgten Umweltziel nicht unverhältnismäßig beschränken. Ein Beispiel
für eine solche Maßnahme ist die dänische Regelung, die sicherstellt, dass die Versorgung
mit Fernwärme aus großen KWK-Kraftwerken auf einem liberalisierten Elektrizitätsmarkt
aufrechterhalten werden kann56. Ein weiteres Beispiel ist die Einführung von handelbaren
CO2-Quoten, um die CO2-Emissionen im dänischen Elektrizitätssektor auf
kosteneffiziente Weise zu reduzieren57.

Als Ergänzung zu den Maßnahmen auf nationaler Ebene hat die Kommission eine Reihe
von Initiativen ins Leben gerufen:

7.1. Erneuerbare Energiequellen

56 N 305/96 – Dänemark – Maßnahmen zu Gunsten von zentralen Stromerzeugungsanlagen.

57 N 653/99 – Dänemark – CO2-Quoten.
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Die EU hat als Richtwert das Ziel58 einer Verdoppelung des Anteils von erneuerbaren
Energieträgern am Bruttoinlandsenergieverbrauch von 6 % 1997 auf 12 % 2010
aufgestellt. Für die Erreichung dieses Ziels sind konsequente Maßnahmen erforderlich, die
mit den Grundsätzen des Binnenmarktes vereinbar sein müssen. Die Kommission legte am
17. Mai 2000 einen Vorschlag für eine Richtlinie59 über die Förderung von erneuerbaren
Energiequellen auf dem Elektrizitätsbinnenmarkt vor. Darin wird vorgeschlagen, die
Mitgliedstaaten zur Festlegung und Erfüllung nationaler Ziele für den künftigen privaten
Verbrauch von Strom aus erneuerbaren Energiequellen zu verpflichten. Die nationalen
Ziele müssen dabei mit dem EU-Ziel bezüglich erneuerbarer Energieträger und den
nationalen Verpflichtungen zur Reduzierung der Treibhausgasemissionen im Rahmen der
Vorgaben von Kioto im Einklang stehen. Die Kommission würde regelmäßig bewerten,
ob die nationalen Politiken mit den Zielsetzungen im Einklang stehen, und ihre
Schlussfolgerungen in einem Jahresbericht veröffentlichen. Wenn die Kommission zu dem
Schluss kommt, die nationalen Ziele sind mit den oben genannten Forderungen nicht
vereinbar, wird sie Vorschläge für einzelne und verbindliche nationale Ziele vorlegen.

Der Vorschlag beinhaltet des Weiteren eine Reihe von Maßnahmen, um die Einführung
von erneuerbaren Energieträgern im Elektrizitätssektor zu beschleunigen, und zwar die
Forderung an die Mitgliedstaaten, (i) die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um
sicherzustellen, dass Betreiber von Übertragungs- und Verteilungsnetzen auf ihrem
Hoheitsgebiet vorrangig Zugang zur Übertragung und Verteilung von Strom aus
erneuerbaren Energiequellen gewähren, (ii) ein System zur Ursprungsbescheinigung
einzuführen und (iii) die administrativen Verfahren zu überprüfen, um regulative
Hindernisse, die einer Erhöhung der Stromerzeugung aus Anlagen mit erneuerbaren
Energien im Wege stehen, zu beseitigen. Derzeit wird nicht vorgeschlagen, ein
gemeinschaftsweites Förderungssystem einzuführen, da die bisherigen Erfahrungen
unzureichend sind. Stattdessen wäre die Kommission verpflichtet, die Fördersysteme zu
überwachen und innerhalb von 5 Jahren einen Bericht vorzulegen und darin bei Bedarf
geeignete Vorschläge zu machen.

7.2. Kraft-Wärme-Kopplung (KWK)

Die KWK spielt bei der Erfüllung von Umweltzielsetzungen aufgrund der effizienten
Nutzung des eingesetzten Brennstoffs eine ähnlich wichtige Rolle. In der Mitteilung über
die KWK60 wurde 1997 als Richtwert das Ziel einer Verdoppelung des Anteils von KWK
in der Stromerzeugung in der EU von 9 % 1994 auf 18 % 2010 vorgeschlagen. Im

58 Mitteilung der Kommission - Energie für die Zukunft: erneuerbare Energieträger - Weißbuch für eine
Gemeinschaftsstrategie und Aktionsplan (KOM/97/599 endg.); Entschließung des Rates vom 8. Juni 1998
über erneuerbare Energieträger (ABl. C 198 vom 24.6.1998, S. 1); Entschließung des Europäischen
Parlaments zur oben genannten Mitteilung der Kommission (A4-0207/98).

59 KOM (2000) 279 endg. vom 10.5.2000, „Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und
des Rates zur Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen im
Elektrizitätsbinnenmarkt“. Der Rat der Energieminister kam am 5. Dezember 2000 zu einer politischen
Einigung zu dem Vorschlag.

60 KOM (97) 514 endg. vom 15.10.1997.
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jüngsten Aktionsplan zur Energieeffizienz61 wurde dieses Ziel erneut bekräftigt. Der
aktuelle Anteil von KWK an der Stromproduktion beläuft sich auf 10 %. Von Seiten der
KWK-Industrie wurde deutlich gemacht, dass es zur Erfüllung des Ziels von 18 % wichtig
ist, ein stabiles wirtschaftliches Umfeld zu schaffen. Bei rückläufigen Preisen infolge der
beschleunigten Liberalisierung kann die Finanzierung von Projekten, die nur gerade noch
wettbewerbsfähig sind, schwierig sein. Die weitere Liberalisierung auf dem Erdgasmarkt
würde allerdings bedeuten, dass alle Betreiber von gasbefeuerten KWK-Anlagen
vorbehaltlich berechtigter gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen das Recht hätten, Gas
frei zu beziehen, was zu niedrigeren Gaspreisen führt.

7.3. Emissionsstandards

Die Richtlinie zur Begrenzung von Schadstoffemissionen von Großfeuerungsanlagen in
die Luft (88/609/EWG) war der erste größere Rechtsakt der Gemeinschaft, der die
Emissionen im Elektrizitätssektor regelte. Diese Richtlinie legt Emissionsstandards für
Partikel, SO2 und NOx sowie Obergrenzen für SO2- und NOx-Emissionen fest. Am 22.
Juni 2000 verabschiedete der Ministerrat Umwelt einstimmig einen gemeinsamen
Standpunkt zu einem Vorschlag für die Überarbeitung dieser Richtlinie. In der
überarbeiteten Richtlinie werden strengere Grenzwerte für neue Anlagen festgelegt. Der
Geltungsbereich der Richtlinie wird ausgeweitet, damit auch Anlagen einbezogen sind, die
vor 1987 ihren Betrieb aufgenommen haben. Diese Anlagen müssen die Standards bis
2008 erfüllen. Außerdem werden Gasturbinen in den Geltungsbereich der Richtlinie
aufgenommen. Die überarbeitete Richtlinie wird nach einer zweiten Lesung im Parlament
und der endgültigen Genehmigung des Rates in Kraft treten.

Darüber hinaus werden die Emissionen von neuen Stromkraftwerken durch die Richtlinie
über die integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung62 geregelt.
Diese Richtlinie, die ein breites Spektrum von Industrieprozessen betrifft, verlangt bei
allen neuen Stromerzeugungsanlagen mit mehr als 50 MW, dass alle geeigneten
Maßnahmen zur Reduzierung der Umweltbelastung durch die Anlagen durch die
Einführung bestmöglicher zur Verfügung stehender Technologie ergriffen werden.

7.4. Energieeffizienz

Die Verbesserung der Energieeffizienz stellt einen maßgeblichen Teilbereich bei der
Verringerung der Umweltauswirkungen der Energienutzung dar, und Energieeffizienz
spielt im Nachgang zu Kioto eine Schlüsselrolle.

Die Kräfte des Marktes und die daraus folgernde technische Entwicklung haben in
vergangenen Jahren schrittweise zu einer besseren Energieeffizienz geführt. Die
Bemühungen der Gemeinschaft und Programme der Mitgliedstaaten haben diesen Prozess
beschleunigt. Allerdings ist in der EU heute immer noch ein großes wirtschaftliches
Potential für weitere Verbesserungen gegeben. Dieses Potential, das auf über 18 % des

61 KOM (2000) 247 endg. vom 26.4.2000 „Aktionsplan zur Verbesserung der Energieeffizienz in der
Europäischen Gemeinschaft“.

62 Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 24. September 1996 über die integrierte Vermeidung und
Verminderung der Umweltverschmutzung.
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derzeitigen Energieverbrauchs geschätzt wird63, ergibt sich aus verschiedenen
Unzulänglichkeiten und Hindernissen des Marktes. Beispielsweise spiegeln sich in den
Energiepreisen externe Kostenfaktoren immer noch nicht richtig wider; unvollständige
Informationen behindern immer noch den Einsatz von kosteneffektiveren und
energieeffizienteren Technologien. Weitere institutionelle, technische und finanzielle
Barrieren bestehen nach wie vor.

Im April 2000 legte die Kommission ihren Aktionsplan zur Energieeffizienz vor, in dem zu
einer Verbesserung der Energieintensität von 1 % pro Jahr im Vergleich zu Verhältnissen
ohne weitere Maßnahmen aufgerufen wird. Am 30. Mai 2000 forderte der Rat die
Kommission auf, detaillierte Vorschläge für die Durchführung des Aktionsplans
vorzulegen. Wesentlich ist, dass die Bemühungen in diesem Bereich weitergehen,
nachdem die volle Liberalisierung verwirklicht ist. Die Kommission wird den Fortschritt in
diesem Berech aufmerksam beobachten.

7.5. Energiebesteuerung

Strom und Gas werden mit zwei Arten von indirekten Steuern belegt: der Mehrwertsteuer
und energiespezifischen Abgaben. Die MWST ist auf Gemeinschaftsebene bereits
weitgehend harmonisiert. Im Hinblick auf energiebezogene Abgaben hat die Kommission
vorgeschlagen64, die auf Gemeinschaftsebene harmonisierte Besteuerung von Mineralöl
auch auf andere Energiequellen auszudehnen, darunter Erdgas, Steinkohle, Braunkohle,
usw. Zwar lautet die Zielsetzung, das Funktionieren des Binnenmarktes zu verbessern,
gleichzeitig sind aber auch positive Effekte für die Umwelt zu erwarten, da
Mindeststeuersätze auf alle Brennstoffe eingeführt werden und den Mitgliedstaaten ein
Rahmen für die Einführung höherer Abgaben geboten wird.

Über den Vorschlag zur Energiebesteuerung wird im Rat seit 1997 verhandelt. Für die
Annahme des Vorschlags ist Einstimmigkeit der Mitgliedstaaten erforderlich, und
aufgrund höchst unterschiedlicher Standpunkte sind die Verhandlungen zäh und kommen
nur langsam voran.

Verschiedene Mitgliedstaaten haben bereits einseitig Energie- und Umweltsteuern
eingeführt, die auf die Nutzung von Energie erhoben werden. Da jedoch noch kein
harmonisiertes Steuersystem vorhanden ist, wurde es von einer Reihe dieser
Mitgliedstaaten für notwendig befunden, den industriellen Energieverbrauch und
insbesondere den Energieverbrauch energieintensiver Industrien hiervon ganz oder
teilweise zu befreien. Diese Freistellung erfolgte, um den fairen Wettbewerb mit den
energieintensiven Industrien in Ländern ohne ähnliche Abgaben sicherzustellen.

Fragen im Zusammenhang mit staatlichen Beihilfen wurden nach den Vorschriften des
EU-Vertrages über staatliche Beihilfen, einschließlich der Richtlinien für staatliche
Beihilfen für den Umweltschutz, bewertet. Am 1. Januar 2001 traten neue Leitlinien in

63 MURE-Modellschätzung. Europäische Kommission, März 1998.

64 KOM (97) 30 endg., 12.3.97, „Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Restrukturierung der
gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen”.
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Kraft. Hierin werden allgemeine Vorschriften bezüglich der Freistellung energieintensiver
Industrien festgelegt.

7.6. Potentielle künftige Aktionen

Gegenwärtig werden verschiedene weitere und ergänzende Maßnahmen auf
gemeinschaftlicher und auf nationaler Ebene untersucht. Die Kommission hat
beispielsweise eine Diskussion über den Handel mit Treibhausgasemissionen innerhalb der
Europäischen Union in einem Grünbuch in die Wege geleitet65. In diesem Grünbuch wird
vorgebracht, dass Handelssysteme sowohl in der Gemeinschaft als auch mit anderen
Industrieländern bei der Reduzierung der Kosten für die Einhaltung von
Umweltverpflichtungen helfen könnten. Tatsächlich wird im Protokoll von Kioto das
Konzept von flexiblen Mechanismen eingeführt, bei denen der internationale Handel mit
Treibhausgasemissionen zu denen gehört, die ab 200866 wirksam werden. Einige
Mitgliedstaaten haben bereits Systeme für den Handel mit Emissionen auf nationaler
Ebene eingeführt oder ziehen eine solche Einführung in Erwägung. Insbesondere
Dänemark hat im Rahmen seiner Reform des Elektrizitätsmarktes handelbare Quoten für
die Emission von CO2 eingeführt. Das System gilt ab dem 1. Januar 2001. Aus den
Erfahrungen mit dieser und ähnlichen Regelungen werden sich wichtige Erkenntnisse für
künftige Maßnahmen ableiten lassen.

7.7. Schlussfolgerung

Die Liberalisierung ist in vielerlei Hinsicht ein Mittel, um die Umweltzielsetzungen der
Gemeinschaft im Bereich der Energie zu erfüllen. Insbesondere durch den entstandenen
Wettbewerbsdruck ist es zu einer rascheren Einführung von effizienteren und saubereren
Wärmekraftwerken gekommen als dies unter Monopolverhältnissen der Fall war; hier
wurden Kraftwerke außer Betrieb genommen, wenn sie veralteten. Mit den sich aus der
Liberalisierung ergebenden niedrigeren Preisen jedoch gewinnen verschiedene ergänzende
Politiken zunehmend an Bedeutung, insbesondere im Hinblick auf die zwingende
Notwendigkeit, den Marktanteil von erneuerbaren Energiequellen, die KWK-Produktion
und die Energieeffizienz zu erhöhen. Die Elektrizitäts- und die Erdgasrichtlinie sehen die
Möglichkeit vor, auf nationaler Ebene notwendige Maßnahmen in diesen Bereichen zu
verabschieden; solche Maßnahmen wurden in allen Mitgliedstaaten vor dem Hintergrund
der Zielsetzungen, die von der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten in Kioto akzeptiert
wurden, ergriffen.

Auf Gemeinschaftsebene wurden oder werden weitere Maßnahmen getroffen, um die
umweltbezogenen energiepolitischen Ziele zu fördern. Dies beinhaltet Initiativen zur
Minderung der Emissionen aus dem Elektrizitätssektor, zur stärken Nutzung von
erneuerbaren Energiequellen und KWK, zur Steigerung der Energieeffizienz und zur
Einführung gemeinsamer Vorschriften für die Besteuerung von Energieprodukten. In
Anbetracht des Bestehens solcher Mechanismen und ihrer Vereinbarkeit mit der
Elektrizitäts- und der Erdgasrichtlinie gibt es keinen Grund, warum Wettbewerb im

65 KOM 2000 (2000) 87 endg., 8.3.2000 „Grünbuch zum Handel mit Treibhausgasemissionen in der
Europäischen Union“.

66 Artikel 17 des Protokolls von Kioto.
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Elektrizitäts- und Erdgassektor nicht zu den Umweltzielen der Gemeinschaft beitragen
sollte. Die Kommission wird die Situation aufmerksam beobachten und bei Bedarf weitere
Maßnahmen im Einklang mit dem Elektrizitätsbinnenmarkt zum Schutz der Umwelt
vorschlagen.
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CO2-Emissionen, Kohlenstoffintensität und Wirkungsgrad bei der
konventionellen Stromerzeugung

Mitgliedstaat 1990 1998 Veränd.
in %

Österreich

CO2-Emissionen, Mio. Tonnen 12,1 11,6 -4,1 %

Kohlenstoffintensität, Tonnen CO2/GWh 677,4 621,9 -8,2 %

Wirkungsgrad, % 37,0 % 35,1 % -5,0 %

Belgien

CO2-Emissionen, Mio. Tonnen 21,8 23,4 7,1 %

Kohlenstoffintensität, Tonnen CO2/GWh 802,2 657,5 -18,0 %

Wirkungsgrad, % 35,6 % 39,5 % 11,1 %

Dänemark

CO2-Emissionen, Mio. Tonnen 23,0 29,6 28,6 %

Kohlenstoffintensität, Tonnen CO2/GWh 916,2 772,6 -15,7 %

Wirkungsgrad, % 34,0 % 36,5 % 7,4 %

Finnland

CO2-Emissionen, Mio. Tonnen 15,7 19,1 22,0 %

Kohlenstoffintensität, Tonnen CO2/GWh 644,1 574,5 -10,8 %

Wirkungsgrad, % 38,6 % 41,7 % 8,0 %

Frankreich

CO2-Emissionen, Mio. Tonnen 40,1 43,1 7,4 %

Kohlenstoffintensität, Tonnen CO2/GWh 833,9 774,5 -7,1 %

Wirkungsgrad, % 34,6 % 35,6 % 2,9 %

Deutschland

CO2-Emissionen, Mio. Tonnen 342,2 305,6 -10,7 %

Kohlenstoffintensität, Tonnen CO2/GWh 906,2 828,4 -7,4 %

Wirkungsgrad, % 36,2 % 38,9 % 7,2 %
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Griechenland

CO2-Emissionen, Mio. Tonnen 34,3 40,9 19,0 %

Kohlenstoffintensität, Tonnen CO2/GWh 1040,8 963,8 -7,4 %

Wirkungsgrad, % 32,5 % 34,9 % 7,2 %

Irland

CO2-Emissionen, Mio. Tonnen 10,3 14,9 45,4 %

Kohlenstoffintensität, Tonnen CO2/GWh 759,1 754,7 -0,6 %

Wirkungsgrad, % 39,4 % 37,7 % -4,2 %

Italien

CO2-Emissionen, Mio. Tonnen 118,8 125,3 5,5 %

Kohlenstoffintensität, Tonnen CO2/GWh 653,4 590,4 -9,6 %

Wirkungsgrad, % 39,3 % 40,9 % 4,0 %

Luxemburg

CO2-Emissionen, Mio. Tonnen 0,7 0,1 -86,8 %

Kohlenstoffintensität, Tonnen CO2/GWh 1291,9 382,3 -70,4 %

Wirkungsgrad, % 24,6 % 33,0 % 34,0 %

Niederlande

CO2-Emissionen, Mio. Tonnen 43,3 50,7 17,0 %

Kohlenstoffintensität, Tonnen CO2/GWh 635,0 585,6 -7,8 %

Wirkungsgrad, % 40,3 % 40,5 % 0,5 %

Portugal

CO2-Emissionen, Mio. Tonnen 14,8 18,2 23,1 %

Kohlenstoffintensität, Tonnen CO2/GWh 771,6 705,4 -8,6 %

Wirkungsgrad, % 38,7 % 41,3 % 6,8 %

Spanien

CO2-Emissionen, Mio. Tonnen 63,6 74,7 17,4 %

Kohlenstoffintensität, Tonnen CO2/GWh 892,9 755,3 -15,4 %
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Wirkungsgrad, % 36,9 % 40,6 % 10,1 %

Schweden

CO2-Emissionen, Mio. Tonnen 4,1 6,2 51,3 %

Kohlenstoffintensität, Tonnen CO2/GWh 769,8 615,7 -20,0 %

Wirkungsgrad, % 27,5 % 27,8 % 1,2 %

Vereinigtes Königreich

CO2-Emissionen, Mio. Tonnen 216,4 170,1 -21,4 %

Kohlenstoffintensität, Tonnen CO2/GWh 879,2 679,7 -22,7 %

Wirkungsgrad, % 37,1 % 41,0 % 10,5 %

EU-Durchschnitt

CO2-Emissionen, Mio. Tonnen 961,3 933,4 -2,9 %

Kohlenstoffintensität, Tonnen CO2/GWh 829,2 719,9 -13,2 %

Wirkungsgrad, % 36,9 % 39,4 % 6,7 %

Quelle: Eurostat
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8. AUSWIRKUNGEN DER LIBERALISIERUNG AUF DIE BESCHÄFTIGUNG IM

ENERGIESEKTOR - ZUSAMMENFASSUNG UND SCHLUSSFOLGERUNGEN EINER

VON DER EUROPÄISCHEN K OMMISSION IN AUFTRAG GEGEBENEN STUDIE 67 -

8.1. Zusammenfassung

Einführung

Die vorliegende Studie wurde von der GD Energie und Verkehr und der GD
Beschäftigung und Soziales der Europäischen Kommission in Auftrag gegeben;
beabsichtigt war eine Bewertung der qualitativen Beschäftigungsauswirkungen der
Liberalisierung des Elektrizitäts- und des Erdgasbinnenmarkts in der Europäischen Union.
Die Binnenmärkte werden durch die Richtlinien des Rates 96/92/EG bzw. 98/30/EG
geregelt; sie traten im Februar 1999 für die Elektrizitätswirtschaft und im August 2000 für
die Erdgasindustrie in Kraft.

Bei der Annahme der Richtlinien ging man davon aus, dass die Senkung der
Energiepreise, die man als Folge der Marktöffnung erwartete, dazu führen würde, dass die
Beschäftigung in Sektoren mit stark energieabhängiger Produktion erhalten und weiter
ausgebaut werden würde. Allerdings bestand schon seit langem die Besorgnis,
insbesondere bei den Gewerkschaften, die die Arbeitnehmer in Erdgasindustrie und
Elektrizitätswirtschaft vertreten, dass ein verschärfter Wettbewerb dort unweigerlich zu
einem erheblichen Personalabbau führen würde.

Aus dem Bericht Beschäftigung in Europa 1998 ergab sich, dass Elektrizitätswirtschaft
und Erdgasindustrie zu den am stärksten von einem Beschäftigungsrückgang betroffenen
Sektoren zählten. Nach Schätzungen auf der Grundlage europäischer und nationaler
Statistiken sind von 1990 bis 1998 in diesem Bereich mehr als 250 000 Stellen verloren
gegangen. Gewerkschaften gehen davon aus, dass es in den nächsten fünf Jahren wohl zu
einem weiteren Beschäftigungsrückgang um 25 % kommen wird. Bei einem Vergleich tritt
klar zu Tage, dass die meisten Arbeitsplätze in der Elektrizitätswirtschaft verloren
gegangen sind. Das Vereinigte Königreich gehört zu den wenigen Ländern, in denen seit
den frühen neunziger Jahren eine erhebliche Anzahl von Stellen in der Erdgasindustrie
abgebaut worden sind. Auch in Deutschland ist es zu einer beträchtlichen Verringerung
der Erwerbstätigenzahl gekommen. In den meisten Ländern, in denen die Erdgasindustrie
weniger ausgereift ist, hat die Beschäftigung jedoch in dem Maße zugenommen, in dem
die Infrastruktur ausgebaut wird. Aus diesem Grunde, und weil die Marktliberalisierung in
der Erdgasindustrie weniger fortgeschritten ist, beschäftigt sich dieser Bericht in erster
Linie mit den Erfahrungen in der Elektrizitätswirtschaft.

67 “Effects of the liberalisation of the electricity and gas sectors on employment” – Studie der ECOTEC
Research and Consulting Ltd. (die Vollfassung der Studie kann von der Internetseite der GD Energie und
Verkehr heruntergeladen werden.)
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Ziel der Studie war ausdrücklich nicht, sich mit den quantitativen Auswirkungen der
Marktliberalisierung auf die Beschäftigung zu befassen, weil sich nämlich ein
Kausalzusammenhang nur schwer herstellen lässt. In vielen Mitgliedstaaten ist es vor der
Marktliberalisierung ganz eindeutig zu einem Beschäftigungsrückgang gekommen. Weiter
erschwert wird die Einschätzung ihrer quantitativen Auswirkungen dadurch, dass es
Schwierigkeiten bereitet zu ermitteln, wie viele Arbeitsplätze in energieintensiven
Industriezweigen infolge der Marktliberalisierung hinzugekommen oder erhalten worden
sind.

Vom Standpunkt eines politischen Entscheidungsträgers erschien es daher von besonderer
Bedeutung, die qualitativen Auswirkungen von Umstrukturierung und Liberalisierung auf
die Beschäftigung zu bewerten. Dadurch, dass man das Profil der Personen ermittelt, die
höchstwahrscheinlich mit Nachteilen zu rechnen haben, und indem man bewertet, welche
Qualifikationen und beruflichen Strukturen überhaupt zu einem Beschäftigungszuwachs
führen können, wäre es dann möglich festzulegen, welche Maßnahmen denkbar wären, um
Arbeitslosenzahlen oder Qualifikationsdefizite zu begrenzen.

Die Studie wurde in zwei Phasen durchgeführt. In der ersten Phase wurden Daten
gesammelt, was die qualitativen Auswirkungen der Umstrukturierung auf die
Beschäftigung betrifft, sowie über etwaige Maßnahmen, mit denen man die Auswirkungen
in den einzelnen Mitgliedstaaten in den Griff bekommen wollte. Dazu dienten Erhebungen
bei den Sozialpartnern und bei den staatlichen Stellen der Mitgliedsländer. Die zweite
Phase bestand aus detaillierten Fallstudien in fünf Mitgliedstaaten: Deutschland, Irland,
Italien, Schweden und Vereinigtes Königreich. Der Auswahl dieser Länder lag das
Konzept zugrunde, dass die Erfahrungen in solchen Ländern untersucht werden sollten,
die auf dem Weg zur Privatisierung am meisten fortgeschritten waren oder in denen es
bereits zu einem erheblichen Beschäftigungsrückgang gekommen war, und zwar trotz
kürzlicher Liberalisierungsbemühungen.

Wenn man die quantitativen und qualitativen Auswirkungen von Liberalisierung und
Umstrukturierung auf die Beschäftigung untersuchen will, wird man dabei nicht nur durch
die vorstehend skizzierten Schwierigkeiten bei der Herstellung eines
Kausalzusammenhangs behindert, sonder auch dadurch, dass es an zuverlässigen,
vergleichbaren und disaggregierten Beschäftigungsdaten für die Elektrizitätswirtschaft und
die Erdgasindustrie mangelt. Man musste sich stark auf Informationen aus Erhebungen
und Interviews bei einzelnen Unternehmen verlassen, um zu Schlussfolgerungen
hinsichtlich der qualitativen Auswirkungen der Liberalisierung auf die Beschäftigung zu
gelangen.

Ferner lässt sich nur schwer zwischen Liberalisierungsauswirkungen und allgemeinen
strukturellen Veränderungen unterscheiden, sieht man einmal von der Feststellung ab, dass
die Liberalisierung sich insofern eindeutig ausgewirkt hat, als das Tempo des Wandels
beschleunigt wurde. In mehreren der in Fallstudien untersuchten Länder wurde das
Argument vorgebracht, es finde eine ins Gewicht fallende Umstrukturierung
(einschließlich Personalabbau) statt, da sich die Unternehmen auf den Binnenmarkt
vorbereiteten.
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Bei zahlreichen der kürzlich erfolgten Fusionen ist angeführt worden, man müsse in einem
liberalisierten Markt wettbewerbsfähig bleiben. Ankündigungen von Fusionen gehen im
allgemeinen mit Ankündigungen des Abbaus von Arbeitsplätzen einher.

Zwar lässt sich in einigen Fällen der Fortschritt bei der Liberalisierung mit der Zahl der
verlorengegangenen Arbeitsplätze verknüpfen, es lässt sich jedoch keineswegs in allen
Fällen eine lineare Beziehung nachweisen (das heißt, dass auch in einer Reihe von
Ländern, die auf dem Wege zur Liberalisierung langsam vorangekommen sind, bereits ein
erheblicher Beschäftigungsrückgang verzeichnet wurde).

Die qualitativen Auswirkungen der Liberalisierung auf die Beschäftigung

Bei einer Bewertung der qualitativen Beschäftigungsauswirkungen der Liberalisierung und
der Art der Umstrukturierung müssen einige Schlüsselfaktoren der Beschäftigung in der
Elektrizitätswirtschaft präsent gehalten werden, die den Umstrukturierungsprozess
beeinflussen:

• In den meisten Mitgliedstaaten ist der Arbeitskräftebestand überaltert – die
Altersgruppe über 45 dominiert.

• Wie aus einer von ECOTEC Research and Consulting durchgeführten Studie (1998)
hervorgeht, sind Frauen mit weniger als 20% der Beschäftigten erheblich
unterrepräsentiert.

• Bei dem Qualifikationsprofil zeigt sich seit jeher eine außerordentlich starke
Konzentration auf die Beschäftigung in technischen Berufen als Angelernte oder
Facharbeiter und in mittleren Führungspositionen.

• In der Elektrizitätswirtschaft wurde immer mit „lebenslanger Anstellung“ gerechnet;
Personalmitglieder traten nach Schulabschluss als Lehrlinge in die Unternehmen ein
oder auch unmittelbar nach einer Berufsausbildung. Einer Beförderung in
Führungspositionen lag herkömmlicherweise eine Laufbahn in technischen Berufen
zugrunde.

• Früher legten öffentliche Versorgungsbetriebe wenig Wert auf Marketing,
Unternehmensentwicklung, Projektmanagement und Kundenservice.

Diese hervorstechenden Merkmale der Beschäftigung wirkten sich in erheblichem Maße
auf die Umstrukturierung aus:

• Angesichts des Altersprofils der Beschäftigten sind Unternehmen in die Lage versetzt
worden, die Umstrukturierung auf „sozialverträgliche“ Art mit Hilfe freiwilliger
Frühverrentungen vorzunehmen. Diese erfolgten entweder mit Unterstützung
staatlicher Maßnahmen (Vorruhestands- oder Teilruhestandsregelungen) und/oder mit
Hilfe großzügiger Anreize der Unternehmen.

• Rein zahlenmäßig sind Männer sehr viel stärker von der Umstrukturierung betroffen
worden als Frauen, was in erster Linie darauf zurückzuführen ist, dass Frauen in der
Elektrizitätswirtschaft weiterhin unterrepräsentiert sind. Bemerkenswert ist allerdings,
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dass in den meisten Ländern die Umstrukturierung nicht dazu beigetragen hat, den
Anteil der Frauen signifikant zu erhöhen.

• Aus den vorliegenden Daten geht eindeutig hervor, dass die meisten Arbeitsplätze in
technischen Berufen für Angelernte und Facharbeiter (zum Beispiel im Bereich der
Netzinstandhaltung) verloren gegangen sind, die früher als Kernbereich der
Elektrizitätsunternehmen galten. Die meisten betroffenen Personalmitglieder waren
während des größten Teils ihres Berufslebens in der Elektrizitätswirtschaft beschäftigt
– häufig sogar bei demselben Unternehmen – , so dass ihre Qualifikationen nicht
immer ohne weiteres in andere Sektoren übertragbar sind. Allerdings wären diese
Fähigkeiten für neue Marktteilnehmer nach der Liberalisierung möglicherweise
geeignet.

• Von Beschäftigten, die früher eine „lebenslange Anstellung“ erwarteten, wird eine
andere Mentalität gefordert. Vorausgesetzt werden größere Flexibilität und stärkeres
Schwergewicht auf Umschulung, Weiterbildung und Entwicklung übertragbarer
Fähigkeiten. Gleichzeitig müssen auch viele Unternehmen ihre Einstellung ändern;
diese müssen mehr Gewicht legen auf innerbetriebliche Ausbildung und
Personalentwicklungsprogramme sowie den Ausbau flexibler Arbeitsformen, um den
Beschäftigten in ihrem Wunsch nach einer besseren Vereinbarkeit von Beruf und
Familienleben entgegenzukommen.

• Der Qualifikationsbedarf hat sich ganz klar verschoben in Richtung auf neue
Fähigkeiten, die sich stark von den jetzt verschwindenden unterscheiden; dadurch
ergeben sich Fragen hinsichtlich der potentiellen Beschäftigungsfähigkeit von
Personal. Zu den von Elektrizitätsunternehmen verlangten neuen Qualifikationen
gehören Kenntnisse in den Bereichen Informations- und Kommunikationstechnologie,
Marketing, Kundenbetreuung, Projektmanagement, Energiehandel und
Unternehmensentwicklung.

• Es gibt deutliche Hinweise darauf, dass sogenannte „nicht zum Kernbereich
gehörende“ Funktionen ausgegliedert werden. Allerdings haben sich Ausgliederungen
in einigen Fällen nachteilig ausgewirkt, was dazu geführt hat, dass eine Reihe dieser
Funktionen doch intern abgewickelt werden. Es gibt Anhaltspunkte dafür, dass
Unternehmen Outsourcing dazu benutzen, um Kollektivvereinbarungen
„auszuhandeln“, die für die Beschäftigten ungünstiger sind.

Profil der am stärksten von Umstrukturierungen betroffenen Arbeitnehmer

Bei der Erarbeitung eines Profils der Arbeitnehmer, die von einer Umstrukturierung in der
Elektrizitätswirtschaft und in der Erdgasindustrie wahrscheinlich am stärksten betroffen
werden, galt das Interesse insbesondere folgenden Faktoren:

• Alter der Arbeitnehmer, die am ehesten von einer Umstrukturierung betroffen werden
(entweder wegen des zu erwartenden Qualifikationsprofils, der Altersstruktur des
Unternehmens oder etwaiger Maßnahmen zur Unterstützung der Frühverrentung)

• Geschlecht der Arbeitnehmer, die am ehesten von einer Umstrukturierung betroffen
werden (wegen ihrer Neigung, in bestimmten Berufen zu arbeiten, deren Bedeutung
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voraussichtlich zunimmt oder zurückgeht; Aufteilung des Personals nach Geschlecht in
Elektrizitätsunternehmen)

• Qualifikationen, bei denen mit einem Rückgang der Nachfrage zu rechnen ist, weil
neue Technologien eingeführt werden oder Veränderungen bei den
Unternehmenstätigkeiten und -strukturen stattfinden

• Qualifikationen, bei denen mit einer Zunahme der Nachfrage zu rechnen ist, weil neue
Technologien eingeführt werden oder Veränderungen bei den
Unternehmensaktivitäten und -strukturen stattfinden

Als erstes fällt die erstaunliche Ähnlichkeit bei den qualitativen Entwicklungen zwischen
den Fallstudienunternehmen und Mitgliedstaaten auf, was die Charakteristika der
Beschäftigten belangt, die am ehesten von einer Umstrukturierung betroffen werden.
Desgleichen waren auch eindeutige Parallelen bei der Art und Weise zu verzeichnen, in
der sich die Unternehmen mit der Herausforderung der Umstrukturierung auseinander
gesetzt hatten.

Die meisten Unternehmen, die auf unsere Umfrage geantwortet haben und sich an den
Fallstudien beteiligten, waren bemüht, die Umstrukturierung auf möglichst
„sozialverträgliche“ Weise mit Hilfe freiwilliger Frühverrentungen durchzuführen. Dieser
Strategie kam das Altersprofil in zahlreichen Elektrizitätsunternehmen entgegen, in denen
eine Mehrzahl der Arbeitnehmer über 55 Jahre alt ist. Eine Frühverrentung wurde im
allgemeinen im Alter von etwa 55 bis 58 Jahren angeboten, häufig zu sehr günstigen
Bedingungen. Viele Unternehmen führten in der Tat an, dass sie keine „erzwungenen“
Freisetzungen vornahmen, sondern das Personal lediglich mit Hilfe von freiwilligen
Frühverrentungen, natürlichen Abgängen und Zurückhaltung bei Neueinstellungen
abbauten. Eines der wichtigsten Charakteristika der vom Umstrukturierungsprozess
Betroffenen war daher das Alter, wobei Qualifikationen keine Rolle spielten; allerdings
waren dann auch bei den Qualifikationskategorien, bei denen es zu einem Abbau kam,
bevorzugt ältere Arbeitnehmer vertreten.

Wie aus einem früheren Bericht von ECOTEC im Auftrag der Sozialpartner in der
Elektrizitätswirtschaft hervorging, sind Frauen mit unter 20% des Personals erheblich
unterrepräsentiert. In diesem Industriezweig, in dem seit jeher technische Anlern- und
Facharbeiterberufe vorherrschen, sind Frauen überwiegend in Büro- und
Verwaltungsberufen zu finden. In der Studie gab es kaum Anhaltspunkte dafür, dass die
stärkere Umorientierung auf Kundenservice die Verteilung der Geschlechter zugunsten
von Frauen in erheblichem Ausmaß verändern würde. Dies ließ sich darauf zurückführen,
dass viele der Arbeiten, die beim Streben nach größerer Flexibilität ausgegliedert werden,
von Frauen durchgeführt werden (wie zum Beispiel Reinigungs-, Instandhaltungs- und
Kundenbetreuungsarbeiten). Darüber hinaus werden viele der neueren Funktionen, wie
zum Beispiel Arbeit in Call Centres, ebenfalls durch Outsourcing angeboten, so dass die
Zahl der in der Elektrizitätswirtschaft beschäftigten Frauen sich rein statistisch nicht
erhöht.

Frauen werden also durch Umstrukturierungsmaßnahmen zahlenmäßig weniger betroffen.
Bisher liegen jedoch auch kaum Anhaltspunkte dafür vor, dass sich die
Schwerpunktverlagerung im Qualifikationsprofil bei Elektrizitätsunternehmen in
beträchtlichem Maße zu ihren Gunsten auswirkt. Damit wird bestätigt, dass
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Chancengleichheitsstrategien zum Abbau der geschlechtsspezifischen Diskrepanz bei der
Beschäftigung weiterhin Bedeutung haben.

Wie sich Umstrukturierung und Liberalisierung auf das Qualifikationsprofil in
Unternehmen auswirken, zeigt sich in einer wahrnehmbaren Verschiebung bei den
Kernbereichsfunktionen und der Struktur von Elektrizitätsunternehmen. Diese ergibt sich
sowohl aus der Umstrukturierung vor der Liberalisierung als auch aus der
Umstrukturierung aufgrund des Liberalisierungsdrucks, das heißt des Zwangs zu stärkerer
Wettbewerbsfähigkeit. Am deutlichsten sichtbar ist diese Verlagerung in früher
öffentlichen Versorgungsbetrieben, sie ist jedoch durchweg in der gesamten
Elektrizitätswirtschaft zu beobachten. Während früher der Schwerpunkt größtenteils oder
ausschließlich auf der Verteilung von Elektrizität an feste Kunden lag, mit Schwergewicht
auf Netzinstandhaltung und technischen Dienstleistungen, so ist ein stärker
wettbewerbsbetonter Markt, in dem ein beträchtlicher Preisrückgang stattgefunden hat,
auf die folgenden Schlüsselfunktionen fokussiert:

• Makler- und Handelsfunktionen, um für wichtige Kunden den niedrigstmöglichen
Preis zu erreichen

• Marketing zur Pflege der vorhandenen und zur Gewinnung neuer Kunden und zur
Befriedigung ihrer Bedürfnisse, die zunehmend nicht nur auf die
Elektrizitätsversorgung, sondern auch auf andere Dienstleistungen ausgerichtet sind

• Gründung von multifunktionalen Versorgungsunternehmen, die nicht nur eine
Stromversorgung anbieten, sondern unter anderem auch Gas- und Wasserversorgung
sowie Telefon- und Internetdienstleistungen

• Projektmanagement, zum Beispiel bei der Planung von Anlagen oder Gebäuden mit
sparsamer Energienutzung

• Vertragsmanagement für Fremdunternehmen oder ausgegliederte Funktionen

• Kundenservice über Call Centres, die Informations-, Marketing- und/oder
Instandhaltungsleistungen bieten

• Unternehmensentwicklung, um ein Wachstum entweder innerhalb der bestehenden
Funktionen oder durch Diversifizierung zu gewährleisten

• Informations- und kommunikationstechnologische Funktionen, bei denen die
Nachfrage ständig zunimmt, nicht nur wegen der wachsenden Verbreitung
betriebsinterner Informationstechnologie, sondern auch, weil Firmen immer mehr IKT-
Beratungsdienstleistungen bieten

Diese neuen Trends sind nicht ohne weiteres mit der bisherigen Beschäftigungsstruktur
der Elektrizitätswirtschaft zu vereinbaren, wie bereits erwähnt. Zwar sind die
einschlägigen technischen Fähigkeiten immer noch von Bedeutung, die Betonung liegt
jetzt jedoch weniger auf Aktivitäten des traditionellen Kernbereichs, wie
Netzinstandhaltung. Derartige Funktionen gehören zwar weiterhin zum Aufgabenbereich,
sind jedoch in manchen Fällen ausgegliedert worden sind. Technische Fähigkeiten in
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Verbindung mit Projektmanagement- oder Unternehmensentwicklungsfähigkeiten werden
heute eher benötigt.

In einer weiteren beruflichen Kategorie ist es zu erheblichen „Verlusten“ aufgrund der
Umstrukturierung gekommen, nämlich bei den mittleren Führungskräften. Dies lässt sich
auf einen Zusammenbruch der ausgeprägten Regionalstruktur früherer öffentlicher
Versorgungsunternehmen zurückführen (zum Beispiel in Großbritannien und Italien) oder
auf interne Umstrukturierungen oder auf Fusionen, die Überschneidungen beseitigt haben.
Diese Entwicklung hat sich auch auf Hilfskräfte im Büro- und Verwaltungsbereich und bei
der Kundenbetreuung ausgewirkt.

Ein Personalabbau bei Führungskräften erfolgte im allgemeinen mit Hilfe von
Vorruhestandsregelungen oder die betreffenden Personen fanden in aufstrebenden
verwandten Sektoren eine Beschäftigung, da es sich häufig um hochqualifizierte, gut
vermittelbare Fachkräfte handelte.

Die Umorientierung von herkömmlichen monolithischen Unternehmen, die fast dem
industriellen Zeitalter angehören, auf flexible, dienstleistungsorientierte Firmen ist durch
die Notwendigkeit stärkerer Wettbewerbsfähigkeit erzwungen worden. Dazu war ein
Umdenken der Beschäftigten erforderlich, und zwar von der Vorstellung einer genau
festgelegten beruflichen Laufbahn auf der Grundlage technischer Bildung und
Lehrlingsausbildung hin zu einer flexibleren Karrierestruktur, die eine regelmäßige
Aktualisierung beruflicher Qualifikationen im Kernbereich und auf anderen Gebieten
erfordert. Man ist auch etwas von der überkommenen innerbetrieblichen Beförderung
abgekommen, und stellt jetzt Personal mit den erforderlichen Qualifikationen neu ein.
Dazu müssen die Beschäftigten zu interner wie auch externer Mobilität bereit und fähig
sein, was früher für einen Aufstieg nicht immer erforderlich war. Gleichzeitig werden die
Unternehmen durch das neue wettbewerbsbetonte Umfeld veranlasst, ihre Strategien der
innerbetrieblichen Ausbildung und ihre Anreizsysteme zu überdenken und zu verbessern,
um qualifiziertes Personal halten zu können. Es muss ein sinnvollerer Ausgleich zwischen
Flexibilität und Sicherheit gefunden werden, der beiden Seiten zugute kommt und eine
gelungenere Vereinbarung von Beruf und Privatleben ermöglicht. Einige, aber bei weitem
nicht alle Unternehmen bewegen sich in diese Richtung.

Reaktionen auf die Herausforderung der Umstrukturierung

Bei den Reaktionen der Unternehmen waren auffällige Ähnlichkeiten festzustellen. Aus
den eigenen Forschungsergebnissen sowie auch aus einer Erhebung von Eurelectric im
Jahre 1998 geht hervor, dass Umstrukturierung und Stellenabbau mit unterschiedlichen
Mitteln erreicht wurden. Bei weitem am häufigsten griff man jedoch auf Frühverrentung,
Umschulung und Umsetzung zurück. In Zukunft rechnet der Eurelectric-Bericht mit
einem Anstieg der Entlassungen um das Doppelte, da auf Grund des Wettbewerbsdrucks
eine höhere Effizienz erforderlich wird.

Aus den Ergebnissen der Erhebung geht eindeutig hervor, dass die Arbeitgeber sich
größtenteils darum bemüht haben, Arbeitsplätze in möglichst „sozialverträglicher“ Weise
mit Hilfe von freiwilliger Frühverrentung mit entsprechenden Anreizen abzubauen. Wie
bereits erwähnt, kam die Altersstruktur der Belegschaft in zahlreichen Elektrizitäts-
unternehmen dem durchaus entgegen. In einigen Ländern wurde dieses Vorgehen durch
staatliche Maßnahmen zur Förderung von Vorruhestands- oder Teilruhestandsregelungen
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erleichtert. Im Allgemeinen waren es jedoch die Unternehmen, die häufig sehr großzügig
bemessene Vorruhestandsregelungen finanzierten. Zwar gab es Anzeichen dafür, dass in
einigen Unternehmen diese Regelungen im Laufe der Zeit an Geldwert verloren hatten, es
ließ sich jedoch kein entsprechender allgemeiner Trend feststellen; einige Unternehmen
hatten ihre Regelungen in jüngster Zeit sogar noch verbessert.

Die meisten Unternehmen brachten sogar das Argument vor, dass es überhaupt nicht zu
„erzwungenen“ Freisetzungen gekommen sei, da der Personalabbau in den meisten Fällen
mit Hilfe von Frühverrentungen, natürlichen Abgängen und einer Blockierung von
Neueinstellungen erreicht werden konnte.

Zwar erlaubte die in den meisten Unternehmen vorherrschende Altersstruktur der
Elektrizitätswirtschaft, bei der Umstrukturierung im wesentlichen auf umfangreiche
„erzwungene“ Freisetzungen zu verzichten, es müssen jedoch noch einige Anmerkungen
zu dieser Strategie gemacht werden, die nach allgemeiner Übereinstimmung die
„sozialverträglichste“ Art darstellt, den erforderlichen Strukturwandel herbeizuführen.

Erstens steht eine Förderung von Frühverrentungen einer Politik entgegen, die von vielen
EU-Mitgliedstaaten vertreten wird; es geht dabei darum, von Vorruhestandsregelungen
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit wegzukommen, insbesondere angesichts
demografischer Entwicklungen. In den siebziger und achtziger Jahren war die
Frühverrentung als Methode beliebt geworden, eine hohe Jugendarbeitslosigkeit zu
bekämpfen, und im folgenden wurde es schwierig, diesen Trend wieder umzukehren. In
früheren Studien von ECOTEC im Auftrag der Europäischen Kommission und des
britischen Ministeriums für Bildung und Arbeit sind die folgenden Aspekte herausgestellt
worden:

• Sind Vorruhestandsregelungen erst einmal eingeführt, so lassen sie sich schwer wieder
rückgängig machen, da die Arbeitnehmer sie im Laufe der Zeit fast als eine „Zugabe“
einer Beschäftigung in einem großen Unternehmen ansehen.

• Die Frühverrentung kommt sparwillige Unternehmen und Regierungen äußerst teuer
zu stehen. In Unternehmen, in denen die Regelungen nach und nach an
Anziehungskraft verloren haben, ist die Frühverrentung auch eine zunehmend teure
Strategie für ältere Arbeitnehmer. Es besteht nämlich ein größerer Fehlbestand an
Rentenbeiträgen, insbesondere, wenn der Vorruhestand sehr früh, zum Beispiel mit
etwa 55 Jahren, möglich wird. Die von Eurelectric durchgeführte Erhebung zeigt, dass
Firmen in Erwägung ziehen, zukünftig das Instrument der Frühverrentung mit
Anreizen durch das Unternehmen weniger häufig zu nutzen. Dies ist in nicht
unwesentlichem Maße auf die hohen Kosten derartiger Maßnahmen zurückzuführen.
Natürlich wird die Vorruhestandsoption in dem Maße weniger wählbar, in dem sich
die Altersstruktur der Belegschaft ändert.

• Während Regierungen immer mehr darauf bedacht sind, die explodierenden Ausgaben
für die staatliche Rentenversicherung zu beschränken, haben Unternehmen häufig den
Versuch unternommen, die Arbeitslosenversicherung zu nutzen, um
Vorruhestandsregelungen bis zum Erreichen des Rentenalters finanziell aufzustocken,
wodurch die öffentlichen Finanzen weiter in Mitleidenschaft gezogen wurden.
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• Auch in den Fällen, in denen Arbeitnehmer behaupten, sie hätten freiwillig von einer
Vorruhestandsregelung Gebrauch gemacht, bleibt immer ein bestimmtes Maß an
Zwang, da eine solche Regelung häufig als die einzige realistische Option
wahrgenommen wird.

• In vielen Unternehmen hat die Tatsache, dass man sich zu sehr auf Frühverrentungen
verlassen hat, zu einem unwiederbringlichen Verlust von Wissen geführt, das in
Zukunft zu Qualifikationsdefiziten führen kann, insbesondere in Bereichen, in denen
für einige Zeit Neueinstellungen und Ausbildungsmaßnahmen blockiert worden sind.

Ein anderer Ansatz in einer beträchtlichen Zahl von Firmen, die darauf aus sind, die
Flexibilität zu erhöhen und Gemeinkosten zu reduzieren, ist Outsourcing bestimmter
Dienstleistungen und Funktionen, die bislang betriebsintern waren. Ausgegliedert werden
üblicherweise Dienstleistungen wie Reinigungs- und Instandhaltungsarbeiten, IT-
Leistungen oder Zählerablesungen. Als Folge der europäischen Rechtsvorschriften für
Unternehmensübertragungen muss das vorhandene Personal während eines bestimmten
Zeitraums an den neuen Vertragspartner übergehen und es gelten Beschränkungen (auch
für einen bestimmten Zeitraum) für mögliche Änderungen an den Arbeitsbedingungen.
Trotzdem herrschte der Eindruck vor, dass ein Outsourcing langfristig häufig zu einer
Verschlechterung der Beschäftigungs-, Entlohnungs- oder Aufstiegsaussichten führt. Die
neuen Unternehmen fielen nämlich häufig nicht in den Rahmen der für die Arbeitnehmer
geltenden tarifvertraglichen Vorschriften, so dass die Arbeitgeber die Möglichkeit hatten,
für sich günstigere Kollektivvereinbarungen „auszuhandeln“.

Vom Unternehmensstandpunkt aus beunruhigender war der von einigen Firmen
angeführte Eindruck, dass ein Outsourcing längerfristig zu einer Verschlechterung der
Kundenbetreuung, zur Unzufriedenheit von Kunden und zu einem Verlust wertvoller
Fähigkeiten führen könnte. Daher sind einige Unternehmen dazu übergegangen, einige
Dienstleistungen, wie zum Beispiel Call-Centre-Funktionen, intern abzuwickeln.

Eine beträchtliche Anzahl der im Zuge unserer Forschungsarbeiten in Erhebungen oder
Interviews erfassten größeren Unternehmen hatte Umschulungs- und
Umsetzungsprogramme eingerichtet, um Umstrukturierungsauswirkungen auf das
Personal in den betroffenen Berufen und Unternehmensbereichen in Grenzen zu halten. Im
allgemeinen waren diese Vorkehrungen zeitlich begrenzt, sie wurden jedoch häufig über
die ursprüngliche Begrenzung hinaus verlängert. Dabei ging es darum, Strukturen
aufzubauen, die eine gezielte Berufsberatung für die von der Umstrukturierung
betroffenen Arbeitnehmer bieten sollten. Dazu gehörte, falls angemessen, zunächst eine
Beratung über das System des Unternehmens für Frühverrentung oder freiwilliges
Ausscheiden. Alle Personen, für die keine dieser Optionen in Frage kam oder annehmbar
war, wurden dann in eine Beratung geleitet, bei der man ihre Zukunftspläne bewertete und
feststellte, ob sich diese mit den zukünftigen Anforderungen des Unternehmens in
Einklang bringen ließen. Wenn dies mit Hilfe eines genau umrissenen strukturierten
Umschulungsprozesses denkbar war, der sowohl für das Personalmitglied als auch für die
Firma annehmbar war, konnte die betreffende Person dann an einen neuen Arbeitsplatz
versetzt werden und die erforderliche Ausbildung durchlaufen. Bei einigen derartigen
Systemen konnten Belegschaftsmitglieder, die ihr zukünftiges Berufsleben außerhalb des
Unternehmens führen wollten und daran interessiert waren, neue Qualifikationen zu
erwerben oder einen neuen Beruf zu erlernen, eine finanzielle Unterstützung für eine
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entsprechende Ausbildung erhalten. Im Fall des Beispiels aus Schweden stand eine
derartige Unterstützung für einen Zeitraum von bis zu zwei Jahren zur Verfügung, wobei
Anreize für die Beteiligten geboten wurden, ihre Umschulung schneller zu absolvieren.

In den in die Fallstudie einbezogenen schwedischen Firmen standen die umfassendsten
Regelungen zur Verfügung. In den meisten Fällen beschränkte man sich auf Beratung und
Orientierung, wenn eine betriebsinterne Anpassung nicht möglich war.

Da viele der im Zuge dieser Forschungsarbeiten bewerteten Systeme nicht sehr lange
bestanden hatten, lagen kaum Ergebnisse vor, diese waren aber im allgemeinen
ermutigend.

Etwas Besorgnis erregte die Tatsache, dass diese Maßnahmen sämtlich zeitlich begrenzt
waren; es stand daher nicht fest, was nach dem Ende des ursprünglich vorgesehenen
Finanzierungszeitraums geschehen würde. Dieses Problem ist weiterhin ungelöst und
erfordert eine weitere Beschäftigung.

In Gewerkschaften wurde auch häufig Besorgnis darüber geäußert, dass die nach einem
erheblichen Personalabbau übrig gebliebenen Personalmitglieder einem zunehmenden
Stress ausgesetzt waren. Häufig sahen sie sich gezwungen, Mehrarbeit in einem
ungewohnt wettbewerbsbetonten Umfeld zu leisten, ohne eine ausreichende Ausbildung
für ihre neuen Aufgaben erhalten zu haben. Gleichzeitig traf man aber auch auf Beispiele
für Unternehmen, die Programme zur Neubewertung der Ausbildungserfordernisse für
sämtliche Beschäftigten unter Berücksichtigung der neuen Gegebenheiten einrichteten und
die dann auch entsprechende Ausbildungsprogramme boten.

Ein weiteres komplexes Problem bei Umstrukturierung und Umsetzung ist die
geografische Mobilität. In vielen Fällen gingen Arbeitsplätze in Gebieten verloren, die
kaum sonstige Beschäftigungsmöglichkeiten anboten; wenn entlassene Arbeitnehmer
andere Arbeitsplätze suchten, für die sie qualifiziert waren, dann setzte dies voraus, dass
sie zur geografischen Mobilität bereit und in der Lage waren. Wohl waren einige Firmen
willens, großzügige Beihilfen zu zahlen, dies war aber nicht in allen Fällen so und nicht
immer kommt Mobilität für die betreffenden Personen in Frage.

Da die Unternehmen bisher weitgehend in der Lage waren, „erzwungene“ Freisetzungen
zu vermeiden, führten alle nationalen staatlichen Stellen, die auf unsere Erhebung
antworteten, ins Feld, es gebe derzeit keinen Handlungsbedarf, um die Auswirkungen der
Liberalisierung auf die Beschäftigung mit spezifischen Maßnahmen aufzufangen. Wenn
Entlassungen vorgenommen wurden und eine entsprechende Arbeitslosigkeit zu
verzeichnen war, brachte man vor, dass Maßnahmen einer allgemeinen aktiven
Arbeitsmarktpolitik zur Verfügung standen, um den Betroffenen zu helfen.

In dieser Studie werden einige Beispiele dafür angeführt, dass man versuchte,
Arbeitsplätze mit Hilfe einer Arbeitszeitverkürzung zu erhalten oder sogar neu zu schaffen
(z. B. in Frankreich). Zwar war es nicht möglich, im Rahmen dieser Forschungsarbeiten
derartige Maßnahmen im einzelnen zu untersuchen, die Autoren würden jedoch
empfehlen, derartigen Initiativen weiter nachzugehen. Nicht nur wäre es möglich, mit
Hilfe dieses Ansatzes vorhandene Arbeitsplätze zu bewahren, sondern man könnte auch
neue Beschäftigungsmöglichkeiten schaffen und somit dazu beitragen, zukünftige
Qualifikationsdefizite zu vermeiden, indem man Möglichkeiten für neue Auszubildende
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eröffnet. Darüber hinaus könnte ein Beitrag zur Chancengleichheit und der Einführung
einer stärker familienfreundlichen Arbeitsform geleistet werden. Dies ist vor allem
nachdenkenswert, wenn man sich die Möglichkeiten eines weiteren Personalabbaus vor
Augen hält, der sich angesichts der sich verändernden Altersstruktur nicht mehr so leicht
auf der Grundlage von Frühverrentungen erreichen lässt.



76

8.2. Schlussfolgerungen

Aus unserer Studie ergeben sich die folgenden hauptsächlichen Schlussfolgerungen:

In den letzten 10 Jahren ist es in der Elektrizitätswirtschaft zu einem erheblichen
Beschäftigungsabbau gekommen. Da der Gasmarkt in vielen europäischen Ländern noch
nicht ausgereift ist, verzeichnete die Erdgasindustrie im letzten Jahrzehnt im wesentlichen
einen Beschäftigungszuwachs. Eine wichtige Ausnahme ist das Vereinigte Königreich.

Die Auswirkungen der Umstrukturierung und der Einführung neuer Technologien lassen
sich nur schwer von den direkten Auswirkungen der Marktliberalisierung trennen; sicher
ist nur, dass die Liberalisierung dazu beiträgt, die beiden erstgenannten Entwicklungen zu
beschleunigen. Aus unseren Fallstudien ergab sich allerdings, dass häufig die
Umstrukturierung in einem unmittelbaren Zusammenhang mit der Liberalisierung stand.
Auch die jüngste Zunahme von Fusionen lässt sich mit der Liberalisierung und dem Zwang
zur Aufrechterhaltung der Wettbewerbsfähigkeit in Verbindung setzen. Ankündigungen
von Fusionen gehen häufig mit Ankündigungen des Abbaus von Arbeitsplätzen einher.

Es besteht kein direkter Bezug zwischen dem Ausmaß der Liberalisierung und der Anzahl
der abgebauten Arbeitsplätze. Allerdings war der Personalabbau in den Ländern am
größten, in denen die Liberalisierung mit einer Privatisierung verbunden war (im
wesentlichen im Vereinigten Königreich).

Der Umstrukturierungsprozess in der Elektrizitätswirtschaft ist von einigen
Schlüsselmerkmalen dieses Industriezweigs beeinflusst worden, darunter:

- ein überalterter Arbeitskräftebestand

- eine signifikante Unterrepräsentation von Frauen

- ein Qualifikationsprofil, dessen Schwerpunkt traditionell auf technischen Aufgaben
liegt

- eine hergebrachte Erwartung einer „lebenslangen Anstellung“

- ein herkömmlicherweise geringes Interesse an Marketingdienstleistungen und
Kundenservice

Dies lief darauf hinaus, dass eine Umstrukturierung bisher auf „sozialverträgliche Weise“
mit Hilfe von Frühverrentungen und natürlichen Abgängen stattfinden konnte. Frauen
waren weniger betroffen als Männer, da sie in der Elektrizitätswirtschaft weiterhin
durchweg unterrepräsentiert sind. Ein Arbeitsplatzabbau traf meist Angelernte und
Facharbeiter in den technischen Berufen, sowie auch die mittleren Führungspositionen und
zugehörige Büroberufe. Neue Arbeitsplätze waren hauptsächlich in den Bereichen
Marketing, Kundenservice, IT und Dienstleistungen für Unternehmen zu verzeichnen.
Somit lässt sich ein Ausgleich zwischen den Bereichen, in denen Arbeitsplätze verloren
gehen und denen, in denen sie geschaffen werden, nicht ohne weiteres bewerkstelligen, so
dass erhebliche Umschulungsbemühungen erforderlich sind.

Neben Umschulungen ist auch eine neue Mentalität zugunsten größerer Flexibilität
erforderlich geworden, sowohl bei den Unternehmen als auch bei den Beschäftigten. Es
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muss ein gelungener Ausgleich zwischen Flexibilität und Sicherheit gefunden werden, und
es gilt sicherzustellen, dass Umstrukturierungen und Fusionen nicht dazu benutzt werden,
Kollektivvereinbarungen zu schwächen und die Arbeitnehmerrechte, einschließlich des
Rechts auf eine Vertretung, zu unterhöhlen.

Die Kosten der Umstrukturierungsmaßnahmen sind – auf den ersten Blick – bisher im
wesentlichen von den Unternehmen getragen worden. Der Staat ist nicht durch eigens
konzipierte Systeme einbezogen worden; es gab nichts, was über normale
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen hinausgegangen wäre.Allerdings hat auch der Staat,
da in großem Maßstab auf Vorruhestandsregelungen zurückgegriffen wurde, einen
wesentlichen Anteil der Last übernommen (was seiner allgemeinen Tendenz im Bereich
Frühverrentung zuwider lief). Es muss die Frage gestellt werden, ob wohl von einer
„freiwilligen“ Frühverrentung die Rede sein kann, wenn Alternativen kaum gegeben sind.

Darüber hinaus zeigt sich am Beispiel des Vereinigten Königreichs, dass im
Umstrukturierungsprozess begriffene Firmen immer mehr mit Schwierigkeiten zu kämpfen
haben, da die Option Frühverrentung wegen des sich verändernden Altersprofils der
Belegschaften so gut wie ausgeschlossen ist. Möglicherweise greift man in Zukunft mehr
zu Entlassungen oder zu Freisetzungen zu weniger günstigen Bedingungen, so dass eine
schnellere arbeitsmarktpolitische Reaktion erforderlich wird.

Offenbar muss man sich daher weiterhin mit einer Reihe wichtiger Fragestellungen
befassen:

- Zukünftiger Abbau von Arbeitsplätzen und dessen Modalitäten

- Ausgleich zwischen in dem Sektor verlorengegangenen und neugeschaffenen
Arbeitsplätzen

- Auswirkung der Belegschaftsverringerungen auf die übrig gebliebenen
Personalmitglieder (zum Beispiel zunehmender Stress)

- Auswirkungen von Personaleinsparungen und damit eines Verlusts an erfahrenen
Fachkräften auf die Qualität der Dienstleistungen und der Netzinstandhaltung
(Verpflichtung zur öffentlichen Dienstleistung)

- Auswirkungen des Outsourcing auf die Entwicklung von Qualität und Qualifikationen

- Auswirkungen des Arbeitsplatzabbaus auf das Altersprofil des Personals und die
Einstellung von Nachwuchskräften (z. B. die Frage zukünftiger Qualifikationsdefizite)

Außerdem könnte man bewährte Vorgehensweisen, bei denen z.B. nennenswerte
Bemühungen um eine Umschulung unternommen werden, stärker bekannt machen. Dabei
sollte der Akzent darauf liegen, dass Unternehmen die erforderlichen
Ausbildungsmaßnahmen anbieten müssen, um ihr Personal auf das rauere Umfeld einer
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stärkeren Wettbewerbsorientierung vorzubereiten (das heißt ein Angebot von Maßnahmen
des lebenslangen Lernens und zum Erwerb übertragbarer Qualifikationen).

Auch sollte man die Erfahrungen der Länder, die mit Arbeitszeitverkürzungen
experimentieren, berücksichtigen, insbesondere angesichts der vorstehend skizzierten
Trends.

Aus dem Beispiel Irlands ist offenbar zu entnehmen, dass zahlreiche Arbeitnehmer, die die
Berufsberatung im Unternehmen genutzt haben, sich selbständig machen. Hier sollte man
den Möglichkeiten nachgehen, Mittel der Gemeinschaft einzusetzen.

Es muss in Betracht gezogen werden, eine Finanzierung durch die Europäischen
Strukturfonds zu nutzen, um die Umschulung freigesetzter Arbeitnehmer und die
Sanierung von Gebieten zu unterstützen, die besonders von der Schließung von
Produktions- und Netzverbundskapazitäten in der Elektrizitätswirtschaft (und
gegebenenfalls in der Erdgasindustrie) betroffen sind. Sofern erforderlich, sollte dies mit
Umschulungsmaßnahmen einhergehen, vorzugsweise mit Hilfe von Mitteln, die von
Sozialpartnern auf Unternehmensebene gemeinsam verwaltet werden.

Die Sozialpartner des sektoralen sozialen Dialogs in der Elektrizitätswirtschaft sollten
danach streben, diesen Dialog und seine Ressourcen in größtmöglichem Umfang für
Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten zu nutzen, um den Veränderungen bei
Beschäftigungs- und Qualifikationsprofilen nachzugehen.
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9. ELEKTRIZITÄTSHANDEL MIT NICHT -EU-LÄNDERN

9.1. Die Lage

Zwischen der EU und nicht zur EU gehörenden Nachbarländern wurde immer schon mit
Elektrizität gehandelt. Innerhalb der EU wurden derartige Handelsaktivitäten von den
früheren EVU im Rahmen ihrer Monopolposition abgewickelt. Die gehandelte
Strommenge war jedoch relativ begrenzt. Tatsächlich bestand das Hauptinteresse der
früheren Monopole darin, den in ihren eigenen Anlagen erzeugten Strom zu verkaufen,
um Gewinne und Betrieb der Kraftwerke zu sichern. Darüber hinaus wurde der
Elektrizitätshandel früher durch gewisse technische Faktoren begrenzt, beispielsweise die
geringe Kapazität von Verbundleitungen zwischen nationalen Netzen sowie
unterschiedliche betriebliche Standards.

Unter den neuen Gegebenheiten eines liberalisierten Binnenmarktes haben die etablierten
Monopolfirmen ihre Exklusivrechte zur Erzeugung, Aus- und Einfuhr von Strom verloren
und neue Markteilnehmer kommen hinzu, insbesondere Energiehändler. Der Handel mit
Elektrizität wird daher wahrscheinlich gegenüber der Vergangenheit auch vor dem
Hintergrund der in einigen Nachbarländern bestehenden Überkapazitäten an Attraktivität
gewinnen.

Außerdem bessert sich die Situation im Hinblick auf technische Beschränkungen von
Verbundleitungen zusehends. In Mitteleuropa sind die vier Länder, die das CENTREL-
Netz bilden (Polen, Ungarn, Slowakei und die Tschechische Republik), in vollem Umfang
mit dem UCTE-Netz verbunden, das aus dem kontinentalen Teil der EU und der Schweiz
besteht68. An seiner östlichen Grenze ist der CENTREL-Bereich mit der Ukraine
verbunden, was möglicherweise dazu führt, dass sich die Ukraine in Zukunft zur
wichtigsten Schnittstelle für den Ost-West-Handel entwickeln kann. Es bestehen zwei
Vorhaben, um das russische Netz an den CENTREL/UCTE-Bereich anzubinden, zum
einen über die Ukraine und zum anderen über den „Baltischen Ring“ (Russland-Litauen-
Kaliningrad-Polen). Des Weiteren arbeiten UCTE/CENTREL zur Zeit an der Integration
Bulgariens und Rumäniens in ihr Netzsystem.

Im Jahre 1999 beliefen sich die gesamten Elektrizitätsimporte aus der CENTREL-Region
auf etwa 15.000 GWh oder rund 1 % des gesamten UCTE-Stromverbrauchs, wobei der
größte Teil aus der Tschechischen Republik stammte. Exporte aus der Gemeinschaft in die
CENTREL-Region machten circa 6.000 GWh aus. Russland exportierte 1998 über die
einzige zwischen Russland und einem EU-Land bestehende Verbundleitung 4.690 GWh
nach Finnland69.

9.2 Die Voraussetzungen für mehr Handel

68 Gegenwärtig sind die folgenden Mitgliedstaaten direkt mit Drittländern verbunden: Frankreich mit der
Schweiz; Italien mit der Schweiz und Slowenien; Österreich mit der Schweiz, Slowenien, Ungarn und der
Tschechischen Republik; Deutschland mit der Schweiz, Polen und der Tschechischen Republik; Finnland
mit Russland

69 Siehe hierzu die beigefügte Tabelle: Physische Elektrizitätsströme im Jahre 1999
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Eine mögliche Intensivierung des Elektrizitätshandels mit Nachbarländern würde
grundsätzlich eine positive Entwicklung darstellen. Hierdurch käme es zu einem stärkeren
Wettbewerb, was zu einer höheren Effizienz und möglicherweise auch zu neuen
Investitionschancen für EU-Unternehmen in Nachbarländern führen würde.

Sichergestellt werden muss allerdings, dass eine solche Ausweitung des Marktes auf
gleichen Ausgangsbedingungen für alle Wirtschaftsteilnehmer beruht. In diesem
Zusammenhang sind zwei Aspekte von besonderer Bedeutung:

9.2.1. Gegenseitigkeit

Um zu gewährleisten, dass unterschiedliche Grade der Marktöffnung nicht zu unfairem
unausgewogenem Marktzugang und Wettbewerb führen, enthält die Richtlinie zur
Schaffung des Elektrizitätsbinnenmarktes („die Elektrizitätsrichtlinie“) eine
Gegenseitigkeitsklausel. Grundsätzlich ermöglicht diese Bestimmung einem Mitgliedstaat
A, Lieferungen an gewisse Arten von Kunden durch Importe aus dem Mitgliedstaat B zu
verweigern, wenn es solchen Kunden in Mitgliedstaat B nicht freisteht, einen Versorger in
Mitgliedstaat A frei zu wählen. Damit können Mitgliedstaaten ihre Liberalisierung
schneller als andere vorantreiben, ohne ihre Elektrizitätswirtschaft „unfairem“ Wettbewerb
durch Erzeuger in Ländern, die in erheblichem Maße geschützte Märkte aufrechterhalten,
auszusetzen. Aus denselben Erwägungen sollte der Grundsatz der Gegenseitigkeit auch
für Handelsbeziehungen mit Nicht-EU-Mitgliedstaaten gelten.

9.2.2. Umwelt- und Sicherheitsstandards

Aus Drittländern eingeführter Strom darf nicht mit Methoden erzeugt werden, die die
Umwelt der Gemeinschaft zusätzlich bedrohen, weder durch Luftverschmutzung noch
durch die erhöhte Gefahr eines nuklearen Unfalls.

Kraftwerke in der EU müssen strenge Umweltstandards (z. B. gemäß der Richtlinie zur
Bekämpfung der Luftverunreinigung durch Industrieanlagen70) erfüllen, die häufig die
Installation von kostenaufwendigen Zusatzeinrichtungen erfordern. Dementsprechend
könnten Kraftwerke in Drittländern mit begrenzten Umweltschutzvorrichtungen und damit
niedrigeren Betriebskosten Kraftwerke in der EU unterbieten, was als „unfairer“
Wettbewerb angesehen werden könnte. Außerdem wäre im Bereich der Kernkraft eine
Situation, in der Elektrizität aus unsicheren Kraftwerken an Stromverbraucher in der EU
verkauft und damit indirekt zum weiteren Betrieb solcher Anlagen beigetragen würde,
sowohl in politischer als auch in umweltbezogener Hinsicht nur schwer tragbar.

Am wichtigsten aber ist, dass der unbeschränkte Zugang zu umweltbelastenden und/oder
unsicheren Stromkraftwerken die Basis des Liberalisierungsprozesses in der EU
untergraben könnte. Denn die Einführung von gemeinschaftsweitem Wettbewerb auf dem
Elektrizitätsmarkt setzt vergleichbare Rahmenbedingungen in allen betroffenen Ländern
voraus, um so grundsätzlich eine gleiche Ausgangslage für alle zu schaffen.

70 Richtlinie 84/360/EWG
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9.3. Der rechtliche Rahmen

Angesichts des oben beschriebenen Potentials für mehr Handel mit Strom einerseits und
der Notwendigkeit, zur Sicherstellung gleicher Ausgangsbedingungen Vorschriften für
einen solchen Handel aufzustellen, andererseits bedarfder internationale rechtliche
Rahmenfür den Handel mit Strom einer Klärung. In diesem Zusammenhang spielen eine
Reihe von Rechtssystemen eine Rolle:

– Innerstaatliche Rechtsvorschriften/Elektrizitätsrichtlinie

Die Einfuhr von Strom in die Gemeinschaft erfordert den Zugang zum Netz über den
Zugang zu Verbundleitungen. Für Importe aus Nicht-EG-Ländern ist ein solcher Zugang
in der Elektrizitätsrichtlinie nicht vorgesehen. Allerdings wird hierin ein solcher Zugang
auch nicht ausgeschlossen. Gleichermaßen ist in den innerstaatlichen Rechtsvorschriften
zur Umsetzung der Richtlinie ein solcher Zugang weder vorgesehen noch ausgeschlossen.
In einigen Mitgliedstaaten müssen Netzbetreiber jedoch eine Genehmigung einholen,
bevor sie Importe aus Drittländern akzeptieren können.

– WTO/GATT-Vorschriften:

Für WTO-Mitglieder oder Parteien des Vertrages über die Energiecharta, für die die
WTO/GATT-Vorschriften analog gelten, bilden diese Vorschriften den hauptsächlichen
rechtlichen Bezugsrahmen. Es liegen jedoch praktisch keine Erfahrungen mit der
Anwendung von GATT-Vorschriften auf den Handel mit Elektrizität vor. Demzufolge
bleibt bei verschiedenen Fragen eine Behandlung nach den GATT-Vorschriften
ausgesprochen unklar, auch wenn bei einigen relevanten Aspekten anscheinend Klarheit
herrscht.

Allgemein erfährt der Energiehandel im Rahmen des GATT-Abkommens keine
Sonderbehandlung. Stattdessen werden Energiewaren einschließlich Elektrizität genau wie
alle anderen Waren behandelt, die an internationalem Handel beteiligt sind; das führt dazu,
dass die einschlägigen GATT-Vorschriften für den Warenhandel Anwendung finden. Des
Weiteren ist der Handel mit Elektrizität insofern frei, als die Gemeinschaft keine Zölle auf
Einfuhren von Strom erhebt. Auf der Hand liegt schließlich, dass nach der
„Inländerbehandlung“ (Artikel III Absatz 4 des GATT) Importstrom, sobald er in die
Gemeinschaft gelangt ist, genauso behandelt werden muss wie in der EU erzeugte
Elektrizität.

Ferner ist auf Vorschläge im Rahmen der GATS 2000-Verhandlungen hinzuweisen, die
sich auf den Zugang von Lieferanten aus Drittländern zum liberalisierten EU-
Energiemarkt auswirken könnten und die bestehende WTO/GATT-Regelung durch
zusätzliche GATS-Bereiche ergänzen.

- Der Vertrag über die Energiecharta

Der Vertrag über die Energiecharta (VEC) enthält keine spezifischen Vorschriften für den
Handel mit Energie, sondern sieht die Anwendung der einschlägigen GATT-Vorschriften
zwischen den Parteien des VEC vor. Der VEC beinhaltet jedoch verschiedene
Vorschriften über dieDurchleitung von netzgebundener Energie. Diese Vorschriften
werden gegenwärtig in einem gesonderten Protokoll näher ausgeführt.
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„Durchleitungen“ sind allerdings von Exporten und Importen zu unterscheiden, da sie sich
nicht auf Elektrizitätsströme beziehen, die für den Verbrauch im Einfuhrland bestimmt
sind. Damit ist klar, dass der VEC an sich von Mitgliedstaaten nicht verlangt, ihren Markt
für Lieferungen an Endabnehmer zu öffnen.

- Die zwischen der EU und den Bewerberländern geschlossenen Europa-Abkommen

Die Abkommen enthalten Bestimmungen, die in Bezug auf den freien Warenverkehr
schrittweise eine freie Zone zwischen der Gemeinschaft und den Bewerberländern
schaffen. Besondere Bestimmungen besagen, dass sich Bewerberländer nach besten
Kräften bemühen müssen, um einen angemessenen Grad an Harmonisierung mit dem
Gemeinschaftsrecht zu erreichen. Da die Gegenseitigkeitsklausel der Elektrizitätsrichtlinie
und die Umweltstandards Teil des Gemeinschaftsrechtes sind, scheinen die Anwendung
des Gegenseitigkeitsprinzips und Bedingungen in Bezug auf Umweltstandards mit den
Europa-Abkommen vereinbar zu sein.

9.4. Schaffung eines zuverlässigen rechtlichen Rahmens für den Handel

Der notwendige zuverlässige rechtliche Rahmen könnte auf der Grundlage von auf dem
Prinzip der Gegenseitigkeit beruhenden bilateralen Verträgen oder Abkommen mit den
betroffenen Ländern geschaffen werden; dadurch würden gleicher Marktzugang und
gleiche Ausgangsbedingungen sichergestellt.

In einem ersten Schritt wird die Kommission – durch die Analyse der zur Verfügung
stehenden Informationen und der bestehenden bilateralen Kontakte – die Länder ermitteln,
die für den Abschluss bilateraler bzw. regionaler Verträge/Abkommen mit der
Gemeinschaft in Frage kommen. Grundsätzlich müssen solche Länder über einen
Elektrizitätsmarkt verfügen, der im Einklang mit den Grundprinzipien der
Elektrizitätsrichtlinie der Gemeinschaft organisiert ist, und zwar sowohl in quantitativer
als auch in qualitativer Hinsicht, d. h. in Bezug auf die Marktöffnung, den Netzzugang
Dritter und die Entflechtung. Sie müssen ferner bereit sein, EU-Unternehmen Zugang zum
Markt zu gewähren. Die für die Stromerzeugung geltenden Umweltstandards und die
nuklearen Sicherheitsbestimmungen müssen ausreichend sein.

Sobald feststeht, welche Länder in Frage kommen, würde die Kommission den Rat um ein
Verhandlungsmandat ersuchen und mit den Verhandlungen beginnen.

Auch wenn die Geltungsdauer solcher Verträge bei einigen Ländern möglicherweise
begrenzt wäre – bei Bewerberländern auf die Zeit bis zu deren Beitritt oder gegebenenfalls
bis zum Ende eines Übergangszeitraums -, so sind sie aufgrund der politischen und
wirtschaftlichen Brisanz der Frage trotzdem notwendig, damit die Zwischenzeit abgedeckt
ist. In jedem Fall müssen die Verträge vollständig im Einklang mit den
Beitrittsverhandlungen und den zu erwartenden Bestimmungen der Beitrittsverträge
stehen.

Außerdem sind die praktischen Konsequenzen der Verträge zu überwachen. Daher sollten
die Mitgliedstaaten verpflichtet werden, der Kommission regelmäßig über die im Rahmen
neuer bilateraler oder regionaler bzw. bestehender Verträge eingeführten Mengen und
deren Ursprung Bericht zu erstatten. Die Kommission würde dann einen Bericht über die
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gewonnenen Erfahrungen erstellen und bei Bedarf zusätzliche Maßnahmen auf
Gemeinschaftsebene vorschlagen.

9.5 Das Beispiel der Schweiz

Eine gemeinsame Erklärung zur Liberalisierung der Elektrizitätsmärkte wurde zur
Annahme durch den Gemischten Ausschuss EU/Schweiz vorbereitet. Diese Erklärung
besagt, dass der wechselseitige Zugang zu den Elektrizitätsmärkten der Gemeinschaft und
der Schweiz auf der Grundlage des Gegenseitigkeitsprinzips gemäß den Festlegungen in
der Elektrizitätsrichtlinie und den entsprechenden Bestimmungen im Schweizer Recht
organisiert wird. Die Erklärung bestätigt außerdem die gemeinsame Verständigung darauf,
dass Umweltstandards im Bereich der Stromerzeugung in der EU und der Schweiz auf
vergleichbaren Kriterien basieren.

Auch wenn dieser Fall in gewissem Umfang als Beispiel für künftige Vereinbarungen mit
anderen Drittländern herangezogen werden kann, ist er als Sonderfall zu betrachten. Denn
hier werden keine neuen Vorschriften aufgestellt, sondern ein bereits bestehendes
allgemeines Freihandelsabkommen, das Freihandelsabkommen zwischen der EU und der
Schweiz, das an sich auf dem Gegenseitigkeitsprinzip beruht, wird auf ein spezielles
Produkt – den Strom – angewendet.

9.6. Schlussfolgerungen

Durch den Abschluss bilateraler und multilateraler Verträge/Abkommen ließe sich für den
Elektrizitätshandel mit Drittländern ein zuverlässiger rechtlicher Rahmen schaffen. Dabei
wäre das Gegenseitigkeitsprinzip gesichert, was zur Schaffung gleicher
Ausgangsbedingungen auf der Grundlage gleichwertiger Marktzugangsrechte beitragen
würde. Die Einbeziehung von Umweltbelangen dadurch, dass verhindert wird, dass Strom
aus untragbaren Erzeugungsanlagen Zugang zum EU-Markt erhält, wäre ein Anreiz für
Nachbarländer, ihre Standards in diesem Bereich zu erhöhen.
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Physische Elektrizitätsströme im Jahre 1999

EU – MS Drittland Exp.
(GWh)

Imp.
(GWh)

Gesamtströme
(GWh)

Deutschland Schweiz 8685 5863 18548

Polen 1954 368 2322

Tschechische
Republik 612 5693 6305

Österreich Schweiz 3154 375 3529

Tschechische
Republik 68 3636 3704

Ungarn 65 2018 2083

Slowenien 3556 5 3561

Italien Schweiz 48 21676 21724

Slowenien 38 3406 3444

Frankreich Schweiz 8978 2209 11187
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Spanien Marokko 1803 1803

Finnland
Wert des Jahres
1998

Russland 4690 4690

Gesamt 28956 49939 78895

Gesamt
MOEL

(CENTREL)

6293 15126 21419

Zum Vergleich:

Gesamterzeugung in der EU: 2.500.000 GWh

Gesamte grenzüberschreitende Ströme innerhalb der EU: ≈ 200.000 GWh

Quellen: Statistisches Jahrbuch 1999 der UCTE und statistisches Jahrbuch 1998 der NORDEL
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10. ÖFFENTLICHE ANHÖRUNG – VOLLENDUNG DES ENERGIEBINNENMARKTES

10.1. Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse

Am 14. September 2000 hat die Generaldirektion Energie und Verkehr in Brüssel eine
öffentliche Anhörung zum Thema Vollendung des Energiebinnenmarktes veranstaltet,
um die Meinungen möglichst vieler Beteiligter zum Liberalisierungsprozess einzuholen.

Bei der Anhörung waren 117 Einrichtungen und Unternehmen vertreten. Die Zahl der
Redebeiträge belief sich auf 52; zusammen mit den schriftlichen Beiträgen lagen somit
insgesamt 70 Standpunkte vor. Europäische Vertreterorganisationen der
Elektrizitätsunternehmen (Eurelectric für die gesamte Stromindustrie der EU-
Mitgliedstaaten und mehrerer Bewerberländer), der Energiehändler (EFET, der 48
Handelsunternehmen angehören), der Gasversorgungsunternehmen, der
Verteilungsunternehmen, der Betreiber von Übertragungsnetzen (ETSO, die alle
Betreiber von Übertragungsnetzen in der EU umfasst) und der industriellen Abnehmer
sowie europäische Arbeiternehmer- und Arbeitgeberverbände waren bei der Anhörung
vertreten und nahmen aktiv an ihr teil.

Einen detaillierten Überblick über alle im Rahmen der Anhörung geleisteten
Redebeiträge und die in elektronischer Form eingegangenen Beiträge enthält die
folgende Web-Seite:
http://europa.eu.int/comm/energy/en/elec_single_market/index_en.htm. Das Programm
der Anhörung, die Teilnehmerliste und der Beitrag der Vizepräsidentin der
Kommission, L. de Palacio, sind ebenfalls auf dieser Web-Seite veröffentlicht.

Die wesentlichen Ergebnisse der Anhörung lassen sich wie folgt zusammenfassen:

10.2. Marktöffnung

Auf die Frage, ob und wie die derzeitigen Zulassungskriterien ausgeweitet werden und
ob sie zu einer weiteren oder einer vollständigen Marktöffnung führen sollen, sprachen
sich 80 % der Teilnehmer für eine kurz- bis mittelfristige vollständige Marktöffnung
aus. Der diskriminierende Umstand, dass Verteilungsunternehmen in einigen
Mitgliedstaaten zugelassen sind und in anderen nicht, wurde ebenso in besonderen
Maße hervorgehoben wie die Tatsache, dass es nicht länger gerechtfertigt werden
könne, großen industriellen Verbrauchern gegenüber KMU weiter den zusätzlichen
Wettbewerbsvorteil niedriger Energiepreise einzuräumen.

Zu den 20 % der Teilnehmer, die angaben, die aktuellen Bestimmungen seien
ausreichend und die Marktöffnung sollte nicht beschleunigt werden, gehörten die
Arbeitsnehmerverbände der Energiewirtschaft sowie die überwiegende Mehrzahl der
befragten Gasversorgungsunternehmen. Von diesen beiden Gruppen abgesehen,
sprachen sich alle Teilnehmer für eine weitere Öffnung des Marktes aus.

10.3. Entflechtung
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Bei der Frage der Entflechtung plädierten mehr als 70 % der Teilnehmer dafür, die
derzeitigen Bestimmungen in der Richtlinie zu verstärken und zumindest so weit gehen
zu lassen, dass die rechtliche Entflechtung des Übertragungsnetzbetreibers zwingend
vorgeschrieben ist. Alle obengenannten Teilnehmer forderten eine eindeutige
Entflechtung der verschiedenen Tätigkeiten als Mindestvoraussetzung für einen fairen
Wettbewerb. Betont wurde, die Aufgabe der Übertragungsnetzbetreiber sollte lediglich
darin bestehen, die Entfaltung der Marktkräfte zu begünstigen. Die europäische
Vertreterorganisation der Übertragungsnetzbetreiber erklärte, die rechtliche
Entflechtung reiche nicht, um eine wirkungsvolle Entflechtung sicherzustellen. Von
denjenigen, die strengere Entflechtungsvorschriften befürworteten, sprachen sich mehr
als 50 % für die vollständige finanzielle Unabhängigkeit der Übertragungsnetzbetreiber
aus, wobei einige der Entflechtung der Eigentumsverhältnisse den Vorzug gaben. Zu
denjenigen, die vorbrachten, die gegenwärtigen Bestimmungen in den Richtlinien seien
ausreichend, gehörten insbesondere die Gasversorgungsunternehmen. Von diesen und
zwei weiteren Teilnehmern abgesehen, unterstützten alle die Stärkung der derzeitigen
Entflechtungsvorschriften.

10.4. Zugang zum Netz

Bei dieser Frage sprachen sich 80 % für zumindest veröffentlichte und die meisten für
geregelte Tarife für den Zugang zu den Gas- und Stromnetzen aus. Insbesondere die
Vertreter der deutschen Elektrizitätsunternehmen, Übertragungsnetzbetreiber und der
VIK, der im Namen der Verbraucher verhandelte, befürworteten ein Zugangsystem auf
Vertragsbasis wie es in Deutschland praktiziert wird, was nach industrieweiten
Verhandlungen zu veröffentlichten Preisen geführt habe. Sie argumentierten, dies
schaffe eine hinreichend transparente Basis für den nichtdiskriminierenden
Marktzugang. Ein deutscher Verbraucher und ein Händler reagierten speziell hierauf
und erklärten, dass dies ihrer Erfahrung nach nicht der Fall sei. Viele
Gasversorgungsunternehmen erklärten sich gegen die verbindliche Veröffentlichung
von Zugangspreisen. Das Zugangssystem auf Einzelvertragsbasis, das zur Zeit in der
Richtlinie vorgesehen ist , wurde von niemandem befürwortet.

10.5. Mechanismen zur Förderung des Handels

Zu diesem Thema äußerten sich rund 40 % der Teilnehmer, insbesondere die
Elektrizitätsunternehmen und die industriellen Verbraucher. Sie aller unterstützten die
Arbeiten, die im Rahmen der Regulierungsforen von Florenz und Madrid durchführt
wurden, wobei einige dafür plädierten, die dortigen Arbeiten in irgendeiner Form zu
kodifizieren. Alle forderten eine gewisse Harmonisierung der Tarife für den Zugang zu
Übertragungsnetzen und Verfahren für das Überlastungsmanagement auf der
Grundlage von Marktmechanismen. Mehrere Verbraucher warnten vor der
Versteigerung von Verbundleitungskapazität, da dies das Potential für etablierte
Betreiber berge, Wettbewerb abzuwehren.

10.6. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen

Zu diesem Punkt vertraten alle Teilnehmer außer einem den Standpunkt, dass
gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen auf einem liberalisierten Markt erfüllt werden
könnten, sofern die richtigen regulativen Maßnahmen ergriffen würden. Außerdem
wurde zum Ausdruck gebracht, dass die Qualität der Dienstleistungen aufgrund der
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Einführung des Wettbewerbs zunehme. Der französische Arbeitnehmerverband
verurteilte den Liberalisierungsprozess, weil er gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen
in Frage stelle. Die Versorgungssicherheit ist ein Thema, das nach Ansicht von etwa 30
% der diesbezüglich Befragten besondere Beachtung verlangt. Verschiedene
Teilnehmer betonten die Notwendigkeit, soziale und umweltbezogene Ziele in den
Rahmen der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen aufzunehmen.

10.7 Auswirkungen auf die Beschäftigung

Die Vertreter der Arbeitnehmer der Energiewirtschaft hoben die Notwendigkeit
europäischer Maßnahmen hervor, um die negativen Auswirkungen der Liberalisierung
auf die Beschäftigung im Elektrizitäts- und Gassektor abzufangen. Einer der
Arbeitnehmerverbände erkannte den positiven Effekt der Liberalisierung auf die
Beschäftigung in der Energie verbrauchenden Industrie an. Viele
Elektrizitätsunternehmen, vor allem aus dem Vereinigten Königreich, erklärten, die
Liberalisierung schaffe nicht nur neue Arbeitsplätze in anderen Sektoren, sondern auch
im Energiesektor.

10.8. Umwelt

Von denjenigen, die sich zu diesem Thema äußerten, brachten viele vor, der
Behandlung von Strom aus erneuerbaren Energiequellen müsse besondere Beachtung
eingeräumt werden; besonders die dänischen Vertreter befürworteten einen
europäischen Markt für Elektrizität aus erneuerbaren Energiequellen. Verschiedene
Teilnehmer wiesen darauf hin, dass die Kraft-Wärme-Kopplung auf einem
liberalisierten Markt besondere Aufmerksamkeit erfordere. Der europäische Vertreter
der KWK-Betreiber und der WWF befürworteten eine Richtlinie zur Förderung der
Kraft-Wärme-Kopplung. Sie plädierten außerdem für die Abschaffung des Artikels in
der Gasrichtlinie, der den Mitgliedstaaten die Einführung eines Schwellenwerts für die
Zulassung von KWK-Betreibern gestattet.

10.9. Regulierungsbehörden

Zu diesem Thema plädierten alle für in hohem Maße unabhängige
Regulierungsbehörden, einige befürworteten dabei eine europäische Regulierungsstelle.

10.10. Marktbeherrschende Stellung

Mehrere Teilnehmer äußerten starke Besorgnis über das derzeitige Tempo der
Konsolidierung auf dem Energiemarkt.


